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1 Allgemeine Bemerkungen über die Ausschußarbeit 


1.1 Umzug des Ausschußdienstes 

Bereits in seiner ersten Sitzung mußte sich der Aus- 
schuß mit der Unterbringung des Ausschußdienstes, 
der Abteilung Petitionen und Eingaben der Verwal- 
tung des Deutschen Bundestages, befassen. Aufgrund 
des Raumbedarfs für die Bundestagsfraktionen 
konnte im engeren Parlamentsbereich keine Aus- 
weichmöglichkeit gefunden werden. Der Ausschuß- 
dienst befindet sich daher seit Mai 1987 in einem an- 
gemieteten Gebäude in Bonn-Dottendorf, Kesseni- 
cher Straße 216. 

Der Ausschuß sieht in der räumlichen Trennung der 
Ausschußmitglieder und der Mitarbeiter des Aus- 
schußdienstes eine Beeinträchtigung seiner Arbeit 
und Funktionsfähigkeit. Die Möglichkeit eines ständi- 
gen und schnellen persönlichen Kontakts besteht 
nicht mehr. Gerade die im Interesse der Bürger not- 
wendige intensive Zusammenarbeit zwischen den Be- 
richterstattern und den zuständigen Bearbeitern im 
Ausschußdienst leidet darunter. Eine bessere techni- 
sche Ausstattung der Büros der Ausschußmitglieder 
und des Ausschußdienstes mit Einrichtungen der Da- 
tenverarbeitung und -Übertragung würde u. a. auch 
die Kommunikation vereinfachen; den persönlichen 
Kontakt kann jedoch auch sie nicht voll ersetzen. 


1.2 Einführung der Text- und 
Datenverarbeitung 

Im Interesse einer schnelleren Bearbeitung der Einga- 
ben sowie zur Arbeitsentlastung wurde der Ausschuß- 
dienst in den letzten Jahren schrittweise mit einem 
Textverarbeitungssystem ausgestattet. Inzwischen 
wird mit wenigen Ausnahmen der gesamte Schriftver- 
kehr und die Dokumentenerstellung, wie Tagesord- 
nungen und Protokolle von Ausschußsitzungen, mit 
Hilfe dieses Systems abgewickelt. 

Es fehlt jedoch noch ein integriertes Datenverarbei- 
tungssystem. Um die Beschaffung der Soft- und Hard- 
ware für ein derartiges System ausschreiben zu kön- 
nen, hat der Deutsche Bundestag bei einer Firma der 
EDV- und Unternehmensberatung eine Studie in Auf- 
trag gegeben, die Möglichkeiten und Wege aufzeigen 
soll für die Unterstützung des Ausschußdienstes durch 
EDV bei der Bearbeitung von Petitionen. Dem Aus- 
schußdienst soll über Bildschirm ein Zugriff auf alle zu 
Petitionen gespeicherten Daten ermöglicht werden. 
Die schnelle Bereitstellung der Informationen und die 
Entlastung von routinemäßigen Arbeitsgängen ist das 
Ziel. Die geltenden datenschutzrechtlichen Bestim- 
mungen werden dabei berücksichtigt. 


Die Studie wurde Mitte April 1988 mit einem aus- 
schreibungsfähigen Lastenheft zur Beschaffung des 
benötigten Systems abgeschlossen. 


1.3 Vorprüfung der Eingaben 

Alle Neueingaben durchlaufen zunächst die sog. Vor- 
prüfung im Sekretariat des Petitionsausschusses. Auf- 
gabe der Vorprüfung ist es festzustellen, welche Ein- 
gaben vom Deutschen Bundestag behandelt werden 
können. 

Sollte die Behandlung des Anliegens in die Zustän- 
digkeit einer Volksvertretung der Länder oder einer 
anderen Stelle fallen, werden die Petitionen dorthin 
abgegeben. Der Petent erhält eine entsprechende 
Mitteilung. 

Ein besonderer Schwerpunkt der Arbeit in der Vor- 
prüfung liegt in der Beantwortung der Zuschriften, die 
vom Inhalt her für eine parlamentarische Prüfung 
nicht geeignet sind. Aus der Vielzahl der Fälle, in 
denen sich Bürger an den Petitionsausschuß wenden, 
sind aus dem Aufgabenbereich der Vorprüfungsstelle 
hervorzuheben die Forderungen nach Aufhebung von 
gerichtlichen Entscheidungen, die Bitten um Unter- 
stützung in zivilrechtlichen Auseinandersetzungen 
und um rechtliche Beratung sowie die Wünsche nach 
finanzieller Unterstützung. 

Bedrückend ist, daß viele Ratsuchende trotz des in der 
Bundesrepublik Deutschland eng geknüpften sozia- 
len Netzes in Notlagen geraten. In ihrer Ausweglosig- 
keit sehen sie den Petitionsausschuß als Rettungsan- 
ker an. Eine unmittelbare finanzielle Unterstützung 
muß jedoch in jedem Falle abgelehnt werden, da dem 
Deutschen Bundestag kein Fonds dafür zur Verfü- 
gung steht. In Ausnahmefällen wird dem Bundesprä- 
sidialamt die Eingabe mit der Bitte um Prüfung zuge- 
leitet, ob aus dem Fonds des Bundespräsidenten eine 
einmalige Zuwendung gewährt werden kann. 

Der Vielzahl der durch die Vorprüfungsstelle zu be- 
antwortenden Eingaben ist thematisch keine Grenze 
gesetzt. Sie reicht von dem Wunsch um eine Verle- 
gung von Weihnachten in den Sommer über die Bitte 
um sofortige Auflösung des Bundesverfassungsge- 
richts bis zur Forderung nach Einstellung der kriege- 
rischen Auseinandersetzungen in aller Welt. Es bedarf 
des besonderen Fingerspitzengefühls, den Einsen- 
dern solcher Anliegen eine verständnisvolle Antwort 
zu geben. 

Soweit möglich werden auch Hinweise und Tips ge- 
geben und zusätzliche Broschüren sowie Informa- 
tionsmaterial versandt. Nicht geantwortet wird jedoch 
dann, wenn es sich um grob beleidigende Zuschriften 
handelt. 

Auch die mündliche Beratung von Petenten — telefo- 
nisch oder im Mitarbeiter-Büro — ist alltäglich. Zwar 
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gewährt Artikel 17 GG nur das Recht, Eingaben 
schriftlich einzureichen. Wenn sich Bürger jedoch te- 
lefonisch an den Ausschußdienst wenden oder per- 
sönlich in der Dienststelle vorsprechen, werden sie 
wie im schriftlichen Verfahren der Vorprüfung ent- 
sprechend mündlich beraten. In der Regel werden sie 
nach Feststellung der Behandelbarkeit durch den 
Deutschen Bundestag auf die schriftliche Einreichung 
ihres Anliegens verwiesen. 


1.4 Sitzungen und Berichte des 
Petitionsausschusses 

Im Jahre 1987 fanden 15 Sitzungen des Petitionsaus- 
schusses statt. 

Der Bericht des Ausschusses über seine Tätigkeit im 
Jahre 1986 (Drucksache 10/6807) erschien am 23. Ja- 
nuar 1987. Er wurde am 16. Juni 1987 im Bundestag 
beraten (Plenarprotokoll 11/18, S. 1135ff.). 

Der Ausschuß legte im Jahre 1987 dem Bundestag 
37 Sammelübersichten mit Beschlußempfehlungen 
zur Erledigung der Petitionen vor. 

Im Berichtsjahr machten die SPD-Fraktion und die 
Fraktion DIE GRÜNEN wiederholt von der Möglich- 
keit Gebrauch, zu Sammelübersichten (Beschlußemp- 
fehlungen) des Petitionsausschusses Änderungsan- 
träge zu stellen und nach § 112 Abs. 2 Satz 2 der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages eine Aus- 
sprache im Plenum zu verlangen (s. Anlage 2). 


1.5 Überweisung an die Bundesregierung zur 
Berücksichtigung oder Erwägung 

Zu Beginn des Berichtsjahres waren 210 Fälle, in de- 
nen die Petition der Bundesregierung zur Berücksich- 
tigung überwiesen worden war, und 161 Fälle, in de- 
nen die Petition der Bundesregierung zur Erwägung 
überwiesen worden war, noch nicht endgültig abge- 
schlossen. Davon wurden bis Ende 1987 181 Berück- 
sichtigungs- und 101 Erwägungsfälle positiv erledigt. 
10 Berücksichtigungs- und 45 Erwägungsfälle aus der 
Zeit vor Beginn des Berichtsjahres wurden mit der 
Mitteilung abgeschlossen, daß dem Anhegen auch 
nach nochmaliger Prüfung nicht habe entsprochen 
werden können. 

Im Berichtsjahr überwies der Bundestag 34 Petitionen 
zur Berücksichtigung und 44 zur Erwägung. Hiervon 
wurden während des Berichtszeitraumes 10 Berück- 
sichtigungs- und 7 Erwägungsfälle positiv erledigt. In 
4 Berücksichtigungs- und 4 Erwägungsfällen wurde 
dem Anliegen nicht entsprochen. 

Damit erhöht sich die Zahl der Berücksichtigungs - 
beschlösse, die zu befolgen die Bundesregierung im 
Berichtsjahr abgelehnt hat, auf insgesamt 14. Der Peti- 
tionsausschuß nimmt dies zum Anlaß, darauf hinzu- 
weisen, daß es sich bei einem Berücksichtigungs- 
beschluß um eine Aufforderung des Deutschen Bun- 
destages an die Bundesregierung handelt, der Petition 
zu entsprechen. Der Petitionsausschuß erwartet, daß 
sich die Bundesregierung bei ihren Stellungnahmen 


zu Berücksichtigungsbeschlüssen von dem Grundsatz 
der gegenseitigen Achtung der Verfassungsorgane 
leiten läßt und nur in begründeten Ausnahmefällen 
von dem Ersuchen des Bundestages abweicht. 


1.6 Ausübung der Befugnisse 

Im Berichtszeitraum lud der Ausschuß wiederum in 
zahlreichen Fällen Regierungsvertreter. In mehreren 
Fällen wurden auch Akten angefordert. Einmal führte 
der Ausschuß eine Ortsbesichtigung in Brilon wegen 
einer geplanten Errichtung eines NATO-Depots 
durch. 


1 .7 Zusammenarbeit mit den 

Petitionsausschüssen der Länder 

Anlaß für eine Zusammenarbeit mit den Landesvolks- 
vertretungen ergibt sich u. a. bei Petitionen, die nach 
Gesetzen zu beurteilen sind, die von den Ländern in 
Auftrags Verwaltung ausgeführt werden. Soweit die 
Länderzuständigkeit berührt ist, werden entspre- 
chende Petitionen der zuständigen Landesvolksver- 
tretung überwiesen. Zur Vorbereitung derartiger Be- 
schlüsse kommt es gelegentlich zu Kontakten der je- 
weiligen Ausschußvorsitzenden und Berichterstatter, 
bei Bedarf auch zu einer gemeinsamen Beratung „vor 
Ort", z. B. bei Petitionen im Zusammenhang mit dem 
Bau von Bundesfernstraßen. 

Zu einem Gespräch zwischen Mitgliedern der Peti- 
tionsausschüsse des Deutschen Bundestages und des 
Landtages Nordrhein- Westfalen kam es am 5. No- 
vember 1987 in Bonn. Anlaß hierfür waren die Pro- 
bleme von Lehramtsbewerbern, die wegen ihres 
Wehrdienstes nicht mehr eingestellt werden. 

Tradition hat die jährlich in Berlin stattfindende ge- 
meinsame Sitzung mit dem Petitionsausschuß des Ab- 
geordnetenhauses von Berlin. Damit bringt der Aus- 
schuß nicht nur seine Verbundenheit mit den Bürgern 
dieser Stadt zum Ausdruck, die übrigens die meisten 
Petitionen — bezogen auf die Einwohnerzahl — ein- 
reichen, sondern trägt auch dem Umstand Rechnung, 
daß zahlreiche für seine Arbeit wichtige Bundesämter 
und die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
ihren Sitz in Berlin haben. 

Die Sitzung fand am 12. Oktober 1987 im Gebäude 
des Reichstages statt. Es wurden u. a. die Petition ei- 
nes kriegsbeschädigten Wagenreinigers bei der Deut- 
schen Bundesbahn wegen Erwerbsunfähigkeitsrente 
(Nr. 2.8. 1.5) sowie weitere, die Berliner Arbeitsver- 
waltung betreffende Eingaben behandelt. In der Sit- 
zung wurden der Präsident des Bundesversicherungs- 
amtes, der Präsident der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte, der Präsident des Landesarbeitsamtes 
Berlin, der Geschäftsführer der Bundesbahn- Versi- 
cherungsanstalt und der Geschäftsführer des Anne- 
dore- Leber-Berufsbildungswerkes Berlin angehört. 
Der Präsident des Bundesaufsichtsamtes für das Ver- 
sicherungswesen unterrichtete den Ausschuß über 
die Aufgaben seines Tätigkeitsbereichs. 
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1.8 Zusammenarbeit mit dem 

Petitionsausschuß des Europäischen 
Parlaments 


Der Petitions ausschuß hat seit Jahren gute Kontakte 
zum Petitions ausschuß des Europäischen Parlaments. 
Auch im Berichtsjahr haben beide Ausschüsse bei der 
Behandlung von Petitionen, die das EG-Recht wie 
auch das nationale deutsche Recht zum Gegenstand 
hatten, erfolgreich zusammengearbeitet. Dabei 
wurde jedoch deutlich, daß der Petitionsausschuß des 
Europäischen Parlaments bisher keine ausreichende 
rechtliche Grundlage hat, von den Gemeinschaftsin- 
stitutionen — Rat und Kommission — und den Mit- 
gliedstaaten der EG die für die Behandlung von Peti- 
tionen notwendigen Informationen zu erhalten. 

Diese Problematik war Gegenstand einer gemeinsa- 
men Sitzung beider Ausschüsse am 3. Dezember 1987 
in Bonn. Diese Sitzung war zugleich die erste Sitzung 
eines Ausschusses des Europäischen Parlaments in 
Bonn seit Einführung der Direktwahl zum Europäi- 
schen Parlament im Jahre 1979. Sie war auch die erste 
gemeinsame Sitzung des Petitionsausschusses des 
Europäischen Parlaments mit einem nationalen Parla- 
mentsausschuß an dessen Sitz. 

In der Sitzung beschloß der Petitionsausschuß — ei- 
nem Anliegen des Petitionsausschusses des Europäi- 
schen Parlaments entsprechend — einstimmig, die 
Bundesregierung zu bitten, sich während der deut- 
schen Präsidentschaft in den Europäischen Gemein- 
schaften im ersten Halbjahr 1988 für eine Erweiterung 
der Rechte des Petitionsausschusses des Europäi- 
schen Parlaments einzusetzen und zu einer Vereinba- 
rung zwischen den EG -Institutionen beizutragen. In 
einer derartigen Vereinbarung sollten sich die Kom- 
mission und der Rat verpflichten, dem Europäischen 
Parlament im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit 
und unter Einhaltung der ihnen obliegenden Ver- 
pflichtungen so schnell wie möglich alle Informatio- 
nen bereitzustellen, die dieses für die Prüfung der 
Petitionen für notwendig hält. 

Behandelt wurde auch die Frage, wie es gewährleistet 
werden kann, daß die vom Deutschen Bundestag dem 
Europäischen Parlament zugeleiteten Petitionen vom 
Petitionsausschuß und nicht von einem Fachausschuß 
des Europäischen Parlaments behandelt werden. Eine 
entsprechende Beschlußformel soll dies sicherstellen. 
Auch insoweit unterstützt der Petitionsausschuß den 
Willen des Petitions ausschusses des Europäischen 
Parlaments, seine Rechte im Interesse der Bürger zu 
stärken. 

Insgesamt wurden im Berichtsjahr 1987 24 Petitionen 
dem Europäischen Parlament überwiesen. 

Beispielhaft seien die Beschwerde über die unter- 
schiedlichen Voraussetzungen für die Kassenzulas- 
sung von Zahnärzten (2.8.1.10) sowie die Petition zur 
Reduzierung des Einsatzes von Fluorchlorkohlenwas- 
serstoffen zum Schutz der Ozonschicht (2.18.2) ge- 
nannt. 


1.9 Zusammenarbeit mit ausländischen 
Ombudsmännern 

Auch im Berichtsjahr 1987 nahm der Ausschuß in eini- 
gen Fällen wieder die Hilfe ausländischer Ombuds- 
männer in Anspruch, weil Entscheidungen ausländi- 
scher Verwaltungseinrichtungen angesprochen wa- 
ren. In allen Fällen konnten die Ombudsmänner die 
notwendigen Informationen geben. 

Der Vorsitzende des Petitionsausschusses, Dr. Gero 
Pfennig, wurde in das International Ombudsman Con- 
sultative Committee (IOCC) gewählt. Dieses Komitee 
hat u. a. die Aufgabe, die Zusammenarbeit zwischen 
Ombudsmännern und Petitionsausschüssen zu för- 
dern und die alle vier Jahre stattfindenden internatio- 
nalen Ombudsmann-Konferenzen vorzubereiten. Die 
nächste Konferenz wird im Oktober 1988 in Canberra/ 
Australien stattfinden. 


1.10 Anzahl und Schwerpunkte der Eingaben 

Im Jahre 1987 gingen 10 992 Eingaben gegenüber 
12 038 im Vorjahr ein. 

Soweit der Bund betroffen ist (7 703 Petitionen), wird 
die Anzahl der Eingaben zu den Geschäftsbereichen 
der Bundesministerien offensichtlich vom jeweiligen 
Umfang der zugeordneten Bundesverwaltung und der 
jeweiligen Intensität der Bundesgesetzgebung be- 
stimmt. So betrafen die meisten Eingaben wiederum 
den Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung (2 302 = 29,88 v. H.). Davon bezo- 
gen sich etwa 1 280 auf das Rentenversicherungs- 
recht. Es ging vor allem um die Nachentrichtung von 
Versicherungsbeiträgen (2.8. 1.1; 2.8. 1.3), um die 
Höhe der zu berechnenden Renten (2.8. 1.4) sowie um 
die Gewährung von Zahlungen in Krankheitsfällen 
(2 8.1.9; 2.8.1.10). 

Neben dem Sozialbereich ist aus dem Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für Arbeit und Sozial Ord- 
nung auch der Bereich der Arb eits Verwaltung hervor- 
zuheben. 

Ein weiterer Schwerpunkt lag im Bereich des Bundes- 
ministers der Finanzen (1 011 Eingaben = 
13,12 v.H.). Die Petitionen betrafen hauptsächlich 
das Versicherungs- und Kreditwesen. Einen Schwer- 
punktbildete auch das Steuerrecht, hier insbesondere 
die Kraftfahrzeugsteuer (2.5.3). 

Den Geschäftsbereich des Bundesministers des In- 
nern betrafen 902 = 11,71 v. H. Eingaben. Sie richte- 
ten sich — wie in den vergangenen Jahren — über- 
wiegend gegen Maßnahmen, die den öffentlichen 
Dienst betrafen (2.3.1 ff.), hier wiederum vor allem 
gegen die erweiterte Rentenanrechnung auf Versor- 
gungsbezüge nach dem 2. Haushaltsstrukturgesetz 
(2.3. 1.3). Einen anderen Schwerpunkt bildete das 
Asylrecht (2.3.5) . 

Zum Geschäftsbereich des Bundesministers der Ver- 
teidigung gingen 737 = 9,57 v. H. Eingaben ein. Her- 
vorzuheben sind wiederum Eingaben, die im Zusam- 
menhang mit der Ableistung des Grundwehrdienstes 
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oder der Einberufung zu Wehrübungen standen 
(2.11.1; 2.11.2; 2.11.3). 

Die im Bereich des Auswärtigen Amtes und des Bun- 
desministers für innerdeutsche Beziehungen einge- 
gangenen Petitionen (370 bzw. 161 = 4,81 v. H. bzw. 
2,10 v.H.) enthielten wiederum am häufigsten die 
Bitte um Hilfe bei der Familienzusammenführung aus 
Ländern Osteuropas und aus der DDR (2.2.1; 
2.15.1). 


2 Anliegen der Bürger 


2.1 Bundeskanzleramt 

Wie bereits im Berichtszeitraum 1986 forderten einige 
Petenten eine sofortige Verlagerung der Zuständig- 
keit für Aufgaben des Tierschutzes in das Bundesmi- 
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit (BMU). Da Natur-, Arten- und Tierschutz eng 
miteinander verbunden sind und durch eine Zuord- 
nung der Zuständigkeiten des Tierschutzes zum BMU 
möglichen Interessenkonflikten zwischen Land- und 
Forstwirtschaft einerseits und Natur-, Arten- und Tier- 
schutz andererseits vorgebeugt werden könnte, hielt 
der Petitionsausschuß die Eingaben für geeignet, der 
Bundesregierung — dem Bundeskanzleramt — für 
künftige Organisationsmaßnahmen als Material zu 
dienen. Dementsprechend wurden sie dorthin über- 
wiesen. 


2.2 Auswärtiges Amt (AA) 

Die Zahl der Eingaben zum Geschäftsbereich des AA 
verringerte sich gegenüber dem Vorjahr (388) gering- 
fügig auf 370. Rund 40 v. H. der Zuschriften beinhal- 
teten Probleme der Aussiedlung und der Familienzu- 
sammenführung von deutschen Volkszugehörigen 
aus dem osteuropäischen Raum. In mehreren Fällen 
wurden Beschwerden gegen deutsche Auslandsver- 
tretungen vorgebracht, die im Ausland in Schwierig- 
keiten geratene Deutsche nicht ausreichend betreut 
hätten. 


2.2.1 Familienzusammenführung 

Im Berichtszeitraum nahm die Zahl der Ausreisege- 
nehmigungen für deutsche Volkszugehörige aus 
osteuropäischen Ländern deutlich zu. Hervorzuheben 
ist insbesondere die Steigerung der Ausreisegeneh- 
migungen aus der UdSSR. Dies führte dazu, daß zahl- 
reiche dem Petitionsausschuß vorhegende Fälle abge- 
schlossen werden konnten. Mehrfach wurde ganzen 
Familien die Ausreise genehmigt. 

Der Petitionsausschuß unterstützte Ausreise anliegen 
aus der UdSSR u. a. dadurch, daß er dem Bundesprä- 
sidenten anläßlich dessen UdSSR-Besuch im Juli 1987 
eine Liste besonderer Härtefälle übersandte mit der 
Bitte, sich bei seinen russischen Gesprächspartnern 
für ihre Lösung einzusetzen. Erfreulicherweise ist ein 
Teil dieser Härtefähe inzwischen gelöst. 


Die Zahl der Aussiedler aus Polen nahm gegenüber 
dem Vorjahr stark zu. Sehr hoch ist der Prozentsatz 
der Aussiedler, die nicht im gelenkten Verfahren in 
die Bundesrepubhk Deutschland kamen, sondern 
eine genehmigte Besuchs- oder Touristenreise zum 
dauernden Verbleib in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land nutzten. Unverändert gering sind in diesen Fäl- 
len die Aussichten der in Polen zurückgebliebenen 
aussiedlungswilhgen Familienangehörigen, in abseh- 
barer Zeit eine Genehmigung zum Nachzug zu erhal- 
ten. Entsprechende Anträge werden vom Deutschen 
Roten Kreuz in Listen erfaßt; sie werden in aller Regel 
frühestens fünf Jahre nach der Trennung vom Polni- 
schen Roten Kreuz entgegengenommen. Auch dann 
sind die Erfolgsaussichten ungewiß. Die Familien 
bleiben also meist viele Jahre getrennt; manche Ehe 
zerbricht in dieser Zeit. 

Leicht angestiegen war auch die Zahl der Aussiedler, 
die aus Rumänien kamen. Die Dauer der Genehmi- 
gungsverfahren ist weiterhin unter schiedhch lang. 
Entscheidungskriterien sind nicht erkennbar. Zahlrei- 
che Zuschriften lassen vermuten, daß Schmiergeld- 
zahlungen immer noch zu einer Beschleunigung des 
Ausreiseverfahrens führen können. 

Der Petitionsausschuß wird sich auch weiterhin nicht 
für die Erstattung von Schmiergeldzahlungen aus öf- 
fentlichen Mitteln einsetzen, da er solche Zahlungen 
als ungerechtfertigte Bevorzugung zu Lasten solcher 
Aussiedlungswilliger ansieht, die zu derartigen Zah- 
lungen nicht in der Lage sind, weil sie zum Beispiel 
keine oder nur wenig begüterte Verwandten in der 
Bundesrepublik Deutschland haben. 

Auf Bitten des Ausschusses hat Bundesminister Gen- 
scher bei seinem Besuch in Rumänien im Dezember 
1987 eine Liste dringender humanitärer Fälle seinen 
rumänischen Gesprächspartnern übergeben. 


2.2.2 Betreuung Deutscher im Ausland 

In mehreren Eingaben wurde über das Verhalten der 
deutschen Auslandsvertretungen Beschwerde ge- 
führt. Ein besonders schwerer Vorfall ereignete sich in 
einem südamerikanischen Land. Dort sprach in der 
deutschen Botschaft ein älterer, in diesem Land gebo- 
rener Deutscher vor, dessen gesamte Ersparnisse 
(Banknoten) bei einem Brand beschädigt worden wa- 
ren. Nachdem er sich erfolglos bei Filialen deutscher 
Banken um einen Umtausch des beschädigten Geldes 
bemüht hatte, versprach er sich von der deutschen 
Botschaft Hilfe. Ein Beamter der Auslandsvertretung 
nahm das Geld entgegen mit dem Versprechen, den 
Umtausch zu arrangieren. Das bei seiner Hausbank 
umgetauschte Geld — 12 960 DM — verbrauchte er 
jedoch für sich. 

Der Petent hat wegen völliger Überschuldung des 
Beamten keine Aussicht, von ihm jemals wieder sein 
mühsam erspartes Geld zurückzuerhalten. Gegen den 
Beamten ist ein Disziplinarverfahren mit dem Ziel der 
Entfernung aus dem Dienst anhängig. Um prüfen zu 
können, inwieweit eine die Haftung der Bundesrepu- 
blik Deutschland begründende Amtspflichtverlet- 
zung vorliegt, fordert der Petitionsausschuß neben 
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den Sachakten des AA auch die Vorlage der Personal-, 
Disziplinär- und Sicherheitsakten des beschuldigten 
Beamten. Das AA wandte zunächst gegen diese For- 
derung Gründe des informationellen Selbstbestim- 
mungsrechts und der Geheimhaltungsbedürftigkeit 
ein. Als die Akten schließlich dem Petitionsausschuß 
vorgelegt werden sollten, beantragte der beschul- 
digte Beamte — in 1. Instanz erfolglos — den Erlaß 
einer einstweiligen Anordnung, mit der dem AA die 
Vorlage seiner Akten an den Petitionsausschuß unter- 
sagt werden soll. Eine abschüeßende Beurteilung des 
Falles durch den Petitionsausschuß war wegen des 
laufenden Gerichtsverfahrens noch nicht möglich. 

In einem anderen Fall beklagte eine Petentin, daß der 
von ihr bereits 1981 zur Verlängerung eingereichte 
Reisepaß bei einem deutschen Konsulat spurlos ver- 
schwunden war. Der sich daran anschließende 
Schriftwechsel zwischen der Petentin und der Aus- 
landsvertretung brachte keinen Erfolg. Nach Ein- 
schaltung des Petitionsausschusses wurde einge- 
räumt, daß der Paß im Verantwortungsbereich der 
Auslandsvertretung verloren gegangen ist. Das AA 
erklärte sich deshalb bereit, die der Petentin im Zu- 
sammenhang mit der Beantragung eines neuen Pas- 
ses entstehenden Kosten zu erstatten. 

Eltern, deren 33jähriger Sohn wegen des Besitzes von 
832 g Heroin in Thailand 1984 zu einer Freiheitsstrafe 
von 25 Jahren verurteilt worden war, baten den Peti- 
tionsausschuß um Unterstützung eines Gnadengesu- 
ches. Der Ausschuß lehnte dies jedoch wie in anderen, 
vergleichbaren Fällen ab. Die Bundesrepublik 
Deutschland kann nicht einerseits verstärkte Maß- 
nahmen gegen die Rauschgiftkriminalität von ande- 
ren Staaten fordern, andererseits aber in konkreten 
Einzelfällen zugunsten von Personen intervenieren, 
die wegen Rauschgiftdelikten verurteilt wurden. Den 
Auslandsvertretungen bleibt es jedoch überlassen, 
unter Berücksichtigung der Gnadenpraxis des jewei- 
ligen Gastlandes zu gegebener Zeit Gnadengesuche 
zu unterstützen. 

Der Ausschuß kann aber auch Positives über deutsche 
Auslandsvertretungen berichten. So konnte der nach- 
stehende Fall durch den engagierten Einsatz eines 
Mitarbeiters einer deutschen Botschaft gelöst wer- 
den. 

Ein deutsch-schwedisches Ehepaar, das schon vor der 
Geburt eines Kindes in regelmäßiger psychiatrischer 
Behandlung war, bedurfte auch danach noch dieser 
Behandlung. Die schwedische Sozialbehörde nahm 
den Eltern daraufhin das Kind aufgrund des schwedi- 
schen Jugendschutzgesetzes weg und gab es im Au- 
gust 1982 in die Obhut einer schwedischen Pflegefa- 
milie. Das Ehepaar kämpfte vor den schwedischen 
Gerichten jahrelang um das Kind. Auch die Europäi- 
sche Menschenrechtskommission war mit einer Be- 
schwerde der Eltern befaßt, wies diese aber als unzu- 
lässig zurück. Die Entscheidung enthielt jedoch eine 
indirekte Aufforderung an die schwedischen Behör- 
den zu überprüfen, ob die angeordnete Maßnahme 
nicht aufgrund einer nachträglich eingetretenen Bes- 
serung des Gesundheitszustandes der Eheleute auf- 
gehoben werden könne. Trotz der Feststellung, daß 
die Eheleute, die inzwischen ein weiteres Kind hatten, 
durchaus fähig sind, auch für das ältere Kind zu sor- 


gen, weigerten sich die schwedischen Sozialbehör- 
den, die Rückgabe des Kindes zu ermöglichen. Dies 
entspräche nicht dem Wohl eines Kindes, das jahre- 
lang von den leiblichen Eltern getrennt gewesen 
sei. 

Der Petitionsausschuß schaltete in dieser Angelegen- 
heit den schwedischen Ombudsmann ein. Ihm und 
dem Einsatz des Botschaftsangehörigen sowie eines 
schwedischen Rechtsanwalts ist es zu verdanken, daß 
Anfang 1987 das Kind zu seinen leiblichen Eltern zu- 
rückkehren durfte. 


2.2.3 Unzureichender Versicherungsschutz im 
Ausland 

Der Ausschuß nimmt einen besonders tragischen Fall 
zum Anlaß, darauf hinzuweisen, daß bei Auslandsrei- 
sen häufig nur ein unzureichender Versicherungs- 
schutz besteht. 

Zwei Ehepaare wurden im August 1985 während ih- 
res Ägyptenurlaubes als Insassen eines Taxis schwer 
verletzt, als der Taxifahrer die Gewalt über sein Fahr- 
zeug verlor und sich das Taxi mehrfach überschlug. 
Als Folge des Unfalls ist eine der Frauen querschnitts- 
gelähmt, die andere erütt ebenfalls bleibende Schä- 
den durch eine mehrfache Hals- und Brustwirbelfrak- 
tur. Die Aussichten der Ehepaare, Schadensersatz zu 
erhalten, müssen als aussichtslos beurteilt werden. 

Nach den in Ägypten bestehenden versicherungs- 
rechtlichen Bestimmungen für Kraftfahrzeuge besteht 
im konkreten Fall nur ein Schadensersatzanspruch 
gegen den Fahrer. Dessen Durchsetzung kann nur im 
Klageweg erfolgen. Hier ist mit langjähriger Verfah- 
rensdauer und erheblichen Kosten für die Kläger zu 
rechnen. -Anwaltskosten sind von jeder Partei, auch 
von der obsiegenden, selbst zu tragen. Für die Ehe- 
paare bestehen auch in der Bundesrepublik Deutsch- 
land keine Ersatzansprüche, sieht man von den übli- 
chen Leistungen der Krankenkassen und Unfallversi- 
cherungen ab. 

Auch bei der Bearbeitung anderer Eingaben zu Scha- 
densfällen wurde festgestellt, daß der Haftpflichtver- 
sicherungsschutz im Ausland meist wesentlich gerin- 
ger ist als in der Bundesrepublik Deutschland. 
Schwere Unfälle im Ausland ohne ausreichenden 
Versicherungsschutz im Inland können deshalb zum 
Existenzverlust führen. 

Der Ausschuß empfiehlt daher, sich bei Reisen ins 
Ausland über den Versicherungsschutz umfassend 
beraten zu lassen und gegebenenfalls zusätzliche Un- 
fallversicherungen abzuschließen. 


2.2.4 Einreisegenehmigung in die USA 

Eine Deutsche, seit 1982 mit einem Angehörigen der 
US-Streitkräfte verheiratet, bemühte sich nach dessen 
Rückversetzung um eine Einreisegenehmigung in die 
USA. In ihrem Antrag auf Erteilung eines Einreisevi- 
sums gab sie wahrheitsgemäß an, daß sie vor einigen 
Jahren in der Bundesrepublik Deutschland wegen 
Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz verur- 
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teilt worden war. Das Einreisevisum wurde ihr darauf- 
hin nicht nur zum Zwecke der Einwanderung, son- 
dern auch zum Zwecke des Besuchs versagt. Bei die- 
ser Entscheidung blieb es, obgleich die Petentin nach- 
weisen konnte, daß es sich bei den Straftaten um eine 
Jugendverfehlung gehandelt hatte und Sachverstän- 
dige bestätigten, daß sie keine Rauschgiftmittei mehr 
nehme. Die Strafe ist inzwischen auch im Bundeszen- 
tralregister getilgt. Das amerikanische Einwande- 
rungsrecht läßt jedoch eine Ausnahmeregelung nicht 
zu. 

Auf Antrag des Petitionsausschusses überwies der 
Deutsche Bundestag, insbesondere aus humanitären 
Gründen, die Eingabe dem AA mit der Bitte, sich mit 
Nachdruck und gegebenenfalls unter Einbeziehung 
der katholischen Bischofskonferenz der USA um die 
Lösung des Falles zu bemühen. Der Ausschuß weiß 
aus einer anderen Petition, daß die Einreiseverweige- 
rung zum Scheitern der Ehe führte. Ähnliches sollte 
für die Zukunft vermieden werden, insbesondere 
wenn feststeht, daß letztlich nur eine Jugendverfeh- 
lung vorliegt und tatsächlich seit Jahren kein Rausch- 
gift mehr eingenommen wird. 

Inzwischen hat das AA mitgeteilt, daß es die Proble- 
matik bei den deutsch- amerikanischen Rechtskonsul- 
tationen Anfang Dezember 1987 gegenüber dem 
Rechtsberater des State Department angesprochen 
habe. Dieser habe auf die dem Kongreß vorliegenden 
Änderungsvorschläge zum amerikanischen Einwan- 
derungsgesetz verwiesen. Der deutsche Botschafter 
hat zwischenzeitlich Kontakt mit dem Büro der katho- 
lischen Bischofskonferenz der USA aufgenommen, 
mit dem Einzelheiten (dieses Falles) erörtert werden 
sollen. 


2.2.5 Kontrolle durch niederländischen 
Grenzbeamten 

Ein Bundesbürger wollte im November 1984 am 
Grenzübergang Heerlen in die Niederlande einreisen. 
Ein Fahndungsbeamter des Königlich- Niederländi- 
schen Grenzschutzes stellte bei der Kontrolle des PKW 
fest, daß er mit einer Fünfklangfanfare ausgestattet 
war. Da dies nach der niederländischen Straßenver- 
kehrsordnung strafbar ist, protokollierte der Fahn- 
dungsbeamte den Verstoß. Er lehnte es ab, den Fahrer 
sofort in die Bundesrepublik Deutschland zurückkeh- 
ren zu lassen, beschlagnahmte vielmehr die Fünf- 
klangfanfare und forderte den Fahrer auf, den Ausbau 
der Fanfare selbst vorzunehmen. Hierzu mußte dieser 
sich in Sonntagskleidung unter das Auto legen. Insbe- 
sondere dies beanstandete der Petent. 

Auf diplomatischem Wege war nicht zu erreichen, daß 
das Verhalten des Grenzbeamten beanstandet wurde. 
Daraufhin bat der Petitionsausschuß den niederländi- 
schen Ombudsmann um Prüfung des Vorganges. Die- 
ser kam zum Ergebnis, daß das Verlangen des Grenz- 
beamten, die Fanfare auszubauen, gegen bestehende 
Vorschriften verstoßen habe, da die in der niederlän- 
dischen Strafprozeßordnung aufgeführten Zwangs- 
maßnahmen einen Verdächtigen niemals zu aktivem 
Handeln verpflichten. Insoweit habe sich der Beamte 


gegenüber dem Beschwerdeführer nicht ordnungsge- 
mäß verhalten. 


2.2.6 Zuständigkeitsabgrenzung zwischen dem 

Auswärtigen Amt und den Ausländerbehörden 
der Länder 

Im vergangenen Jahr war über einen Zuständigkeits- 
streit zwischen dem AA und den Ausländerbehörden 
der Länder berichtet worden (vgl. Tätigkeitsbericht 
1986, Drucksache 10/6807, S. 14, Nr. 2.2.9). Es ging 
dabei um die Frage, ob die Aufnahme vietnamesi- 
scher Staatsangehöriger auch dann in den Rahmen 
der Hilfsaktion der Bundesregierung für Indochina- 
Flüchtlinge fällt, wenn ein Familienangehöriger der 
Aufzunehmenden bereits die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit erlangt hat. 

Eine einvernehmliche Klärung der Grundsatzfrage 
mit den Bundesländern war leider nicht möglich. Ein 
Teil der Länder war wie das AA der Auffassung, daß in 
den beschriebenen Fällen die Voraussetzungen für 
eine Anwendung der Hilfsaktion der Bundesregie- 
rung für Indochina- Flüchtlinge nicht gegeben seien. 
Vielmehr habe der Familiennachzug zu Kontingent- 
flüchtlingen nach deren Einbürgerung aufgrund der 
allgemeinen ausländerrechtlichen Verfahren und so- 
mit in Zuständigkeit der Bundesländer zu erfolgen. 
Ein anderer Teil der Länder trat dieser Auffassung 
entgegen. Das AA suchte deshalb in Abstimmung mit 
dem Bundesminister des Innern nach einer praktika- 
blen Lösung. 

Die inzwischen gefundene Lösung hat zum Inhalt, daß 
der Familiennachzug zu eingebürgerten Indochina- 
Flüchtlingen grundsätzlich in die Zuständigkeit der 
Ausländerbehörden fällt. Sollte die Ausländerbe- 
hörde jedoch die Zusammenführung getrennter Ehe- 
gatten sowie minderjähriger Kinder und ihrer Eltern 
aus finanziellen Gründen ablehnen (Mittellosigkeit 
des hier lebenden Antragstellers), so ist eine Zustän- 
digkeit des AA gegeben. In besonderen Ausnahme- 
fällen hat überdies der Bundesminister des Innern 
noch die Möglichkeit, gemäß § 22 Ausländergesetz 
eine Übernahmeerklärung aus humanitären Gründen 
abzugeben. Auf diese Weise konnte der Zuständig- 
keitsstreit durch die Initiative des AA gelöst wer- 
den. 


2.2.7 Abbruch des Spandauer Militärgefängnisses 

Mehrere Petenten setzten sich für den Erhalt des 
Spandauer Militärgefängnisses — sei es aus Gründen 
des Denkmalschutzes, sei es wegen der mit dem Ge- 
fängnis verbundenen jüngsten und früheren deut- 
schen Geschichte — ein. Das Gefängnis wurde nach 
dem Tod von Rudolf Heß, dem letzten Insassen, nicht 
mehr benötigt. 

Der Ausschuß sah keine Möglichkeit, das Anliegen 
der Petenten zu unterstützen. Der Berliner Senat hatte 
mit den Alliierten schon vor vielen Jahren Überein- 
stimmung hinsichtlich des Abbruchs erzielt. Er sah 
keine Veranlassung, die von einigen Regierenden 
Bürgermeistern immer wieder bestätigte Entschei- 
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düng in Frage zu stellen. Von seiten der Bundesregie- 
rung war ebenfalls nicht beabsichtigt, den Abriß des 
Gefängnisses zu verhindern. Diesen eindeutigen poli- 
tischen Willenserklärungen des Berliner Senats und 
der Bundesregierung schloß sich der Petitionsaus- 
schuß an, zumal der Abbruch bereits begonnen hatte 
und durch die beabsichtigte neue Nutzung des 
Grundstücks anderes Gelände städtebaulich zum 
Vorteil der Stadt Berlin verfügbar wurde. 


2.2.8 Abrüstung 

Eine Friedensinitiative hatte bereits im Jahre 1984 den 
Entwurf einer Konvention für umfassende Abrüstung 
und geschützten Weltfrieden vorgelegt und gebeten, 
die Einberufung der in der Konvention vorgesehenen 
Vorbereitungskonferenz zu unterstützen. Mit Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 25. April 1985 
wurde die Eingabe der Bundesregierung und den 
Fraktionen des Deutschen Bundestages zur Kenntnis 
überwiesen; soweit jedoch die Einberufung der Vor- 
bereitungskonferenz gefordert war, wurde die Ein- 
gabe als erledigt erklärt (vgl. Tätigkeitsbericht 1985, 
Drucksache 10/5504, S. 11, Nr. 2.3.7). Dieselbe Peten- 
tin bat im Berichtsjahr, daß Deutscher Bundestag und 
Bundesregierung zumindest für die Unterzeichnung 
der Präambel des Konventionsentwurfs stimmen soll- 
ten. 

Der Petitionsausschuß war — wie auch schon 1985 — 
der Ansicht, daß es sinnvoller sei, die vorhandenen 
Institutionen und Verhandlungsgremien, z. B. die 
Konferenz für Abrüstung in Europa (KVAE) und die 
bilateralen Rüstungskontrollverhandlungen zwischen 
den USA und der Sowjetunion zu unterstützen, als 
neue zusätzliche Institutionen einzurichten. Die Ein- 
gabe wurde aber den Fraktionen des Deutschen Bun- 
destages zur Kenntnis gegeben, damit diese prüfen 
können, ob sie zusätzlich zu den Friedensbemühun- 
gen der Bundesregierung einen Handlungsbedarf im 
Sinne der Vorstellungen der Petentin sehen. 


2.2.9 Doppelte Nullösung bei Mittelstreckenraketen 

Dem Petitionsausschuß ging eine Reihe von Eingaben 
zu, die sich für die Durchsetzung der sogenannten 
doppelten Nullösung im Bereich der Mittelstreckenra- 
keten einsetzten. 

Die Petenten wurden über die Abrüstungsdebatte im 
Deutschen Bundestag vom 4. Juli 1987 unterrichtet 
und erhielten die in der Sitzung behandelten Anträge 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP (Drucksa- 
che 11/405), der SPD (Drucksache 11/409) und der 
Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 11/412) über- 
sandt. Die Eingaben wurden im Hinblick auf das Er- 
gebnis der namentlichen Abstimmung über die ge- 
nannten Anträge für erledigt erklärt. 

Der Ausschuß konnte aufgrund des eindeutigen Be- 
schlusses des Deutschen Bundestages den Petenten 
keine andere Entscheidung in Aussicht stellen, zumal 
diese den Forderungen der Petenten in weiten Teilen 
entsprach. Auch hatte sich in der Debatte im Plenum 
des Deutschen Bundestages trotz unterschiedlicher 


Auffassungen in den Einzelfragen eine weitgehende 
Übereinstimmung zum Abrüstungskomplex der Mit- 
telstreckenraketen gezeigt. 


2.2.10 Militärische Ehrenformationen bei 
Staatsempfängen 

Eine Friedensinitiative trug im Zusammenhang mit 
der Entscheidung der UNO, das Jahr 1986 zum inter- 
nationalen Jahr des Friedens zu erklären, folgende 
Bitte vor: Die Bundesrepublik Deutschland solle mili- 
tärische Ehrenformationen durch zivile bürgerliche 
Ehrenformationen ablösen oder ergänzen. Es wäre 
wünschenswert, wenn möglichst viele unterschiedli- 
che Gruppen des deutschen Volkes in der Ehrenfor- 
mation vertreten wären, neben Soldaten beispiels- 
weise auch Ärzte, Schornsteinfeger, Hausfrauen und 
Kinder. 

Der Ausschuß folgte mehrheitlich jedoch der Argu- 
mentation des AA, daß ein weltweit völlig unübliches 
Zeremoniell vom Gast als beleidigend empfunden 
werden könnte. 

Neben der Rücksichtnahme auf die Empfindungen 
des Gastes sprechen aber auch Sicherheitsprobleme 
und die Kosten einer Sicherheitsüberprüfung, die die 
zivilen Mitglieder der Ehrenformation über sich erge- 
hen lassen müßten, gegen den Vorschlag der Peten- 
tin. Der Ausschuß empfahl daher, die Eingabe als erle- 
digt anzusehen. 


2.3 Bundesminister des Innern (BMI) 

Zu diesem Geschäftsbereich gingen 902 Eingaben ein 
— gegenüber 864 im Vorjahr — . Rund 35 v. H. dieser 
Eingaben hatten das öffentliche Dienstrecht zum Ge- 
genstand. Ein weiterer Schwerpunkt lag im Auslän- 
derrecht mit rund 20 v. H. Hervorzuheben sind Mehr- 
fachpetitionen, mit denen die Einreisegenehmigung 
für Bhagwan Shree Ragneesh gefordert wird. 


2.3.1 Öffentlicher Dienst 

2.3.1. 1 Absenkung der Eingangsbesoldung 

Wie bereits in früheren Jahren befaßte sich der Peti- 
tionsausschuß im Berichtsjahr wieder neu mit zahlrei- 
chen Eingaben zur Absenkung der Eingangsbe- 
soldung im gehobenen und höheren Dienst (vgl. 
Tätigkeitsbericht 1985, Drucksache 10/5504, S. 12, 
Nr. 2.4. 1.4). 

Gemäß Artikel 30 des Haushaltsbegleitgesetzes 1984 
(HBeglG 84) bestimmen sich in den Eingangsämtern 
der genannten Laufbahnen die Grundgehälter für die 
Dauer von drei bzw. vier Jahren nach den Grundge- 
haltssätzen der jeweils niedrigeren Besoldungs- 
gruppe. Diese Regelung stellte einen Beitrag des öf- 
fentlichen Dienstes zur Haushaltskonsolidierung 
dar. 

Die Absenkung gilt grundsätzlich für alle nach dem 
31. Dezember 1983 begründeten Beamtenverhält- 
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nisse, soweit ihnen nicht eine Tätigkeit im Angestell- 
tenverhältnis vorausging ; Zeiten in einem später auf- 
genommenen Angestelltenverhältnis werden auf die 
Absenkungsdauer angerechnet. Übergangsregelun- 
gen gelten, soweit das Beamtenverhältnis wegen der 
Ableistung von Wehr- oder Zivildienst nicht vor dem 
Stichtag begründet werden konnte. 

Bei der Verabschiedung des Vierten Gesetzes zur 
Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften am 
14. November 1985 hatte der Deutsche Bundestag die 
Bundesregierung um Prüfung gebeten, welche weite- 
ren dienstrechtlichen Maßnahmen zu erwägen und 
welche vordringlich seien; auf die mit der Absenkung 
der Eingangsbesoldung verbundenen Probleme 
wurde dabei ausdrücklich hingewiesen. Der Bericht 
der Bundesregierung (Strukturbericht) hegt noch 
nicht vor. 

Der Petitionsausschuß überwies der Bundesregierung 
mehrere Eingaben als Material mit dem Ziel, die im 
folgenden geschilderten Fallgestaltungen in die der- 
zeitigen Überlegungen einzubeziehen. 

Eine Härte sah der Ausschuß im Fall eines Petenten, 
der sich nach zehnjähriger Tätigkeit im mittleren 
Dienst für die Ausbildung zum gehobenen Dienst ent- 
lassen ließ und nun trotz seiner bereits gewonnenen 
Erfahrungen im öffentlichen Dienst der Absenkung 
der Eingangsbesoldung unterhegt. 

Nachvollziehen konnte der Petitionsausschuß auch 
die Enttäuschung eines Beamten des gehobenen 
Dienstes, der bei Beginn seiner Ausbildung noch auf 
die damals geplante Anhebung der Eingangsbesol- 
dung für Fachhochschulabsolventen von A 9 auf A 10 
hoffen durfte, nun aber nur die abgesenkten Grund- 
bezüge erhält. 

Der Ausschuß griff auch die Einwände mehrerer Be- 
amter des höheren technischen Dienstes auf, die vor 
ihrem Vorbereitungsdienst als Baureferendare bereits 
jahrelang als akademische Räte auf Zeit oder als An- 
gestellte nach A 13 bzw. BAT II a besoldet bzw. ver- 
gütet worden waren. Deren Grundbezüge wurden 
nun trotz ihrer durch den Vorbereitungsdienst erwor- 
benen zusätzlichen Qualifikation unter Hinweis auf 
die anfangs noch geringe Erfahrung auf A 12 abge- 
senkt. 

In anderen Fällen hob der Ausschuß hervor, daß die 
für ehemalige Wehr- oder Zivildienstleistende gel- 
tende Übergangsregelung von vielen Betroffenen als 
zu eng kritisiert wird; entsprechend der — inzwischen 
auch vom Bundesverwaltungsgericht bestätigten 
Auslegung — wird der Gemeinschaftsdienst dann 
nicht als ursächlich für die Überschreitung des Stich- 
tages angesehen, wenn sich der Einstellungstermin 
durch eine für die Laufbahn nicht erforderliche Aus- 
bildung oder Tätigkeit zusätzlich verzögert hat. 

Weiterhin wird es als Härte empfunden, daß die Über- 
gangsregelung auch auf Zeitsoldaten mit nur zweijäh- 
riger Verpflichtungsdauer nicht angewandt wird, ob- 
wohl diese Verpflichtung in der Regel aufgrund der zu 
erwartenden Wehrpflicht eingegangen wurde. 


2.3.1. 2 Gesundheitsfürsorge für Beamte 

Bereits im Berichtsjahr 1986 hatte sich der Ausschuß 
aufgrund zahlreicher Eingaben mit den Problemen 
beihilfeberechtigter Personen, die zugleich Mitglie- 
der der gesetzlichen Krankenkasse sind, befaßt (vgl. 
Tätigkeitsbericht 1986, Drucksache 10/6807, S. 17, 
Nr. 2.3. 1.3). Dabei vertrat er zwar die Auffassung, daß 
die Fürsorgepflicht der Dienstherren durch die gelten- 
den beamten- bzw. beihilferechtlichen Regelungen 
nicht verletzt werde; er sprach sich jedoch dafür aus, 
durch eine Abstimmung der Regelungen der ver- 
schiedenen Vorsorgemöglichkeiten (freiwillige Mit- 
gliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung 
oder private Krankenversicherung) die auftretenden 
Unstimmigkeiten zu beheben. Als besonders dring- 
lich bezeichnete er dabei die Probleme der Beamten, 
die aufgrund bereits früher vorhegender Erkrankun- 
gen nicht in eine private Krankenversicherung auf ge- 
nommen wurden. 

Im Berichtsjahr 1987 baten mehrere Petenten um gün- 
stigere beihilferechtliche Regelungen für Beamte, die 
wegen Vorerkrankungen nur mit Risikozuschlägen in 
die private Krankenversicherung aufgenommen wer- 
den. 

Während der Petitionsverf ähren erklärten sich aller- 
dings die Unternehmen der privaten Krankenversi- 
cherung bereit, durch eine zeitlich vom 1. Januar bis 
zum 30. Juni 1987 befristete Öffnung freiwillig in der 
gesetzlichen Krankenversicherung versicherte Beihil- 
feberechtigte einschließlich der Versorgungsempfän- 
ger sowie die berücksichtigungsfähigen Angehörigen 
unter Verzicht auf Leistungsausschlüsse und Alters- 
grenzen und unter enger Begrenzung der Risikozu- 
schläge für Vorerkrankungen auf Antrag aufzuneh- 
men. Darüber hinaus werden die Unternehmen der 
privaten Krankenversicherung künftig unter den glei- 
chen Voraussetzungen alle Personen aufnehmen, 
wenn sie dies innerhalb eines Jahres nach Begrün- 
dung des Beamtenverhältnisses beantragen. 

Demzufolge werden künftig Beamte unter den ge- 
nannten Voraussetzungen auch bei Vorerkrankungen 
oder Behinderungen ohne Leistungsausschlüsse in 
die private Krankenversicherung auf genommen. Risi- 
koaufschläge sollen dabei auf maximal 100 v. H. des 
Beitrages beschränkt werden. 

Aufgrund der Kritik mehrerer schwerbehinderter Be- 
amter, die in dieser Öffnungsaktion keine hinrei- 
chende Lösung sahen, wurde die Bundesregierung 
noch einmal aufgefordert, die Probleme auch im Rah- 
men der vorgesehenen Strukturreform in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung zu prüfen. Mit dieser Ziel- 
setzung wurden der Bundesregierung entsprechende 
Eingaben als Material überwiesen. Zu einer weiterge- 
henden Unterstützung der erhobenen Forderungen, 
die sich auf einen Ausgleich des Risikozuschlags oder 
— wahlweise — auf die Beteiligung des Dienstherrn 
an den Beiträgen zur gesetzlichen Krankenversiche- 
rung richteten, sah sich der Petitionsausschuß dage- 
gen nicht in der Lage. 
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2.3.1. 3 Anrechnung von Renten auf 
Versorgungsbezüge 

Zahlreiche Petenten wandten sich gegen die Anrech- 
nung von Renten auf beamtenrechtliche Versorgungs- 
bezüge, die auf einem vor dem 1. Januar 1966 begrün- 
deten Beamtenverhältnis beruhen. Seit § 55 Beamten- 
versorgungsgesetz (BeamtVG) durch das Zweite Haus- 
haltsstrukturgesetz (2. HStruktG) auf alle Fälle einer 
derartigen Doppelversorgung aus Rente und Beamten- 
versorgung ausgedehnt worden war, hatte sich der Peti- 
tionsausschuß immer wieder mit Eingaben von Versor- 
gungsempfängern zu befassen, die die Einbeziehung in 
die Rentenanrechnung trotz der verschiedenen Über- 
gangs- und Abmilderungsregelungen als Verstoß ge- 
gen das Grundgesetz ansahen. 

Mit dem Ziel, die von den Betroffenen vorgebrachten 
Einwände in die Willensbildung einzubeziehen, wa- 
ren den Fraktionen im Berichtsjahr 1986 (vgl. Tätig- 
keitsbericht 1986, Drucksache 10/6807, S. 15 f., 
Nr. 2.3. 1.1) entsprechende Petitionen auf Antrag des 
Ausschusses zur Kenntnis gegeben worden. 

Seitens der Bundesregierung war mehrfach darauf 
hingewiesen worden, daß eine Entscheidung über die 
Gesamtproblematik des § 55 BeamtVG erfolgen 
werde, sobald das erwartete Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts zur Verfassungsmäßigkeit dieser Rege- 
lung vorliege. Die Koalitionsparteien haben sich dar- 
auf verständigt, auf der Grundlage des angekündig- 
ten Strukturberichts der Bundesregierung eine Rege- 
lung der mit der Rentenanrechnung verbundenen 
Probleme vorzusehen. Ein 1987 im Innenausschuß be- 
ratener Antrag der SPD-Fraktion, sofort eine weitere 
Abmilderung der Rentenanrechnung einzuleiten, 
fand dagegen keine Mehrheit. 

Die Petenten wurden eingehend unterrichtet über die 
Sachlage, die Auffassung des Petitionsausschusses so- 
wie über die bereits getroffenen Beschlüsse zu gleich- 
gelagerten Eingaben. 

Nachdem das Bundesverfassungsgericht mit Urteil 
vom 30. September 1987 — veröffentlicht am 4. De- 
zember 1987 — die Verfassungsmäßigkeit der Ren- 
tenanrechnung auch auf Versorgungsbezüge bejaht 
hat, die auf einem vor dem 1. Januar 1966 begründe- 
ten Be amten Verhältnis beruhen, geht der Petitions- 
ausschuß davon aus, daß die überwiesenen Petitionen 
von den Fraktionen des Deutschen Bundestages in die 
anstehende Überprüfung der Gesamtproblematik 
einbezogen werden. 

2.3.1. 4 Versorgungsrechtliche Berücksichtigung 
von Kindererziehungszeiten 

Mehrere Petentinnen forderten eine Änderung des 
Beamtenversorgungsgesetzes mit dem Ziel der Be- 
rücksichtigung von Kindererziehungszeiten, die vor 
der Begründung ihres Beamtenverhältnisses lagen. 
Einige wiesen darauf hin, daß sie den Höchstsatz ihrer 
beamtenrechtlichen Versorgung nicht erreichen 
könnten, weil sich ihr Eintritt ins Beamtenverhältnis 
infolge der Erziehung von Kindern verzögert habe. 
Andere Petentinnen waren — auch weil die Möglich- 
keit einer Beurlaubung aus familienpolitischen Grün- 
den früher noch nicht bestand — aus einem früheren 


Beamtenverhältnis ausgeschieden und erst später 
wieder in ein neues, für die Versorgung allein maß- 
gebliches Beamtenverhältnis eingetreten. 

Nach der geltenden Rechtslage führen diese Kinder- 
erziehungszeiten nicht zu einer Steigerung des Ruhe- 
gehaltsatzes. Eine Anerkennung dieser Zeiten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung wirkt sich nur dann 
aus, wenn damit eine Wartezeit von 60 Kalendermo- 
naten erfüllt ist oder überschritten wird. 

Der Ausschuß wies zwar grundsätzlich darauf hin, daß 
nicht jede rentenrechtliche Vergünstigung automa- 
tisch auf die Beamtenversorgung übertragen werden 
müsse, weil es sich um strukturell verschiedene Al- 
terssicherungssysteme handele, deren Einzelvor- 
schriften im allgemeinen nicht isoliert miteinander 
verglichen werden könnten. Im Hinblick auf die fami- 
lienpolitische Zielsetzung der rentenrechtlichen An- 
erkennung von Kindererziehungszeiten — Abbau 
von Nachteilen in der Altersversorgung und Anerken- 
nung der mit der Kindererziehung erbrachten Lei- 
stung — befürwortete er jedoch die derzeitigen Über- 
legungen der Bundesregierung, auch Kindererzie- 
hungszeiten vor der Begründung eines Beamtenver- 
hältnisses versorgungsrechtlich zu berücksichtigen. 
Mit dem Ziel, die in den Eingaben vorgetragenen Fall- 
gestaltungen in die diesbezüglichen Überlegungen 
einzubeziehen, wurden die Eingaben auf Antrag des 
Ausschusses der Bundesregierung — dem BMI — als 
Material überwiesen und den Fraktionen des Deut- 
schen Bundestages zur Kenntnis gegeben. 


2.3.1. 5 Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder (VBL) 

Gegen die Begrenzungen der von der VBL gewährten 
Versorgungsrenten durch die 18. und 19. Satzungsän- 
derung wandten sich auch in diesem Berichtsjahr 
viele Rentner. 

Hierzu war der Ausschuß bereits 1985 (vgl. Tätigkeits- 
bericht 1985, Drucksache 10/5504, S. 14, Nr. 2.4. 1.8) zu 
der Auffassung gelangt, daß zwar eine ungerechtfer- 
tigte Benachteiligung der VBL-Rentner nicht vorliege, 
jedoch die Information der Betroffenen über die Viel- 
zahl der komplizierten Regelungen unzureichend ge- 
wesen sei und vielfach zu nicht zutreffenden Befürch- 
tungen über den Umfang der künftigen Leistungsbe- 
grenzungen geführt habe. Mit dem Ziel einer verbes- 
serten Unterrichtung waren der Bundesregierung 
— dem BMI — deshalb auf Empfehlung des Ausschus- 
ses entsprechende Petitionen zur Kenntnis gegeben 
worden. 

Wie der BMI mitgeteilt hat, sind inzwischen neue In- 
formationsblätter erarbeitet worden, die den Versor- 
gungsempfängern in übersichtlicher Weise den zeitli- 
chen und finanziellen Rahmen der Leistungsbegren- 
zungen erläutern. 

An seiner damaligen Beurteilung hielt der Petitions- 
ausschuß auch fest, als er eine zu diesem Thema ein- 
gegangene Eingabe zu behandeln hatte, in der Kritik 
an der Feststellung, die Leistungsbegrenzungen seien 
nicht zu beanstanden, geübt und eine unzulässige 
Benachteiligung von VBL-Rentnern gegenüber den 
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Empfängern beamtenrechtlicher Versorgungsbezüge 
gerügt wurde. Ergänzend hob er hervor, daß die Sat- 
zung der VBL auf tarif vertraglichen Vereinbarungen 
beruhe, in die der Deutsche Bundestag nicht eingrei- 
fen könne. Auch eine Einflußnahme auf den BMI, der 
für den Bereich des Bundes die Aufgaben des Arbeit- 
gebers wahrnehme, sei nur in eingeschränktem Maße 
möglich, weil die Tarif autonomie auch im Rahmen 
eines Petitions Verfahrens zu respektieren sei. Der 
Ausschuß sah keinen Anlaß, die erwähnten Lei- 
stungsbegrenzungen wegen einer Verletzung des 
verfassungsrechtlichen Gleichheitsgebotes zu bean- 
standen; er wies darauf hin, daß es den Tarifvertrags- 
parteien überlassen sei zu regeln, inwieweit die Zu- 
satzversorgung an die Beamtenversorgung angegli- 
chen werden solle. 


2.3.1. 6 Bewertungssysteme für Kartographen 

Nachdrücklich unterstützte der Petitionsausschuß die 
Bitten zahlreicher Auszubildender im Ausbildungsbe- 
ruf Kartograph, die Bewertungssysteme bei der Be- 
rufsausbildung in Bund und Ländern zu vereinheitli- 
chen. Die im Länderbereich beschäftigten Petenten 
hatten darauf hingewiesen, daß trotz Verwendung 
bundeseinheitlicher Prüfungsfragen ihre Berufsschul- 
kollegen aus dem Bereich des Bundes für gleiche Lei- 
stungen bessere Noten erhielten, weil die erreichba- 
ren Bewertungspunkte den einzelnen Noten in unter- 
schiedlicher Weise zugeordnet würden. 

Zu unterschiedlichen Bewertungsformen war es des- 
halb gekommen, weil für den Bundesbereich das bis- 
her allgemein praktizierte degressive durch ein linea- 
res Bewertungsschema ersetzt worden war. Der BMI 
hielt dieses System für sachgerecht und sah hierdurch 
die Vergleichbarkeit der Prüfungen nicht beeinträch- 
tigt, da die den Endnoten zugrundeliegenden Punkte- 
zahlen ohne Schwierigkeiten auf die jeweils andere 
Notenskala übertragen werden könnten. 

Der Bundesminister für Büdung und Wissenschaft 
hingegen befürwortete die Beibehaltung des degres- 
siven Bewertungssystems, da bei Verwendung zweier 
Systeme die Bundeseinheitlichkeit und Vergleichbar- 
keit der Abschlüsse beeinträchtigt sei. 

Der Petitionsausschuß enthielt sich einer Bewertung 
der Vor- und Nachteile der linearen bzw. der degres- 
siven Notenteilung. Er teilte jedoch die Befürchtung 
der Petenten, daß eine Notenvergabe aufgrund unter- 
schiedlicher Maßstäbe die Vergleichbarkeit der Lei- 
stungen erschweren und leicht zu Unzuträglichkeiten 
an den Berufsschulen führen könne. Auf seinen An- 
trag wurden die Petitionen deshalb der Bundesregie- 
rung zur Erwägung überwiesen. 

In ihrer Antwort auf diesen Beschluß verweist die 
Bundesregierung darauf, daß die Ländervertreter im 
Bund-Länder-Ausschuß berufliche Bildung keine 
Möglichkeit gesehen hätten, die Prüfungsergebnisse 
in den Abschlußzeugnissen nach beiden Benotungs- 
systemen auszuweisen. Die Beratungen über eine Re- 
vision der Richtlinien für Prüfungsordnungen im 
Hauptausschuß des Bundesinstituts für Berufsbildung 
seien noch nicht abgeschlossen, so daß nicht abzuse- 


hen sei, ob und wie die Regelung des Bewertungssy- 
stems in der jetzigen Fassung der Musterprüfungsord- 
nung geändert werde. 

Der Petitionsausschuß wird sich über den weiteren 
Verlauf der Verhandlungen berichten lassen. 


2.3.2 Bundesgrenzschutz 

Ein Angehöriger des Bundesgrenzschutzes wandte 
sich gegen die auf Veranlassung eines ranghohen 
Vorgesetzten verfügte Ablösung aus der Einlaßkon- 
trolle. 

Nach Darstellung des Petenten hatte er die Schranke 
zu dem geschützten Objekt nicht sofort geöffnet, als 
ein Pkw mit einem ranghohen Vorgesetzten vorfuhr. 
Erst als der ihm unbekannte Wagen mit zivilem Kenn- 
zeichen vor der Schranke stand, hatte er seinen Vor- 
gesetzten erkannt. Daraufhin habe er die Schranke 
geöffnet, jedoch versäumt, ordnungsgemäß zu grü- 
ßen. Es sei ihm dann nicht mehr möglich gewesen, 
sich in der vorgeschriebenen Form bei dem Vorge- 
setzten zu melden, als dieser das Fahrzeug verlassen 
habe, um ihn wegen des unterbliebenen Grußes anzu- 
sprechen. Auf Weisung dieses Vorgesetzten sei er mit 
sofortiger Wirkung durch den Leiter der Einlaßkon- 
trolle von seiner Tätigkeit abgelöst worden. Seine Be- 
mühungen um einen Verbleib in dieser Funktion 
seien erfolglos gebheben. 

Bei der Prüfung dieses Vorbringens fand der Petitions- 
ausschuß die Sachverhaltsdarstellung des Petenten 
bestätigt. Der Petitionsausschuß war der Ansicht, daß 
die Entscheidung des höheren Vorgesetzten, den Pe- 
tenten sofort abzulösen, gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit verstoßen habe. Bei der sponta- 
nen Entscheidung seien die geltenden Grundregeln 
der Personalführung unbeachtet gebüeben. Der BMI 
sollte durch geeignete Maßnahmen sicherstellen, daß 
höhere Vorgesetzte bei Vorfällen der geschilderten 
Art überlegener und ruhiger reagieren. Außerdem 
sprach der Ausschuß die Erwartung aus, daß die Ablö- 
sung des Petenten aus der betreffenden Einlaßkon- 
trollgruppe rückgängig gemacht werde. 

Der BMI entsprach einem entsprechenden Beschluß 
des Deutschen Bundestages. Der Petent wurde wieder 
in der Einlaßkontrollgruppe verwendet. Der ranghohe 
Vorgesetzte wurde angewiesen, bei Reaktionen auf 
Unkorrektheiten der ihm unterstellten Beamten den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit strikt zu beach- 
ten. Darüber hinaus nahm der BMI den Vorgang zum 
Anlaß, die Kommandeure der Grenzschutzkomman- 
dos sowie den Direktor der Grenzschutzdirektion ent- 
sprechend zu unterrichten. 


2.3.3 Wahlrecht für Ausländsdeutsche 

Die Problematik des aktiven Wahlrechts zum Deut- 
schen Bundestag für Ausländsdeutsche war Gegen- 
stand von zwei Eingaben. Der Ausschuß konnte eine 
Änderung des geltenden Bundeswahlgesetzes nicht 
befürworten. 
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Danach sind nur solche Ausländsdeutschen wahlbe- 
rechtigt, die sich vor ihrem Fortzug mindestens drei 
Monate ununterbrochen im Bundesgebiet aufgehal- 
ten haben, vorausgesetzt, seit dem Fortzug sind nicht 
mehr als zehn Jahre verstrichen. Diese Zehnjahresfrist 
gilt nicht für diejenigen Deutschen, die in einem ande- 
ren Mitgliedsstaat des Europarates leben. Allerdings 
müssen sie sich nach dem 23. Mai 1949, dem Tag der 
Verkündung des Grundgesetzes für die Bundesrepu- 
blik Deutschland, drei Monate im Bundesgebiet auf- 
gehalten haben. 

Der Ausschuß sah die Zehnjahresfrist für Ausländs- 
deutsche außerhalb der Mitgliedsstaaten des Europa- 
rates als sachgerecht an, da jenseits dieser zeitlichen 
Grenze die zur Ausübung des Wahlrechts notwendige 
kommunikative Teilhabe am ständigen Prozeß der 
Meinungs- und Willensbildung in bezug auf die Ver- 
hältnisse in der Bundesrepublik Deutschland in der 
Regel nicht mehr vorhegt. Zwar handelt es sich bei 
dieser Einschätzung um eine — zulässige — generali- 
sierende Betrachtungsweise, doch kann davon ausge- 
gangen werden, daß Ausländsdeutsche innerhalb der 
genannten Zeitspanne noch persönliche und sachli- 
che Verbindungen zu ihrem Heimatstaat haben, die 
es ihnen ermöglichen, aufgrund ihrer früher gewon- 
nenen und fortwirkenden Eindrücke und Erkennt- 
nisse auch von außerhalb noch am politischen Ge- 
schehen Anteil zu haben. 

Demgegenüber wird den in den Mitgliedstaaten des 
Europarates lebenden Deutschen ein zeitlich unbe- 
grenztes Wahlrecht eingeräumt. Diese Unterschei- 
dung hielt der Petitionsausschuß für gerechtfertigt. Im 
Lebensbereich der Staaten des Europarates bestehen 
weitgehende gemeinsame politische, wirtschaf tliche, 
soziale und kulturelle Übereinstimmungen und Ziel- 
setzungen mit der Bundesrepublik Deutschland. Zu 
Recht ist deswegen von einer engeren Verbundenheit 
der in diesen Staaten lebenden Deutschen auszuge- 
hen, die eine, gegenüber den im übrigen Ausland 
beheimateten Deutschen, differenzierte Behandlung 
bezüglich des Wahlrechts zum Deutschen Bundestag 
zuläßt. 

Allerdings sah es der Ausschuß als unverzichtbar an, 
auch für diese Personengruppe eine Zuordnung und 
ein Mindestmaß an Bindung zur Bundesrepublik 
Deutschland zu fordern. Richtigerweise knüpft das 
Wahlrecht an einen Fortzug aus dem Bundesgebiet 
nach dem 23. Mai 1949 an. Ein Verzicht auf diese Vor- 
aussetzung hätte zur Folge, daß auch Deutsche, die 
niemals im Gebiet der Bundesrepubük Deutschland 
seßhaft waren, zur Bundestagswahl berechtigt wären, 
obgleich ihnen eine auf eigenen Erfahrungen beru- 
hende gewisse Vertrautheit mit den politischen Ver- 
hältnissen in der Bundesrepubük Deutschland fehlt. 


2.3.4 Volkszählung 

Zwei eingetragene Vereine, die es sich zur Aufgabe 
gemacht hatten, zum Widerstand gegen die Volks- 
zählung aufzurufen, forderten in einer gemeinsam 
eingebrachten Petition die Aufhebung des Volkszäh- 
lungsgesetzes 1987 bzw. die Vernichtung bereits er- 
hobener Daten. Zur Unterstützung ihrer Forderung 


sandten sie ca. 15 000 von ihnen gesammelte Unter- 
schriften zu einer „Erklärung" ein, in der es u. a. 
heißt: 

„Hiermit erkläre ich, daß ich mich der Volkszählung 
am 25. Mai 1987 ganz (Boykott), teilweise („Weicher" 
Boykott) oder auf sonstige Weise widersetze, ..." 

Der Ausschuß hielt die erhobene Forderung für unbe- 
gründet. Auf seinen Antrag beschloß der Deutsche 
Bundestag, die Petition als erledigt anzusehen. 

Der Ausschuß ging bei seiner Beschlußempfehlung 
davon aus, daß das Volkszählungsgesetz 1987, das die 
Durchführung einer Volks-, Berufs-, Gebäude-, Woh- 
nungs- und Arbeitsstättenzählung am 25. Mai 1987 
anordnete, rechtmäßig zustande gekommen ist. 

In der Begründung seiner Beschlußempfehlung setzte 
sich der Ausschuß mit einer Broschüre mit dem Titel 
„Bürgerinformation zur Volkszählung am 25. Mai 
1987" auseinander, die Bestandteil der Petition war. 
In dieser Broschüre wird die Bundesrepubük Deutsch- 
land als „Erfassungsstaat" bezeichnet und suggeriert, 
die Bürgerinnen und Bürger würden „zu Puppen an 
unsichtbaren Drähten der Poütik" . Darin sah der Aus- 
schuß mit Mehrheit ein Zerrbild des demokratischen 
Rechtsstaats Bundesrepubük Deutschland, das mit 
der Reaütät und den wirküchen Zielen der Volkszäh- 
lung nichts gemein hat. 

Der Ausschuß steUte fest, daß die „Bürgerinforma- 
tion" unverhüllte, detailüerte Anleitungen zum 
Boykott der Volkszählung enthält und deshalb als 
Aufruf zum Boykott zu verstehen war. Anleitung und 
Aufruf zum Rechtsbruch wurden von den Petenten als 
Druckmittel gegenüber dem Petitionsausschuß als Or- 
gan des Bundestages und dem Bundestag als Ganzem 
eingesetzt, um der Petition zum Erfolg zu verhelfen. In 
diesem bisher einmaügen Vorgehen sah der Aus- 
schuß — ebenfaüs mit Mehrheit — eine Provokation 
des Deutschen Bundestages in seiner Eigenschaft als 
Volksvertretung und Gesetzgebungsorgan. Er steUte 
ausdrücküch fest, daß Rechtsordnung und Rechtssi- 
cherheit es erforderten, die Beachtung ordnungsge- 
mäß zustande gekommener Gesetze notfaüs auch mit 
den gesetzüch vorgesehenen Zwangsmitteln durch- 
zusetzen. 

Die Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
— enthalten in der Sammelübersicht 27 (Drucksache 
11/967) — war am 12. November 1987 Gegenstand 
einer Aussprache im Plenum des Bundestages (vgl. 
Plenarprotokoll 11/39 S. 2607 ff.), in der unterschiedü- 
che Auffassungen der Oppositionsfraktionen einer- 
seits und der Koaütionsfraktionen andererseits zum 
Ausdruck kamen und ein Änderungsantrag der Frak- 
tion DIE GRÜNEN zur Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses (Drucksache 11/1120) abgelehnt 
wurde. 


2.3.5 Asylrecht 

Mit der Problematik des Asylantenzustromes in die 
Bundesrepubük Deutschland befaßte sich der Aus- 
schuß auf der Grundlage von 29 Petitionen (teilweise 
Sammelpetitionen). 
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Die Petenten nahmen allgemein zum Asylproblem 
Stellung, forderten Maßnahmen zu seiner Lösung und 
unterbreiteten Vorschläge zur Ausgestaltung des 
Asylverfahrens, wobei sie sich auch zur Frage der 
Änderung des Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz 
(GG) äußerten. Ein Teil der Petenten wandte sich ge- 
gen eine Verschärfung des bestehenden Asylrechts; 
die Mehrheit sprach sich jedoch für eine Änderung 
des Asylverfahrens im Sinne einer restriktiveren Asyl- 
gewährung aus. 

Der Petitionsausschuß bekräftigte in Übereinstim- 
mung mit der Bundesregierung und der im Deutschen 
Bundestag vertretenen Parteien, daß den wirklich po- 
litisch, rassisch oder religiös Verfolgten Asyl zu ge- 
währen ist und sie nicht unter dem Mißbrauch des 
Asylrechts durch andere leiden dürfen. Er sprach sich 
dafür aus, das Problem der Asylbewerber in sachge- 
rechter Weise zu lösen und lehnte jede Art von Aus- 
länderfeindlichkeit oder Rassismus ab. 

Angesichts einer beim Bundesamt für die Anerken- 
nung ausländischer Flüchtlinge registrierten Aner- 
kennungsquote von 16,2 v. H. in den Monaten Januar 
bis August 1986 betonte der Ausschuß die Notwen- 
digkeit, dem Mißbrauch des Asylrechts entschieden 
entgegenzutreten, um auch auf diese Weise die Ent- 
stehung von Fremdenfeindlichkeit zu verhindern. 

Mehrheitlich sah der Ausschuß in dem vom Deut- 
schen Bundestag am 13. November 1986 verabschie- 
deten Gesetz zur Änderung asylverfahrens-, arbeits- 
erlaubnis- und ausländerrechtlicher Vorschriften und 
in dem von der Bundesregierung am 26. August 1986 
beschlossenen Bündel von administrativen Maßnah- 
men einen geeigneten Weg, den Zustrom nicht asyl- 
berechtigter Flüchtlinge einzudämmen und das Asyl- 
verfahren weiter zu beschleunigen. Für eine Ände- 
rung von Artikel 16 Abs. 2 Satz 2 GG sah er keinen 
Handlungsbedarf. 

Der Ausschuß verkannte nicht, daß in Einzelfällen bei 
der Abwicklung des Asylverfahrens menschliche Här- 
ten auftreten können; er hielt jedoch den Vorwurf für 
unberechtigt, daß die heutige Asylpraxis in der Bun- 
desrepublik Deutschland diskriminierend und men- 
schenfeindlich sei. Er begrüßte die Zusage der DDR, 
ab 1. Oktober 1986 nur noch solchen Reisenden den 
Transit zu gestatten, die über ein Einreisevisum des 
Ziellandes verfügen. 


2.4 Bundesminister der Justiz (BMJ) 

Von den 466 auf diesen Geschäftsbereich entfallen- 
den Eingaben (gegenüber 500 im Vorjahr) bezogen 
sich viele — wie schon in den Jahren zuvor — auf das 
bestehende Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht. 
Insbesondere wurde an den Gesetzgeber die Bitte 
herangetragen, die Vorschriften zum Versorgungs- 
ausgleich zu novellieren. 

Erwähnenswert ist daneben eine Sammelpetition mit 
58 605 Unterschriften zu § 218 a Strafgesetzbuch. Die 
Petenten wandten sich gegen die geltenden gesetzli- 
chen Regelungen zum Schwangerschaftsabbruch, 
insbesondere zur sog. sozialen Indikation, und ver- 


langten einen besseren Schutz des ungeborenen Le- 
bens. 


2.4.1 Widerrufsrecht bei einer Adoption 

Die leibliche Mutter eines Kindes soll ihre Einwilli- 
gung in die Adoption bis zum Zeitpunkt der Übergabe 
des Kindes an die Adoptiveltern widerrufen können. 
Mit dieser Bitte wandte sich eine Petentin an den Aus- 
schuß. 

Ein halbes Jahr nach der Geburt ihres nichtehelichen 
Sohnes hatte sich die Petentin im November 1984 mit 
der Adoption einverstanden erklärt. Bald nach der 
Einwilligung in die Adoption wollte die Mutter jedoch 
— das Kind befand sich zu diesem Zeitpunkt noch bei 
ihr — ihre Einwilligung widerrufen. Da ihre Erklärung 
aber mit dem Eingang beim Vormundschaftsgericht 
unwiderruflich geworden war, erließ das Vormund- 
schaftsgericht auf Antrag des Jugendamtes im Januar 
1985 einen Herausgabebeschluß. Das Kind wurde 
kurz darauf bei der Petentin abgeholt und zu den 
Adoptiveltern gebracht. 

Die Petentin begründete ihr Anliegen damit, sie habe 
sich bei der Abgabe der Einwilligungserklärung in 
einer finanziellen und psychischen Ausnahme Situa- 
tion befunden, die eine freie Willensentscheidung 
nicht zugelassen habe. 

Der BMJ erklärte in einer Stellungnahme zu diesem 
Fall, die gesetzliche Regelung sei sachgerecht. Der 
Petitionsausschuß unterstützt jedoch im Grundsatz 
das Anliegen der Petentin. 

Nach seiner Auffassung ging der Gesetzgeber dayon 
aus, daß das Kind zum Zeitpunkt der Abgabe der Ein- 
willigungserklärung bereits bei den Adoptiveltern 
lebe. Nur für diesen Fall sei die Unwiderruflichkeit der 
Erklärung berechtigt. Ein schützenswertes Verhältnis 
der Adoptiveltern zum Kind bestehe erst mit der tat- 
sächlichen Annahme des Kindes und nicht schon mit 
der Einwilligung in die Adoption. Der leiblichen Mut- 
ter sollte daher ein Widerrufsrecht bis zur tatsächli- 
chen Annahme des Kindes durch die Adoptiveltern 
zustehen. 

Mit diesem Ziel wurde die Eingabe der Bundesregie- 
rung — dem BMJ — zur Erwägung überwiesen. 


2.4.2 Abrechnung von Postgebühren durch 
Rechtsanwälte 

Ein Petent beanstandete, daß Rechtsanwälte ge- 
mäß § 26 Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung 
(BRAGO) bei der Abrechnung von Post-, Telegrafen-, 
Fernsprech- und Fernschreibgebühren wahlweise die 
tatsächlich entstandenen Kosten oder einen Pauschal- 
satz fordern können. Er hatte insgesamt 80 DM für 
Postgebühren pauschal zahlen müssen, obwohl tat- 
sächlich nur 4,70 DM entstanden waren. 

Zweck der geltenden Regelung ist eine Vereinfa- 
chung des anwaltlichen Bürobetriebes. Auseinander- 
setzungen darüber, ob die entstandenen Auslagen 
notwendig waren, sollen vermieden werden. Der Peti- 
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tionsausschuß sieht aber auch die Gefahr eines Miß- 
brauchs dieser Regelung. Selbst bei einem krassen 
Mißverhältnis zwischen tatsächlich verauslagten und 
pauschal berechneten Portokosten bleibt für den 
Mandanten keine rechtliche Möglichkeit, die Kosten- 
rechnung zu beanstanden. 

Für eine Novellierung der BRAGO hält es der Aus- 
schuß für notwendig, entweder engere Grenzen bei 
den Abrechnungsmöglichkeiten zu ziehen oder dem 
Mandanten die Befugnis einzuräumen, die tatsächlich 
entstandenen Kosten nachzuweisen, die dann zur 
Grundlage der Berechnung werden, wie es zur Zeit im 
Recht der allgemeinen Geschäftsbedingungen vorge- 
sehen ist. 

Der Petitionsausschuß empfahl deshalb, die Eingabe 
der Bundesregierung — dem BMJ — zur Erwägung 
zu überweisen. Nach einer vorläufigen Antwort des 
Ministers wurden auch die Länderjustizminister in die 
Meinungsbildung einbezogen. Eine abschließende 
Äußerung zu den Anregungen des Ausschusses wird 
daher nicht vor Ende des Jahres 1988 möglich sein. 


2.4.3 Anwaltszwang für Blinde im Strafverfahren 

Die Petentin, von Geburt an blind, fühlte sich durch 
eine in die Strafprozeßordnung eingefügte Ergänzung 
des § 140 Abs. 1 Nr. 4 diskriminiert. Danach müssen 
sich seit dem 1. April 1987 blinde Beschuldigte schon 
in erster Instanz durch einen Rechtsanwalt verteidi- 
gen lassen. Sie hält diese Regelung für änderungsbe- 
dürftig, weil Blindheit nicht daran hindere, die eige- 
nen Interessen im Strafverfahren wahrnehmen zu 
können. 

Der Ausschuß teüte der Petentin mit, daß der Gesetz- 
geber zu keiner Zeit eine Diskriminierung Blinder 
beabsichtigt habe; vielmehr sei diese Vorschrift in das 
Gesetz auf genommen worden, um blinden Beschul- 
digten eine bessere Strafverteidigung zu ermögli- 
chen. 

Gleichwohl ist er der Auffassung, daß eine Wiederher- 
stellung des ursprünglichen Rechtszustandes geboten 
ist. Soweit es nicht um die Einnahme eines Augen- 
scheins geht, sieht der Ausschuß kein Bedürfnis für 
eine Differenzierung zwischen Nicht-Blinden und 
Blinden im Strafverfahren, zumal es den letzteren un- 
benommen bleibt, jederzeit einen Verteidiger ihrer 
Wahl beizuziehen. 

Der Ausschuß wies daher den BMJ auf die Ände- 
rungsbedürftigkeit der Rechtsnorm hin. Dieser teüte 
daraufhin mit, er beabsichtige, dem Deutschen Bun- 
destag einen Gesetzentwurf vorzulegen, nach wel- 
chem der ursprüngliche Rechtszustand wiederherge- 
stellt werden soll. 

Inzwischen hat der Deutsche Bundestag einem ent- 
sprechenden Änderungsgesetz zugestimmt. Für 
blinde Beschuldigte wird damit, sobald das Gesetz in 
Kraft getreten ist, der bis zum 31. März 1987 geltende 
Rechtszustand wiederhergestellt. 


2.4.4 Gemeinsame Unterbringung von Vater und 
Kind in Justizvollzugsanstalten 

Auch in diesem Berichtsjahr hatten zahlreiche Einga- 
ben eine Änderung des Strafvollzugsgesetzes zum 
Ziel. So wandte sich eine Petentin, deren Ehegatte 
eine längere Haftstrafe verbüßt, mit der Bitte an den 
Ausschuß, Vätern die gemeinsame Unterbringung mit 
dem Kind — wie es zur Zeit den Müttern unter beson- 
deren Voraussetzungen gestattet ist — zu erlauben. 
Sie rügt eine Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes 
nach Artikel 3 GG und des Elternrechts nach Artikel 6 
GG. 

Der Petitionsausschuß hält zwar in Übereinstimmung 
mit dem BMJ die derzeit nur für Mutter- Kind -Einrich- 
tungen geltenden Rechtsvorschriften nicht für verfas- 
sungswidrig. Für das Anhegen der Petentin und ihres 
Ehemannes hat der Ausschuß aber Verständnis. 

Gegenwärtig sind die Gegebenheiten im Strafvollzug 
für eine Unterbringung eines Kindes bei einem Eltern- 
teü im Falle der Mutter zweifellos günstiger als beim 
Vater. Das Strafvollzugsgesetz stellt mit der geltenden 
Regelung nicht prinzipiell die gleiche Eignung und 
Befähigung des Vaters zur Pflege und Versorgung des 
Kindes in Frage. Nach Auffassung der Mehrheit im 
Ausschuß sollte für die Zukunft deshalb angestrebt 
werden, daß ein Kind auch gemeinsam mit seinem 
Vater in einer Justizvollzugsanstalt untergebracht 
werden kann. Hierfür gelten die Gesichtspunkte der 
Entwicklung des Kindes, der Eltern-Kind-Beziehung 
und einer Gefahr der Entfremdung. 

Der Beschluß, die Petition der Bundesregierung zur 
Erwägung zu überweisen, wurde mit der Bitte ver- 
bunden, nach einem Jahr über den Stand der Überle- 
gungen für eine Gesetzesänderung zu berichten. 


2.5 Bundesminister der Finanzen (BMF) 

Mit 1 011 Eingaben ist ein Rückgang gegenüber dem 
Berichtsjahr 1986 (1 221) zu verzeichnen. Die Petitio- 
nen bezogen sich vor allem auf das Steuerrecht, das 
Personalwesen, das Kriegsfolgenrecht sowie auf das 
Versicherungs- und Kreditwesen. 


2.5.1 Nichtsteuerpflichtige 

Bezieher niedriger Einkommen, die keine Lohn- oder 
Einkommensteuer zu entrichten haben, beschwerten 
sich wiederholt darüber, daß sie keine den steuerli- 
chen Vergünstigungen entsprechenden Leistungen 
erhalten. So forderte ein nicht steuerpflichtiger Rent- 
ner, der seine Beiträge an eine politische Partei steu- 
erlich nicht geltend machen kann, eine Regelung 
nach Art des Kindergeldzuschusses nach dem Bun- 
deskindergeldgesetz. 

Es liegt im Wesen von steuerlichen Vergünstigungen, 
daß sie bei Personen mit hohem Einkommen infolge 
der progressiven Gestaltung des Einkommensteuerta- 
rifs zu einer stärkeren steuerlichen Entlastung führen 
als bei Personen mit einem geringeren Einkommen. 
Bei Personen, die keine Einkommensteuer zu entrich- 


18 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode Drucksache 11/2346 


ten haben, können sich steuerliche Vergünstigungen 
überhaupt nicht auswirken. Bei dem Kindergeldzu- 
schuß handelt es sich um eine nicht vergleichbare Lei- 
stung. Diesen Zuschuß hat der Gesetzgeber aus Grün- 
den der sozialen Gerechtigkeit im Zusammenhang 
mit der zum 1. Januar 1986 vorgenommenen Erhö- 
hung des Kinderfreibetrages im Einkommensteuerge- 
setz eingeführt. Er wird nur Eltern gezahlt, denen für 
ihre Kinder Kindergeld und Kinderfreibetrag zusteht, 
die aber mangels hinreichenden Einkommens den 
Kinderfreibetrag nicht oder nicht voll nutzen kön- 
nen. 

Der Deutsche Bundestag entsprach der Empfehlung 
des Ausschusses und sah die Petition als erledigt 
an. 


2.5.2 Besteuerung von Altersbezügen 

Das Bundesverfassungsgericht hatte in seinem Be- 
schluß vom 26. März 1980 festgestellt, daß der Um- 
fang der steuerlichen Begünstigung der Rentner ge- 
genüber den pensionierten Beamten durch die verän- 
derten Verhältnisse inzwischen ein Ausmaß erreicht 
habe, das eine Korrektur durch den Gesetzgeber er- 
forderlich mache. Mehrere Ruhestandsbeamte be- 
schwerten sich deshalb darüber, daß eine Neurege- 
lung der Besteuerung von Altersbezügen bislang 
nicht erfolgt ist. 

Mit dieser Problematik hatte sich der Ausschuß be- 
reits im Jahre 1983 befaßt (vgl. Tätigkeitsbericht 1983, 
Drucksache 10/1193, S. 16, Nr. 2.6. 1.2). 

Eine von der Bundesregierung auch zu dieser Frage 
eingesetzte unabhängige Sachverständigenkommis- 
sion hat zwar schon im Dezember 1983 einen Bericht 
vorgelegt. Die Auswertung dieses Berichts ist aber 
wegen der umfassenden und schwierigen verfas- 
sungs-, Steuer- und sozialversicherungsrechtlichen 
Fragen bislang noch nicht abgeschlossen. 

Der Ausschuß vertrat in Anlehnung an die Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts die Auffassung, 
daß die Neuregelung eine sorgfältige Vorbereitung 
erfordere und diese mit Rücksicht auf den komplexen 
Sachverhalt sehr zeitaufwendig sei. Auf der anderen 
Seite gab er aber zu bedenken, daß die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts bereits mehr als sie- 
ben Jahre zurückliege und deshalb eine entspre- 
chende Neuregelung geboten sei. In diesem Sinne 
wurden die Petitionen der Bundesregierung als Mate- 
rial überwiesen und den Fraktionen des Deutschen 
Bundestages zur Kenntnis gegeben. 


2.5.3 Kraftfahrzeugsteuer 

Mehrere Petenten beschwerten sich darüber, daß 
nach dem Gesetz über steuerliche Maßnahmen zur 
Förderung des schadstoffarmen Personenkraftwagens 
die Kraftfahrzeugsteuer ab 1. Januar 1986 auch für 
solche Autos angehoben wurde, die aus technischen 
Gründen nicht umgerüstet werden können. 

Autoabgase enthalten Stoffe — unter anderem Blei, 
Kohlenmonoxyd, Kohlenwasserstoffe, Stickoxyde und 


Ruß — , die nachweisbar oder mit hoher Wahrschein- 
lichkeit die Umwelt schädigen. Ziel des genannten 
Gesetzes ist es, durch steuerliche Vergünstigungen 
einen Anreiz zum freiwilligen Übergang zu schad- 
stoffarmen Fahrzeugen und zur Schadstoffminderung 
durch Nach- bzw. Umrüstung zu schaffen. 

Um die dadurch bedingten Steuer ausfälle der Länder 
zumindest teilweise auszugleichen, bestimmt das Ge- 
setz gleichzeitig, daß für nichtbegünstigte Fahrzeuge 
eine erhöhte Kraftfahrzeugsteuer zu entrichten ist. 

Dabei kann es nach dem Verursacherprinzip nicht von 
Bedeutung sein, aus welchen Gründen etwa eine Um- 
rüstung unterbleibt. Die Kosten zum Schutz der Um- 
welt müssen grundsätzlich von denjenigen getragen 
werden, die diese Kosten verursachen. 

Eine Änderung der gesetzlichen Bestimmungen im 
Sinne der Petenten konnte nicht in Aussicht gestellt 
werden. Die Petitionen wurden daher als erledigt an- 
gesehen. 


2.5.4 Berlinförderungsgesetz 

Einige Petenten aus Berlin forderten, auch Rentnern 
und Arbeitslosen eine Zulage nach dem Berlinförde- 
rungsgesetz (BerlinFG) zu gewähren. 

Nach § 28 BerlinFG erhalten Arbeitnehmer, solange 
sie einer Beschäftigung in Berlin nachgehen und Ar- 
beitslohn erhalten, eine Vergünstigung durch Ge- 
währung von Zulagen. Mit dieser Vergünstigung soll 
ein größerer Anreiz geschaffen werden, in Berlin zu 
arbeiten. Sie ist ein Instrument der Wirtschaftsförde- 
rung, nicht aber eine Maßnahme des sozialen Aus- 
gleichs. 

Der Ausschuß konnte das Anhegen der Rentner und 
Arbeitslosen nicht unterstützen, da bei ihnen kein Ar- 
beitsverhältnis besteht. Eine Ausnahmeregelung 
würde zwangsläufig dazu führen, daß sich auch an- 
dere Personengruppen darauf berufen könnten. 


2.5.5 Versicherungswesen 

Wie in den vergangenen Jahren beschwerten sich 
zahlreiche Petenten über private Versicherungsunter- 
nehmen im Zusammenhang mit der Abwicklung von 
Schadensfällen. 

Die parlamentarische Prüfung ist zwar auf die Frage 
beschränkt, ob das Bundesaufsichtsamt für das Versi- 
cherungswesen seiner gesetzlichen Aufsichtspflicht 
nachgekommen ist (vgl. Tätigkeitsbericht 1986, 
Drucksache 10/5504, S. 20, Nr. 2.6.6). Dennoch 
konnte in einigen Fällen ein Einlenken der Versiche- 
rer im Sinne der Petenten erreicht werden. 

So wollte nach einem Verkehrsunfall ein Versiche- 
rungsunternehmen über ein ursprüngliches Ver- 
gleichsangebot von 8 000 DM für die entstandenen 
Personen- und Sachschäden nicht hinausgehen. Der 
Ausschuß konnte jedoch mit Hilfe des Bundesauf- 
sichtsamtes für das Versicherungswesen erreichen, 
daß den Petenten ein Zukunftsschaden von 
20 000 DM gezahlt wurde. 
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In einem anderen Falle hatte eine Petentin ihren An- 
spruch auf die staatliche Wohnungsbauprämie verlo- 
ren. Sie hatte aufgrund der falschen Beratung des Mit- 
arbeiters eines Versicherungsuntemehmens ihren 
Bausparvertrag zu früh gekündigt, um eine Lebens- 
versicherung als Anschlußvertrag abzuschließen. Das 
Versicherungsunternehmen ersetzte der Petentin den 
entstandenen Schaden in Höhe von rd. 1 500 DM ein- 
schließlich der ihr entstandenen Anwaltskosten in 
Höhe von 120 DM. 


2.5.6 Kreditwesen 

Im Kreditwesen beschränkt sich ähnlich wie im Versi- 
cherungswesen die parlamentarische Prüfung auf die 
Frage, ob die Aufsichtsbehörde — das Bundesauf- 
sichtsamt für das Kreditwesen (BAK) — ihre Auf- 
sichtspflicht erfüllt hat (vgl. Tätigkeitsbericht 1986, 
Drucksache 10/5504, S. 20, Nr. 2.6.6). 

Ein Petent hielt eine formularmäßige Vertragsbedin- 
gung seiner Bausparkasse für unzulässig. Durch diese 
war eine sogenannte nachträgliche Tilgungsrech- 
nung vereinbart worden, wonach eine vom Darle- 
hensnehmer geleistete Tilgung, unabhängig vom Ein- 
zahlungszeitpunkt, bei der Berechnung der Verzin- 
sung der Restschuld erst zu einem späteren Zeitpunkt 
berücksichtigt wird. Er sah sich dadurch einer höhe- 
ren Zinsbelastung ausgesetzt, die nicht entstünde, 
wenn die Zinsen auf der Grundlage des jeweils letzten 
Kapital(Konto) Standes berechnet würden. 

Das BAK und der BMF wiesen jedoch auf § 20 Abs. 2 
des Hypothekenbankgesetzes und Artikel 1 der Preis- 
angabenverordnung hin, die von der Zulässigkeit ei- 
ner solchen vertraglichen Regelung ausgehen, und 
sahen keine Veranlassung, auf eine Änderung der 
Zinsberechnungsklausel hinzuwirken. 

Der Ausschuß kam mehrheitlich zu der Auffassung, 
daß nach dem Grundsatz der zivilrechtlichen Ver- 
tragsfreiheit primär den Vertragsparteien die Gestal- 
tung des Vertragsverhältnisses obliege. Er stellte je- 
doch fest, daß im Rahmen der Aufsicht Gelegenheit 
bestehe, mögliche Gesetzesverstöße zu unterbinden. 
In diesem Sinne empfahl der Ausschuß, die Petition 
der Bundesregierung zur Kenntnis zu überweisen. 

Die Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses 
(Drucksache 11/242) wurde in der 33. Sitzung des 
Deutschen Bundestages beraten und — nach Ableh- 
nung eines Änderungsantrages der Fraktion der SPD 
(Drucksache 11/961) — mit Mehrheit angenommen 
(vgl. Plenarprotokoll 11/33, S. 2208ff.). 


2.5.7 Kraftfahrtversicherung 

Schwerbehinderte, die nach dem Kfz-Steuergesetz 
zur Hälfte von der Kraftfahrzeugsteuer befreit sind, 
erhalten einen Beitragsnachlaß von 12,5 v. H. in der 
Kraftfahrtversicherung. 

Mehrere Behinderte, die als Halter eines schadstof far- 
men Personenkraftwagens in voller Höhe von der 


Kraftfahrzeugsteuer befreit waren, beschwerten sich 
darüber, daß die Kfz -Versicherungen den Beitrags- 
nachlaß nunmehr von einer besonderen Bestätigung 
des Finanzamtes abhängig machten, aus der hervor- 
gehen solle, daß sie auch aufgrund der Behinderung 
Anspruch auf Steuerermäßigung hätten. 

Nach Auskunft des BMF war dieses Verfahren der 
Versicherungsgesellschaften nicht mit der Finanzver- 
waltung abgestimmt worden und hätte lediglich de- 
ren Arbeitsbelastung erhöht. 

Darüber hinaus müßten Maßnahmen gegen die unbe- 
rechtigte Inanspruchnahme von Versicherungsver- 
günstigungen in erster Linie von den Versicherungs- 
gesellschaften selbst getroffen werden. Es wurde ver- 
anlaßt, daß Behinderte ihre Berechtigung für einen 
Beitragsnachlaß in der Kraftfahrtversicherung nun- 
mehr durch die Abgabe des Beiblatts zum Schwerbe- 
hindertenausweis für die Zeit der Steuerbefreiung bei 
den Versicherungsuntemehmen nachweisen kön- 
nen. 


2.5.8 Wegnahmeschaden 

Ein Aussiedler, der aufgrund besonderer Bemühun- 
gen der Bundesregierung aus der Haft im Schadens- 
gebiet — der DDR und Berlin (Ost) — entlassen und 
zusammen mit seiner Familie in die Bundesrepublik 
Deutschland abgeschoben worden war, beanstan- 
dete, daß die Ausgleichsverwaltung einen Wegnah- 
meschaden an einem Sperrkonto (Devisenausländer- 
konto B) nicht anerkannte. Die Ausgleichsverwaltung 
vertrat den Standpunkt, ein Wegnahmeschaden 
könne wegen grundsätzlich bestehender Verfügungs- 
möglichkeit allenfalls nach wiederholter Einreisever- 
weigerung bejaht werden. 

Der Petent wies nach, daß er in der DDR und Berlin 
(Ost) als unerwünschte Person gelte und nicht einrei- 
sen dürfe. 

Die in Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für 
innerdeutsche Beziehungen durchgeführten Ermitt- 
lungen des Präsidenten des Bundesausgleichsamtes 
ergaben, daß ehemalige politische Häftlinge, die aus 
der Strafhaft abgeschoben wurden, regelmäßig einer 
Einreisesperre unterhegen, die, wenn überhaupt, 
meist erst nach zehn Jahren oder noch erheblich län- 
gerer Wartezeit gelockert wird. Aufgrund dieser Er- 
kenntnisse wird nunmehr, soweit anderweitige Verfü- 
gungsmöglichkeiten nicht bestehen, bereits nach ein- 
maliger Einreiseverweigerung ein Kontoschaden un- 
ter Vorbehalt festgestellt, ohne daß eine „Wartezeit" 
einzuhalten ist. 

Im Falle des Petenten und seiner Ehefrau wurde dem- 
entsprechend ein Wegnahmeschaden an dem Sperr- 
konto festgestellt und Hauptentschädigung aner- 
kannt mit der Auflage, etwaige künftige Verfügungs- 
möglichkeiten anzuzeigen. 


20 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2346 


2.5.9 Rechtsstellung der Bundesbeamten 
(Beförderung) 

Wie in den vergangenen Jahren beschwerten sich 
wieder einige Beamte der Zollverwaltung, die bereits 
das 63. Lebensjahr vollendet hatten, daß sie vor ihrer 
Pensionierung nicht mehr befördert würden. 

Nach der Bundeslaufbahnverordnung ist eine Beför- 
derung innerhalb von zwei Jahren vor Vollendung des 
für die Altersgrenze maßgebenden Lebensjahres 
— bei den Petenten war dies das 65. Lebensjahr — 
nicht zulässig. 

Von diesem Verbot der Beförderung kann jedoch der 
Bundespersonalausschuß u. a. dann Ausnahmen zu- 
lassen, wenn der Beamte den Beförderungsdienstpo- 
sten mindestens zwei Jahre lang vor Vollendung des 
63. Lebensjahres wahrgenommen hat und die an sich 
mögliche Beförderung nur wegen Fehlens einer Plan- 
stelle nicht mehr vor Beginn des Sperrzeitraumes aus- 
gesprochen werden konnte. Diese Voraussetzungen 
waren bei den Petenten aber nicht erfüllt. 


2.5.10 Bagatellschäden 

Anlaß für eine Eingabe an den Petitionsausschuß war 
die Absicht eines Ausgleichsamtes, den von einer 
82jährigen Frau bereits 1972 geltend gemachten Ver- 
mögensschaden an einem Sperrkonto in Höhe von 
480 M-Ost nach nunmehr 14 Jahren abzulehnen. 
Nach § 13 Nr. 13 Beweissicherungs- und Feststel- 
lungsgesetz (BFG) werden Schäden, deren Gesamt- 
betrag 500 Reichsmark oder Mark in einer anderen 
Währung des Schadensgebietes nicht erreicht, als Ba- 
gatellschäden behandelt und nicht festgestellt. 

Der Petitionsausschuß rügte gegenüber dem Präsi- 
denten des Bundesausgleichsamtes nachdrücklich die 
lange Bearbeitungsdauer. 

Auch in der Sache selbst konnte der Petentin geholfen 
werden. Aus den von ihr vorgelegten Unterlagen er- 
gab sich, daß ihr Guthaben bereits bei Kriegsende in 
Höhe von rund 4 800 Reichsmark bestanden hatte. Es 
war anläßlich der Währungsreform im Schadensge- 
biet im Verhältnis 10 : 1 in ein Anteilsrecht an der Alt- 
guthaben-Ablösungsanleihe in M-Ost umgewertet 
worden. Für diesen Fall sieht § 13 Nr. 13 BFG aus- 
drücklich vor, daß bei der Ermittlung der Bagatell- 
grenze von 500 Mark von dem ursprünglichen Reichs- 
markbetrag auszugehen ist. Somit konnte für die Pe- 
tentin ein Schaden von 480 M-Ost festgestellt und 
eine entsprechende Hauptentschädigung gezahlt 
werden. 

Das Ausgleichsamt entschuldigte sich bei der Petentin 
wegen der nicht gerechtfertigten langen Bearbei- 
tungsdauer ihres Antrages. 


2.6 Bundesminister für Wirtschaft (BMWi) 

Die Zahl der Eingaben zum Geschäftsbereich des 
BMWi verringerte sich auf 80 im Berichtszeitraum ge- 
genüber 86 Eingaben im Vorjahr. Gegenstand der 
Kritik war vor allem die Energiewirtschaft. 


2.6.1 Energiewirtschaft 

Zahlreiche Besitzer von Nachtstromspeicherheizun- 
gen beschwerten sich darüber, daß sie nicht von Preis- 
rückgängen für Öl und Gas Anfang des Jahres 1987 
profitiert hätten, und beanstandeten die Erhöhung der 
Ausgleichsabgabe (Kohlepfennig) nach dem Dritten 
Verstromungsgesetz ab 1. Juni 1987. Insoweit seien 
sie gegenüber Verbrauchern anderer Heizenergien 
benachteiligt. 

Dazu erklärte der BMWi, die relativ geringe Öl- und 
Gasabhängigkeit der Stromerzeugung habe sich für 
die Bezieher von Nachtstrom in früheren Jahren vor- 
teilhaft ausgewirkt. Sie seien von den Ölpreissteige- 
rungen der Jahre 1973/74 und 1979/80 kaum bzw. in 
sehr viel geringerem Maße betroffen gewesen als die 
Besitzer von Öl- und Gasheizungen. So hätten diese 
1979/80 mehr als eine Verdoppelung der Preise hin- 
nehmen müssen. Insgesamt seien im Zeitraum 1970 
bis 1986 die Preise für Strom in geringerem Maße 
gestiegen als für Öl und Gas. 

Neben den Brennstoffkosten müßten auch die unter- 
schiedlichen Investitions- und Wartungskosten in die 
Betrachtung einbezogen werden, bei denen die Elek- 
trospeicherheizung in der Regel sehr viel günstiger 
abschneide. 

Der Petitionsausschuß schloß sich den Darlegungen 
des BMWi an. Er hielt auch die Erhöhung der Aus- 
gleichsabgabe aus wirtschaftlichen Gründen für ge- 
rechtfertigt; sie diene bei Preisdifferenzen zwischen 
Öl und Kohle zur Abdeckung von Kosten der Elektri- 
zitätsversorgungsunternehmen, die die teurere Stein- 
kohle einsetzten. 

Die Petenten wurden eingehend über diesen Sach- 
stand unterrichtet, womit die Petitionen als erledigt 
angesehen werden konnten. 


2.7 Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (BML) 

In diesem Geschäftsbereich waren 90 Eingaben zu 
verzeichnen, die sich schwerpunktmäßig mit Proble- 
men der Europäischen Marktordnung auseinander- 
setzten. 


2.7.1 Vieh- und Fleischwirtschaft 

Ein Petent beschwerte sich darüber, als Schweinemä- 
ster gegenüber Rindermästern und Milcherzeugern 
dadurch benachteiligt zu sein, daß es keine Interven- 
tionsstellen zum Ankauf von Schweinefleisch gebe. 
Diese Benachteiligung könne nur durch eine entspre- 
chende Subventionierung der Schweinemäster oder 
einen Abbau der bestehenden Subventionen für 
Milch- und Fleischerzeuger ausgeglichen werden. 

Der Petitions aus schuß bat den BML um eine Erläute- 
rung zu dem letztlich im Recht der Europäischen Ge- 
meinschaften (EG) begründeten Problem. Dieser 
führte aus, daß einheitliche Stützungsmaßnahmen 
nicht angebracht seien, da bei den einzelnen Agrar- 
produkten innerhalb der EG ein unterschiedliches 
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Preisniveau bestehe. Auch erforderten die unter- 
schiedlichen Produktionsbedingungen eine Differen- 
zierung bei Maßnahmen zur Einkommensstützung. 

Darüber hinaus seien Interventionsstellen für Schwei- 
nefleisch deswegen nicht eingerichtet worden, weil 
dessen Lagerfähigkeit nur sehr begrenzt sei. Der BML 
sah daher keinen Verstoß gegen den Gleichheits- 
grundsatz. 

Damit hat der Fachminister zur Überzeugung des Pe- 
titionsausschusses dargelegt, daß die unterschiedli- 
che Belastung sachlich gerechtfertigt ist. Direkte und 
produktionsbezogene Hilfen für Schweinemäster wä- 
ren im übrigen mit Europäischem Gemeinschaftsrecht 
nicht in Einklang zu bringen. Der Petitionsausschuß 
sah daher keine Möglichkeit, das Anliegen des Peten- 
ten zu unterstützen. 


2.8 Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung (BMA) 

Zum Geschäftsbereich des BMA gingen 2 302 
(29,88 v. H.) Eingaben gegenüber 2 768 (32,27 v. H.) 
im Vorjahr ein. Dem Bereich „Sozialordnung“ waren 
1 475 Petitionen zuzuordnen (19,14 v. H.), dem Be- 
reich „Arbeitsverwaltung“ 827 (10,74 v. H.). 


2.8.1 Sozialordnung 

Die Eingaben betrafen wie in den Vorjahren Leistun- 
gen der Kranken-, Unfall- und Rentenversicherungs- 
träger. Schwerpunkte in der Rentenversicherung wa- 
ren: Die Anrechnung von beitragslosen Zeiten (Er- 
satz- und Ausfallzeiten), die Verschärfung der An- 
spruchsvoraussetzungen für die Berufs- und Erwerbs- 
unfähigkeitsrente sowie für das vorgezogene Alters- 
ruhegeld bei Arbeitslosigkeit durch das Haushalts- 
strukturgesetz 1984, das Wahlrecht zwischen altem 
und neuem Hinterbliebenenrentenrecht bei vor dem 
1. Januar 1986 geschlossenen Ehen und die Forde- 
rung nach einer Grundsicherung durch die Festle- 
gung von Mindestrenten. Eingaben zur gesetzlichen 
Unfallversicherung betrafen vor allem die (Nicht-) An- 
erkennung von Arbeitsunfällen und von Rentenan- 
sprüchen bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
unter 20 v, H. 

Einen besonderen Schwerpunkt bildeten die gesetzli- 
chen Leistungen für Kindererziehung nach dem seit 
1. Januar 1986 geltenden Hinterbliebenenrenten- 
und Erziehungszeitengesetz (HEZG) und dem am 
1. Oktober 1987 in Kraft getretenen Kindererzie- 
hungsleistungsgesetz (KLG). 

Im Geltungsbereich des HEZG handelte es sich vor- 
nehmlich um Fälle, in denen Kindererziehungszeiten 
mit anderen rentenrechtlich bedeutsamen Zeiten 
— wie Beitrags-, Ersatz-, Ausfall- oder Zurechnungs- 
zeiten — zusammenfielen. Nach den Bestimmungen 
des HEZG können Kindererziehungszeiten renten- 
rechtlich nur dann voll angerechnet werden, wenn für 
denselben Zeitraum keine weiteren rentenversiche- 


rungsrechtlich relevanten Zeiten vorliegen. Anson- 
sten entfällt die Anrechnung von Kindererziehungs- 
zeiten entweder vollständig, oder es findet bei niedrig 
bewerteten anderen Anrechnungstatbeständen ledig- 
lich eine Anhebung auf einen gesetzlich festgelegten 
Wert statt. Eine Änderung dieser Bestimmungen 
konnte der Petitionsausschuß nicht befürworten. 

Das KLG führte Rentenansprüche für die Mütter der 
Geburtsjahrgänge vor 1921 ein, unabhängig von 
eventuell gezahlten Renten aus der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung. Die Ansprüche entstehen in zeitli- 
cher Staffelung nach Geburtsjahrgängen. Dieses Ge- 
setz war bereits Monate vor Inkrafttreten Gegenstand 
häufiger Kritik, insbesondere von Müttern, die nicht 
sofort einen Anspruch erhielten. Verlangt wurde die 
sofortige Einbeziehung aller vor 1921 geborenen Müt- 
ter. Im Hinblick auf die Entscheidung des Parlaments 
und auf die finanziellen Belastungen sah der Peti- 
tionsausschuß keine Möglichkeit, den in vielen Fällen 
sicherlich vorhegenden Härten abzuhelfen. 

Ebensowenig führten Eingaben zum Erfolg, in denen 
zugunsten von Pflege- und Adoptiveltern eine Aner- 
kennung von Kindererziehungszeiten für bereits kurz 
nach ihrer Geburt in Pflege genommene und adop- 
tierte Kinder gefordert wurde. Das Gesetz gewährt 
diese Ansprüche im Interesse eines einfachen Verfah- 
rens bewußt nur den leiblichen Müttern. 


2.8.1. 1 Nachentrichtung von Pflichtbeiträgen 

Ein Petent entrichtete seit 1963 als selbständiger Artist 
freiwillige Beiträge zur Rentenversicherung. Ab 1983 
wurde er aufgrund versicherungsrechtlicher Bestim- 
mungen des Künstlersozialgesetzes versicherungs- 
pflichtig. Nachdem er im Alter von 59 Jahren arbeits- 
los geworden war, vertrat die Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte (BfA) die Auffassung, daß ihm 
nach Vollendung des 60. Lebensjahres kein Anspruch 
auf vorgezogenes Altersruhegeld wegen Arbeitslosig- 
keit zustehe; er habe innerhalb der letzten zehn Jahre 
nicht mindestens für 96 Monate Pflichtbeiträge ent- 
richtet. 

Der Petent bat daher um Umwandlung der von ihm 
entrichteten freiwilligen Beiträge in Pflichtbeiträge. 
Bei Überprüfung seines Versicherungsverlaufs stellte 
die BfA fest, daß er als selbständiger Artist seit 1963 
der Versicherungspflicht nach den damals geltenden 
Vorschriften des Angestelltenversicherungsgesetzes 
unterlegen hatte. Bei Bearbeitung seiner Versiche- 
rungsunterlagen in den Jahren 1978/79 war dies der 
BfA jedoch nicht aufgefallen. 

Die BfA gewährte dem Petenten deshalb nunmehr 
einen sozialversicherungsrechtlichen Herstellungs- 
anspruch und gestattete ihm die nachträgliche Ent- 
richtung von Pflichtbeiträgen unter gleichzeitiger 
Verrechnung der ohne Rechtsgrundlage entrichteten 
freiwilligen Beiträge. Der Petent erfüllt jetzt die An- 
spruchsvoraussetzungen für ein vorgezogenes Alters - 
ruhegeld wegen Arbeitslosigkeit. 
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2.8.1. 2 Umdeutung von freiwilligen Beiträgen in 
Pflichtbeiträge 

Ein frei praktizierender Arzt hatte im Jahre 1973 bei 
der BfA den Eintritt als Selbständiger in die gesetzli- 
che Rentenversicherung beantragt. Seinen Antrag be- 
zeichnete er irrtümlich als „Beantragung der freiwilli- 
gen Rentenversicherung". Der Versicherungsträger 
wertete daraufhin die eingezahlten Beiträge als frei- 
willige Beiträge. 

Weder im Widerspruchs- noch im Klageverfahren vor 
dem Sozialgericht wurden die eingezahlten Beiträge 
als Pflichtbeiträge anerkannt. Bei der erneuten Über- 
prüfung im Rahmen des Petitionsverfahrens wurde 
der Irrtum des Petenten jedoch anerkannt und die 
betreffenden Beiträge als Pflichtbeiträge berücksich- 
tigt. Diese Entscheidung eröffnete darüber hinaus 
auch die Möglichkeit, durch Entrichtung weiterer 
Pflichtbeiträge die Halbbelegung zu erfüllen, so daß 
auch die nachgewiesenen Ausfallzeiten angerechnet 
werden konnten. 

Dem Petenten wurde dementsprechend geraten, die 
Möglichkeit der Nachentrichtung von Pflichtbeiträ- 
gen zu nutzen. 

2.8.1. 3 Nachentrichtung von freiwilligen Beiträgen 

Der Petent hatte im letzten Quartal des Jahres 1985 
die rechtzeitige Überweisung freiwilliger Beiträge an 
die BfA versäumt. Die versicherungsrechtlichen Vor- 
aussetzungen für eine eventuell zu gewährende Rente 
wegen Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit waren da- 
durch nicht mehr erfüllt. 

Der Versicherte wandte sich daraufhin an die BfA und 
bat, den Betrag nachzahlen zu dürfen. Diesem Anlie- 
gen stand § 140 Abs. 1 Angestelltenversicherungsge- 
setz (AVG) entgegen, wonach freiwillige Beiträge un- 
wirksam sind, wenn sie nach Ablauf des jeweiligen 
Kalenderjahres entrichtet werden. Die BfA lehnte des- 
halb die Nachentrichtung der betreffenden Beiträge 
ab. 

Der Petitionsausschuß konnte erreichen, daß die BfA 
den Einzelfall erneut prüfte und sich schließlich zu 
einer Nachsichtgewährung im Rahmen des § 27 Sozi- 
algesetzbuch X (SGB X) bereit erklärte. Der Petent 
kann somit die versicherungsrechtlichen Vorausset- 
zungen für eine Rente wegen Berufs- bzw. Erwerbs- 
unfähigkeit weiterhin erfüllen. 

2.8.1. 4 Rentennachzahlung für ehemaligen 
Seemann 

Ein Seemann hatte im Jahre 1972 einen Rentenantrag 
bei einer Landesversicherungsanstalt gestellt. Seinem 
Antrag hatte er zwei Seefahrtsbücher beigefügt, je- 
doch im Antragsformular nicht besonders darauf hin- 
gewiesen, daß er für die Jahre von 1932 bis 1945 Bei- 
träge zur Seekasse entrichtet hatte. Diese Zeit wurde 
daher bei der Berechnung seiner Rente nicht berück- 
sichtigt. 

Der Fehler wurde erst 1981 bemerkt, als die Renten- 
zahlung aufgrund eines Zuständigkeitswechsels auf 


die Seekasse überging. Eine rückwirkende Feststel- 
lung früherer Rentenbezüge konnte nur bis zum 
31. Dezember 1976 erfolgen, weil § 44 Abs. 4 SGB X 
eine solche Rückwirkung auf vier Jahre begrenzt. 
Eine Nachzahlung für die Zeit vor 1977 lehnte die 
Seekasse, die ebenfalls den Fehler zunächst nicht be- 
merkte, auch im Wege der Amtshaftung mit der Be- 
gründung ab, daß den Petenten ein Mitverschulden 
treffe. Dieser habe bei Erhalt seines Rentenbescheides 
keinen Widerspruch eingelegt; ihm hätten aber Zwei- 
fel an der Vollständigkeit seines Versicherungsver- 
laufs kommen müssen, weil mehr als zehn Jahre sei- 
ner Versicherungszeit im Rentenbescheid fehlten. 
Außerdem habe er die Antragsformulare im Jahre 
1972 nicht sorgfältig ausgefüllt. Dieses Mitverschul- 
den schließe einen Amtshaftungsanspruch aus. 

Der Petitionsausschuß hielt dieser Rechtsauffassung 
entgegen, daß das Mitverschulden des Petenten we- 
sentlich geringer zu bewerten sei als das Verschulden 
der Seekasse bei der Bearbeitung der Rentenakte. Der 
Petent habe auch mit der Einreichung seiner See- 
fahrtsbücher davon ausgehen können, den erforderli- 
chen Nachweis für die Versicherungszeiten erbracht 
zu haben. 

Aus diesen Gründen und nach nochmaliger Prüfung 
des Falles veranlaßte das Bundesversicherungsamt 
die Seekasse, dem Petenten die Rentennachzahlung 
zu gewähren. 


2.8.1. 5 Erwerbsunfähigkeitsrente für Kriegs- 
beschädigten Bahnarbeiter 

Ein 62jähriger Kriegsbeschädigter bemühte sich drei 
Jahre vergeblich um eine Erwerbsunfähigkeitsrente. 
Als Invalide war er 1945 aus russischer Kriegsgefan- 
genschaft heimgekehrt. Zuletzt arbeitete er als Wa- 
genreiniger bei der Deutschen Bundesbahn. Er er- 
klärte, daß er die ihm zugewiesene Arbeit kaum mehr 
schaffe und vor allem in der kalten Jahreszeit und bei 
Witterungswechsel unter erheblichen Schmerzen als 
Folge seiner Verwundung leide. 

Im Oktober 1984 hatte der Petent zum ersten Mal bei 
der Bundesbahn-Versicherungsanstalt einen Antrag 
auf Rente wegen Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit 
gestellt: Ein ärztliches Gutachten bescheinigte ihm 
jedoch, daß er zumindest leichte Arbeiten vollschich- 
tig verrichten könne. Ein weiterer Antrag im April 
1986 wurde nach einem weiteren ärztlichen Gutach- 
ten aus gleichen Gründen abgelehnt. 

Im Gegensatz zu diesen ärztlichen Gutachten war der 
Petitionsausschuß der Auffassung, der Anspruch des 
Petenten auf Erwerbsunfähigkeitsrente sei im Hin- 
blick auf sein Alter und auf die schwere körperliche 
Arbeit als Wagenreiniger berechtigt. Dabei stützte er 
sich unter anderem auf ein Gutachten der Vertrauens- 
ärztin bei der Bundesbahn-Betriebskrankenkasse. 
Diese hielt den Petenten nicht mehr für leistungsfähig, 
er sei seiner Arbeit nicht mehr gewachsen. Zusätzlich 
ergab sich eine Verschlimmerung seiner Leiden aus 
einem im Februar 1987 erstellten orthopädischen Gut- 
achten. 
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In einer gemeinsamen Sitzung der Petitionsaus- 
schüsse des Deutschen Bundestages und des Abge- 
ordnetenhauses von Berlin am 12. Oktober 1987 wur- 
den der Präsident des Bundesversicherungsamtes, der 
Geschäftsführer der Bundesbahn- Versicherungsan- 
stalt sowie der Leiter des vertrauensärztlichen 
Dienstes der Bundesbahn- Versicherungsanstalt an- 
gehört. Aufgrund einer Gesamtwürdigung aller Um- 
stände wurde dem Petenten daraufhin für die Zeit ab 
1. Januar 1987 eine Erwerbsunfähigkeitsrente bewil- 
ligt. Für die bereits abgelaufenen Monate erhielt er 
eine Nachzahlung von 16 251,25 DM. 


2.8.1. 6 Kraftfahrzeughilfe bei befristeten 
Arbeitsverhältnissen 

Einer behinderten Petentin, die lediglich ein zeitlich 
befristetes Beschäftigungsverhältnis im Rahmen einer 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme nachweisen konnte, 
hatte der zuständige Rentenversicherungsträger ei- 
nen Antrag auf Kraftfahrzeughüfe abgelehnt. Lei- 
stungsvoraussetzung, so der Versicherungsträger, sei 
eine dauerhafte berufliche Eingliederung. 

Diese Entscheidung entsprach den einheitlichen 
Richtlinien der Träger der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung über die Hilfe zur Beschaffung von Kraftfahr- 
zeugen für Behinderte. Die Richtlinien stellen darauf 
ab, daß dem Behinderten mit einem nur vorüberge- 
henden Arbeitsplatz regelmäßig nicht gedient ist. 

Der Petitionsausschuß sah in dieser Regelung eine 
Erschwerung der beruflichen Eingliederung von be- 
hinderten Arbeitnehmern. Seinen Argumenten schloß 
sich schließlich der Verband Deutscher Rentenversi- 
cherungsträger an. Er befürwortet nunmehr grund- 
sätzlich die Gewährung von Kraftfahrzeughilfe auch 
bei lediglich zeitlich befristeten Arbeitsverhältnissen, 
wie z. B. zeitlich befristeten Arbeitsbeschaffungsmaß- 
nahmen der Arbeitsverwaltung. Bei der Petentin 
führte die Überprüfung nach diesen neuen Grundsät- 
zen zur Gewährung einer Kraftfahrzeughilfe in Höhe 
von 9 486 DM. 


2.8.1. 7 Doppelte Krankenversicherungspflicht für 
ehemalige EG-Beamte 

Ein ehemaliger Beamter der EG wandte sich dagegen, 
daß er Krankenversicherungsbeiträge sowohl im Rah- 
men der Krankheitsfürsorge für die Beamten der EG als 
auch zur Krankenversicherung der Rentner (KVdR) zu 
zahlen habe. Aufgrund der bisherigen Gesetzeslage be- 
stand keine Möglichkeit, den Petenten von der Versi- 
cherungspflicht in der KVdR zu befreien. 

Der Petitionsausschuß vertrat die Auffassung, daß 
diese doppelte Versicherungspflicht unbefriedigend 
sei. Der BMA prüfte daraufhin gemeinsam mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft und dem Bundesmini- 
ster der Justiz die Möglichkeit einer entsprechenden 
Rechtsänderung. 

Durch das Gesetz zur Änderung des Artikels 2 des 
Vierten Gesetzes zur Änderung der Bundesärzteord- 
nung und des Gesetzes über die Zahnheilkunde sowie 
der Reichsversicherungsordnung (RVO) ist nunmehr 


die Versicherungspflicht in der deutschen Kranken- 
versicherung für diejenigen entfallen, die nach dem 
Krankenversicherungssystem der EG im Krankheits- 
fall geschützt sind. 

2.8. 1.8 Kostenübernahme für 
Krankenhausbehandlung eines Pflegekindes 
unmittelbar nach der Geburt 

Voller Verzweiflung bat eine Familie den Petitions- 
ausschuß um Hilfe. Im Haushalt der Petenten lebte 
eine Pflegetochter, die im Alter von 14 Jahren ein 
Kind bekam. Das Neugeborene mußte wegen einer 
Sepsis sofort nach der Geburt in eine Kinderklinik ver- 
legt werden. Es entstanden Krankenhauskosten in 
Höhe von 3 200 DM. Die Petenten, die das Kind adop- 
tieren wollten, erhielten zunächst nur eine Pflegeer- 
laubnis vom Jugendamt. 

Die Krankenhauskosten wollte kein Kostenträger 
übernehmen. Die Ersatzkasse, bei der das Baby seit 
Aufnahme in den Haushalt seiner Pflege-/Adoptivel- 
tern versichert ist, verweigerte die Zahlung, weil Ko- 
sten für Pflegekinder nur übernommen werden könn- 
ten, wenn das Kind vor Eintritt des Versicherungsfal- 
les von dem Kassenmitglied voll unterhalten werde. 
Die Allgemeine Ortskrankenkasse, bei der der leibli- 
che Großvater des Säuglings versichert ist, lehnte eine 
Zahlung mit der Begründung ab, daß sich das Neuge- 
borene nie im großelterlichen Haushalt befunden 
habe; folglich könne sich auch die Familienhilfe nicht 
auf das Enkelkind ausdehnen. 

Auch das Sozialamt am Wohnort der Pflege -/Adoptiv- 
eltern lehnte eine Kostenübernahme ab, weil die Kin- 
desmutter nur kurz in seinem Zuständigkeitsbereich 
gewohnt habe. 

Das vom Petitionsausschuß eingeschaltete Bundes- 
versicherungsamt erreichte nach intensiven Verhand- 
lungen, daß die Ersatzkasse — nach Absprache mit 
dem zuständigen Jugendamt — schließlich doch die 
Voraussetzung für den Familienhilfeanspruch ab Ge- 
burt des Kindes als gegeben ansah und eine Kosten- 
zusage für die stationäre Behandlung des Säuglings 
erteüte. 

2.8. 1.9 Formularantrag auf Wahlleistungen im 
Krankenhaus 

Eine Petentin wandte sich gegen die Berechnung von 
Wahlleistungen anläßlich eines Krankenhausaufent- 
haltes ihres Ehemannes. Diese Kosten waren deshalb 
berechnet worden, weil der schwer krebskranke Ehe- 
mann nach einer strapaziösen Bahnfahrt von Berlin 
nach Freiburg bei seiner Aufnahme im dortigen Kran- 
kenhaus auf einem ihm vorgelegten Formular die 
Rubrik „Unterbringung im Mehrbettzimmer" ange- 
kreuzt hatte. Dieselbe Rubrik enthielt jedoch auch 
einen Antrag auf gesondert berechenbare ärztliche 
Leistungen. Dies hatte der Patient übersehen. 

Es stellte sich heraus, daß die zu unterschreibende 
Erklärung über Wahlleistungen für einen Laien nicht 
deutlich erkennen ließ, daß gegebenenfalls sehr hohe 
Kosten auf ihn zukommen könnten. Darin sah der 
BMA einen Verstoß gegen die Bundespflegesatzver- 
ordnung, nach der die Patienten vor Abschluß von 
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Vereinbarungen über die Erbringung von Wahllei- 
stungen hinsichtlich der Kosten zu unterrichten 
sind. 

Als Ergebnis des Petitionsverfahrens konnte erreicht 
werden, daß die beteiligten Ärzte auf ihre Honorarfor- 
derangen verzichteten und die Deutsche Angestellten 
Krankenkasse (DAK) für die stationäre Behandlung 
den Vollpflegesatz trug. Auch die Kosten, die anläß- 
lich des medizinisch notwendigen Rücktransports von 
Freiburg nach Berlin entstanden waren, wurden er- 
stattet. Darüber hinaus wurde auch der Eigenbeteili- 
gungsbeitrag für den Freiburger Kr ankenhausauf ent- 
halt zurückgezahlt. 


2.8.1.10 Unterschiede bei der Kassenzulassung von 
Zahnärzten 

Der Petent — ein deutscher Zahnarzt — beschwerte 
sich über die in der Bundesrepublik Deutschland gel- 
tenden unterschiedlichen Niederlassungsvorausset- 
zungen für deutsche Zahnärzte und Zahnärzte aus an- 
deren Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten. Er kritisierte insbesondere, daß deutsche Zahn- 
ärzte für die Zulassung als Kassenarzt eine zweijährige 
Vorbereitungszeit absolvieren müssen, während Zahn- 
ärzte, die ein nach den gemeinschaftsrechtlichen Vor- 
schriften anerkanntes Diplom erworben haben, keine 
Pflichtassistentenzeit nachzuweisen brauchen. 

Die Überprüfung ergab, daß diese unterschiedliche 
Regelung auf Artikel 20 der EG-Richtlinie-Zahnärzte 
vom 25. Juni 1978 zurückgeht. Diese Richtlinie hat die 
Bundesrepublik Deutschland als zwingendes überge- 
ordnetes EG-Recht zu beachten. Dies führt dazu, daß 
sich die Niederlassungsmöglichkeiten deutscher 
Zahnärzte zunehmend verschlechtern. 

Der Petitionsausschuß, der sich bereits in der 
10. Wahlperiode mit dieser Problematik befaßt hatte 
(vgl. Tätigkeitsbericht 1986, Drucksache 10/6807, 
S. 43, Nr. 2.12.7), vertritt die Auffassung, daß eine Re- 
gelung gefunden werden muß, die der Entwicklung 
des Arbeitsmarktes für deutsche Zahnärzte Rechnung 
trägt. Die Petition wurde daher dem BMA zur Erwä- 
gung überwiesen mit dem Ziel, zwecks Vereinheitli- 
chung der Niederlassungsvoraussetzungen die Not- 
wendigkeit einer zweijährigen Vorbereitungszeit für 
deutsche Zahnärzte noch einmal zu überprüfen. 
Gleichzeitig wurde sie auch dem Europäischen Parla- 
ment zur Prüfung gemeinschaftsrechtlicher Maßnah- 
men überwiesen. 

Eine Überprüfung durch die EG ist zugesagt. 


2.8.2 Arbeitsverwaltung 

Die meisten der zu dem Bereich „Arbeitsverwaltung“ 
eingegangenen 827 Eingaben waren Beschwerden 
über die Arbeitsämter wegen verzögerlicher oder fal- 
scher Berechnung von Arbeitslosengeld und Arbeits- 
losenhilfe. Häufig wurde auch Klage über unzurei- 
chende Maßnahmen bei der beruflichen Rehabilita- 
tion sowie mangelnde Unterstützung durch die Ar- 
beitsämter bei der Suche nach Arbeit geführt. 


2.8.2.1 Übernahme von Prozeßkosten durch die 
Arbeitsverwaltung bei Unterhaltsklagen 

Die Eingabe eines 56jährigen Arbeitslosen beinhal- 
tete ein prinzipielles Problem bei der Gewährung von 
Arbeitslosenhilfe. Der Bezug von Arbeitslosenhilfe 
setzt immer eine Bedürftigkeitsprüfung durch das Ar- 
beitsamt voraus. Dies deshalb, weil Arbeitslosenhilfe 
— im Gegensatz zum Arbeitslosengeld — nicht aus 
Beiträgen der Arbeitslosenversicherung, sondern aus 
allgemeinen Steuermitteln finanziert wird. Bei der 
Prüfung der Bedürftigkeit sind auch Unterhaltsan- 
sprüche des Arbeitslosen gegen Verwandte ersten 
Grades, also beispielsweise die von Kindern gegen die 
Eltern, zu berücksichtigen. In der Praxis führt dies 
häufig zu Schwierigkeiten, weil sich Eltern, oftmals 
schon Bezieher von Renten, weigern, ihren „Kindern“ 
Angaben über ihre Einkünfte zu machen. 

Von den Betroffenen wird in solchen Fällen nach den 
Vorschriften des Arbeitsförderungsgesetzes erwartet, 
daß sie ihre Ansprüche nachdrücklich durchsetzen, 
was in letzter Konsequenz bedeutet, eine Unterhalts- 
klage zu erheben. Setzen die Betroffenen die Arbeits- 
verwaltung von der Erhebung der Klage in Kenntnis, 
kann diese im Wege der Vorleistung bereits Arbeits- 
losenhilfe gewähren, wodurch mögliche Unterhalts- 
ansprüche auf den Bund übergehen. In diesen Fällen 
trägt die Arbeitsverwaltung das Prozeßrisiko und da- 
mit gegebenenfalls die Prozeßkosten. 

Anders ist die bisherige Rechtslage in jenen Fällen, in 
denen ein Arbeitsloser Unterhaltsklage erhoben hat, 
ohne das Arbeitsamt davon in Kenntnis gesetzt zu 
haben. Er erhält aus diesem Grund vorab keine Ar- 
beitslosenhilfe, weshalb eventuelle Unterhaltsansprü- 
che nicht auf den Bund übergehen. Der Betroffene 
trägt somit allein das Prozeßrisiko. 

Dieses sozialpolitisch äußerst unbefriedigende Ergeb- 
nis hat der Petitionsausschuß zum Anlaß genommen, 
den BMA um Vorschläge zur Abhilfe zu bitten. Als 
Sofortmaßnahme hat die Bundesanstalt für Arbeit 
(BA) durch Neugestaltung des Merkblattes für Ar- 
beitslose sowie durch eine bessere mündliche Aufklä- 
rung des betroffenen Personenkreises die Problematik 
bereits wesentlich entschärft. Sollte es trotz dieser 
Maßnahmen nicht zu einer spürbaren Verbesserung 
kommen, wird der BMA den Entwurf einer gesetzli- 
chen Regelung zur Erstattung von Prozeßkosten in- 
nerhalb des Arbeitsförderungsgesetzes vorbereiten. 


2.8.2.2 Verzögerungen von Entscheidungen einiger 
Arbeitsämter 

Nach wie vor sind manche Arbeitsämter nur ungenü- 
gend mit Personal ausgestattet. Dies führt bei Rat- und 
Hilfesuchenden häufig zu unvertretbar langen Warte- 
zeiten, insbesondere bei Anträgen auf Arbeitslosen- 
geld und Arbeitslosenhilfe. 

Beispielhaft für viele ähnlich gelagerte Eingaben steht 
die eines Bürgers, welcher Klage darüber führte, daß 
ein von ihm eingelegter Widerspruch gegen die Ent- 
scheidung über die Bemessung des Arbeitslosengel- 
des erst nach sieben Monaten beschieden wurde. 
Nach dem Sozialgerichtsgesetz ist jedoch eine Frist 
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von lediglich einem Monat für die Entscheidungen 
über Widersprüche angemessen. 

In diesem Fall kam erschwerend hinzu, daß die Zahl- 
ung des Arbeitslosengeldes wegen einer Sperrfrist am 
6. November 1986 eingestellt, der entsprechende Be- 
scheid jedoch erst am 28. Februar 1987 erteilt 
wurde. 

Der Präsident des Landesarbeitsamtes Südbayern 
nahm die Petition zum Anlaß, Bedienstete anderer 
Arbeitsämter zum betroffenen Arbeitsamt abzuord- 
nen, um die ordnungsgemäße Erledigung der Dienst- 
geschäfte sicherzustellen. 


2.8.2.3 Arbeits- und Berufsförderung Behinderter 

Ein nach einem Unfall arbeitslos gewordener Petent 
sollte nach Auskunft des Arbeitsamtes über ein Jahr 
auf eine bereits genehmigte Rehabilitationsumschu- 
lung warten. Jeweils sechs Monate waren bis zum 
ersten Beratungsgespräch bzw. bis zum Abschluß des 
Eignungstests vorgesehen. Der Petent bat den Aus- 
schuß, „etwas Dampf zu machen". 

In der von der BA angeforderten Stellungnahme vom 
17. November 1986 wurde eingeräumt, daß im Be- 
reich des zuständigen Arbeitsamtes mehrmonatige 
Wartezeiten bis zur ersten Rehabilitationsberatung 
entstehen könnten. Die Gründe hierfür seien zum ei- 
nen in der ständig steigenden Zahl der Rehabilita- 
tionsverfahren und zum anderen in der unzureichen- 
den personellen Situation des betroffenen Arbeitsam- 
tes zu suchen. 

Dennoch sind derart lange Wartezeiten nach Auffas- 
sung des Petitionsausschusses unzumutbar für die Be- 
troffenen. Der BMA als zuständiger Fachminister ver- 
anlaßte unverzüglich organisatorische Maßnahmen, 
um derartige Verzögerungen zukünftig auszuschlie- 
ßen. 

So konnte zunächst die Wartezeit für den Petenten um 
drei Monate verkürzt werden. Über diesen Einzelfall 
hinaus teilte der BMA mit, daß mit dem schrittweisen 
Abbau der Wartezeiten im Bereich des betroffenen 
Arbeitsamtes zu rechnen sei, da mittlerweile eine 
Gruppenberatung eingeführt und ein weiterer Ar- 
beitsberater eingesetzt sei. 


2.8.2.4 Durchführung des 

Bundeskindergeldgesetzes 

Im Januar 1986 stellte ein Petent Antrag auf Kinder- 
geldzuschlag bei der Kindergeldkasse des Arbeitsam- 
tes. Ein Jahr später hatte er trotz mehrfacher Nach- 
frage immer noch kein Geld, ja nicht einmal einen 
Bescheid in Händen. Der Petent wies darauf hin, der 
Kindergeldzuschlag solle gerade schlechter Verdie- 
nenden helfen und bedürfe deshalb einer schnelleren 
Bearbeitung. 

Nachdem der Petitionsausschuß eine Stellungnahme 
des BMA angefordert hatte, wurde dem Petenten 
noch im Februar 1987 der Kindergeldzuschlag ausge- 
zahlt. Als Grund für die Verzögerung gab der BMA 


mangelnde Kooperation zwischen Arbeits- und Sozi- 
alamt an. Nach einer Vereinbarung zwischen Kinder- 
geldkasse und Sozialamt sollte der Kindergeldzu- 
schlag nämlich zunächst vom Sozialamt ausgezahlt 
und später vom Arbeitsamt erstattet werden. 

Der BMA sicherte zu, der Präsident der BA werde in 
Kürze — nach Abstimmung mit dem für Fragen der 
Sozialhilfe zuständigen Minister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit — noch offene Fragen in der 
Zusammenarbeit der Kindergeldkassen mit den Trä- 
gern der Sozialhilfe bei der Gewährung des Kinder- 
geldzuschlages im Erlaßwege regeln. 


2.8.2.5 Förderung der beruflichen Bildung 

Zwei Petenten forderten die bundesweite Anerken- 
nung des Berufs der Unterrichtskraft in der Kranken- 
pflege als „Mangelberuf", damit Teilnehmern einer 
entsprechenden Fortbildungsmaßnahme Unterhalts- 
geld nach dem Arbeitsförderungsgesetz nicht als Dar- 
lehen, sondern als nicht rückzahlbarer Zuschuß ge- 
währt werde. 

Dieses Problem war schon einmal Gegenstand eines 
Petitionsverfahrens. Der Deutsche Bundestag hatte 
seinerzeit in der 162. Sitzung am 3. Oktober 1985 
nach einer Empfehlung des Petitions ausschusses be- 
schlossen, die Petition dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung als Material zu überweisen (vgl. 
Tätigkeitsbericht 1985, Drucksache 5504, S. 29, 
Nr. 2. 9.2. 4). Die erneute parlamentarische Behand- 
lung des Anliegens, zu dem der Petitionsausschuß 
nicht zuletzt vor dem Hintergrund divergierender Ge- 
richtsentscheidungen Stellungnahmen der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung sowie für Ju- 
gend, Familie, Frauen und Gesundheit einholte, 
führte zu dem Ergebnis, daß der Ausschuß mehrheit- 
lich das Anliegen der Petenten letztlich nicht zu unter- 
stützen vermochte. Auf seinen Antrag beschloß der 
Deutsche Bundestag, die Petition als erledigt anzuse- 
hen. 

Der Ausschuß teilte zwar die Auffassung der Peten- 
ten, daß im Bereich der Ausbildung von Unterrichts- 
schwestern/-pflegem weitere Anstrengungen unter- 
nommen werden müßten, um das Ziel eines Verhält- 
nisses von Unterrichtskraft zu Auszubildenden von 
1 : 15 zu erreichen. Er verkannte auch nicht, daß die 
Fortbildungsteilnehmer erhebliche finanzielle Opfer 
aufbringen müssen, um sich beruflich weiter qualifi- 
zieren zu können. 

Eine bundesweite Mangelsituation im Bereich der 
Unterrichtskräfte im Krankenpflegebereich ließ sich 
jedoch aus der Arbeitsmarktstatistik nicht belegen. 

Kritik, namentlich der Fraktion der SPD, richtete sich 
gegen die Aussagekraft des vorgelegten statistischen 
Materials. Ein Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
(Drucksache 11/1138), entgegen der Beschlußemp- 
fehlung des Petitionsausschusses — Sammelüber- 
sicht 28 (Drucksache 11/968) — die Petition der Bun- 
desregierung zur Erwägung zu überweisen, wurde 
nach einer Aussprache im Plenum am 12. November 
1987 (vgl. Plenarprotokoll 11/39 S. 2614 ff.) mehrheit- 
lich abgelehnt. 
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2.9 Bundesminister für Verkehr (BMV) 

Zum Geschäftsbereich des BMV gingen mit 393 Ein- 
gaben ebenso viel Petitionen wie im Vorjahr (392) ein. 
Davon betrafen rund die Hälfte die Deutsche Bundes- 
bahn (DB). Weitere je 15 v. H. hatten Probleme des 
öffentlichen Dienstrechts und des Straßenverkehrs 
zum Gegenstand. 


2.9.1 Lärmbelästigung durch den Zugverkehr über 
eine Eisenbahnbrücke 

Die Inhaberin einer kleinen Pension in Bad Pyrmont 
beklagte die Zunahme der Lärmbelästigung, insbe- 
sondere durch Güterzüge, die auf der Strecke Ha- 
meln-Bad Pyrmont-Altenbeken über eine Eisen- 
bahnbrücke in der Nähe ihres Wohnhauses fahren. Es 
handelt sich bei dieser Brücke um eine sog. Hohlka- 
stenkonstruktion ohne durchgehendes Schotterbett, 
wodurch eine ungewöhnlich starke Lärmabstrahlung 
entstand. 

Die Petentin bemühte sich seit dem Jahre 1982 um 
Lärmschutzmaßnahmen. Nach § 4 1 des Bundesemis- 
sionsschutzgesetzes sind Lärmschutzmaßnahmen je- 
doch nur beim Neubau oder bei einer wesentlichen 
Änderung des Verlaufs von Schienenwegen vorge- 
schrieben. Im Hinblick auf den Kurbetrieb in Bad Pyr- 
mont war die DB dennoch bereit, Maßnahmen zur 
Verminderung der Lärmbelästigung zu ergreifen. Der 
BMV sagte dem Petitionsausschuß und der Petentin 
ebenfalls zu, sich für derartige Maßnahmen einzuset- 
zen. Zur Lärmverminderung wurde vorgesehen, eine 
bitumierte Schotterschicht unmittelbar auf das Fahr- 
bahnblech aufzubringen. Aus statisch-konstruktiven 
Gründen war dies jedoch nicht möglich. 

Im Hinblick auf die Zusage des BMV, sich für Lärm- 
schutzmaßnahmen einzusetzen, überwies der Deut- 
sche Bundestag auf Beschlußempfehlung des Peti- 
tionsausschusses die Eingabe der Bundesregierung 
zur Berücksichtigung mit der Bitte, sich möglichst 
rasch um eine Ersatzlösung zu bemühen. 

Nachdem weitere technische Schwierigkeiten ausge- 
räumt waren, konnte durch besondere Schienenaufla- 
gerungen im Bereich der Brücke die Lärmbelästigung 
zunächst verringert werden. Leider haben die zwi- 
schenzeitlich durchgeführten Einsenkungsmessun- 
gen die Befürchtung bestätigt, daß die erhofften 
Schallminderungen durch den Einbau spezieller 
Schienenlager nicht längerfristig erreicht werden 
konnte. Die DB geht jedoch davon aus, daß frühestens 
1988 nach weiteren Forschungsarbeiten mit optimier- 
ten Lagern die prognostizierte Lärmminderung doch 
noch erreicht werden kann. 


2.9.2 Ausbildungs- und Prüfungswesen der 
Deutschen Bundesbahn 

Ein Eisenbahner beschwerte sich über die Nichtzulas- 
sung zur zweiten Wiederholungsprüfung für den Auf- 
stieg vom mittleren in den gehobenen Dienst bei der 
DB. Er behauptete, in der ersten Wiederholungsprü- 
fung habe es eine Reihe von Rechtsverstößen gege- 


ben, und warf einem der Prüfer vor, ihn bei der Bewer- 
tung einer schriftlichen Arbeit „gedrückt" zu haben, 
um ihn von der mündlichen Prüfung auszuschlie- 
ßen. 

Der Ausschuß sah zwar nach gründlicher Untersu- 
chung der Angelegenheit keinen Grund zu einer Be- 
anstandung der ergangenen Prüfungsentscheidung. 
Er beanstandete aber, daß der Prüfer die Eingabe des 
Petenten, die ihm im Rahmen der vom BMV veranlaß- 
ten Ermittlungen zugegangen war, ohne Zustimmung 
seiner Vorgesetzten und des Petitionsausschusses ko- 
piert und an einen Rechtsanwalt weitergegeben hatte. 
Von diesem erhielt der Petent die Aufforderung, zur 
Vermeidung zivil- und strafrechtlicher Schritte seine 
den Prüfer betreffende Behauptung zu widerrufen 
und künftig zu unterlassen. 

Die Weitergabe der Eingabe durch den Prüfer wertete 
der Ausschuß als Verstoß gegen die Pflicht zur Amts- 
verschwiegenheit nach § 61 Bundesbeamtengesetz 
(BBG). Das Schreiben des Petenten war dem Prüfer in 
dienstlicher Eigenschaft zugänglich gemacht wor- 
den. 

Es war ihm daher nicht erlaubt, das Schreiben zu au- 
ßerdienstlichen Zwecken zu verwenden und an sei- 
nen Rechtsanwalt weiterzuleiten. Eine Befreiung von 
der Verschwiegenheitspflicht lag nicht vor. 

Auf Ersuchen des Ausschusses führte der Leiter des 
zuständigen Personalreferats der Hauptverwaltung 
der DB mit dem Prüfer ein persönliches Gespräch, in 
dem er ihn insbesondere über seine Pflichten nach 
§ 61 BBG belehrte. Der Prüfer sah die Pflichtwidrig- 
keit seines Verhaltens ein und bedauerte sie. Er wird 
die Angelegenheit nicht weiterverfolgen und trägt die 
ihm entstandenen Rechtsanwaltskosten selbst. 

Dieser Fall zeigt die grundsätzliche Bedeutung des 
zivil- und strafrechtlichen Schutzes von Petenten vor 
Nachteilen durch die Wahrnehmung ihres Petitions- 
rechts. 


2.9.3 Eisenbahnhaftpflichtrecht 

In zähen Verhandlungen mit dem BMV gelang es dem 
Petitionsausschuß, höhere Schadensersatzleistungen 
der DB an Geschädigte durchzusetzen. 

Ein angestellter Leiter eines Sägewerks war im Jahre 
1959 bei einem Zusammenstoß mit einem Eilzug der 
DB schwer verletzt worden und aufgrund der dadurch 
verursachten Minderung der Erwerbsfähigkeit um 
65 v. H. nicht in der Lage, ein von ihm bereits gekauf- 
tes Sägewerk zu übernehmen und als Inhaber zu füh- 
ren. 

In einer Vereinbarung aus dem Jahre 1961 hatte die 
DB dem Petenten, der seinerzeit anwaltlich nicht ver- 
treten war, als Haftpflichtrente eine Zahlung für ent- 
gangenen Verdienstausfall in Höhe von monatlich 
800 DM zugebilligt. Dieser Betrag veränderte sich im 
Sinne einer Wertsicherung im gleichen durchschnitt- 
lichen Ausmaß wie die Gehälter der Bundesbeamten. 
Der Berechnung wurde das Einkommen eines ange- 
stellten Sägewerksleiters zugrundegelegt, nicht je- 
doch das eines Sägewerksinhabers. Diese Vereinba- 
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rung hatte eine Laufzeit bis Ende Juli 1985, d. h. bis 
zur Vollendung des siebzigsten Lebensjahres des Pe- 
tenten. Für die Folgezeit war eine Neufestsetzung der 
Haftpflichtrente unter Berücksichtigung der dann be- 
stehenden allgemeinen Verhältnisse in Handel und 
Gewerbe vorgesehen. 

Der Petent erstrebte eine Verlängerung der bis Ende 
Juli 1985 befristeten Vereinbarung und eine Neufest- 
setzung der von der DB zu zahlenden Rente auf der 
Basis der Einkommenssituation eines Sägewerksinha- 
bers. 

Versäumnisse des Petenten bei der Vertragsgestal- 
tung im Jahre 1961 konnten zwar nicht korrigiert wer- 
den, da sich die DB auf die fortdauernde Rechtsgültig- 
keit der im Jahre 1961 vereinbarten Bemessungs- 
grundlage berief. Doch gelang es, die DB dazu zu 
bewegen, dem Petenten für eine Übergangszeit von 
August 1985 bis zum Juli 1988 85 v. H. der bis zum Juli 
1985 gezahlten Haftpflichtrente zu gewähren. Zu- 
nächst hatte sie nur 75 v. H. angeboten und gezahlt. 
Der ausgehandelte Nachtrag zur bisherigen Verein- 
barung verbessert auch die Hinterbliebenenversor- 
gung im Todesfall des Petenten. 

Die Nachbesserung einer Schadensersatzvereinba- 
rung mit der DB gelang auch im Falle einer Petentin, 
deren Haus im Jahre 1971 durch den Einbruch eines 
Eisenbahntunnels beschädigt worden war. In einem 
außergerichtlichen Vergleich aus dem Jahre 1976 
hatte sich die DB verpflichtet, die Kosten für die Repa- 
ratur der entstandenen Schäden zu übernehmen und 
zur Abdeckung weiterer Kosten einen Betrag von 
2 000 DM zu zahlen. Nach diesem Vergleich war die 
Petentin auch berechtigt, gegenüber der DB weitere 
Schäden geltend zu machen, die nach Abschluß der 
Vereinbarung auftreten und nachweislich mit dem 
Tunneleinbruch in Zusammenhang stehen würden. 

Im Laufe der Zeit kam es wiederholt zu Auseinander- 
setzungen mit der DB über die Anerkennung der Er- 
satzpflicht für weitere Schäden, da die Beweislast für 
die Ursächlichkeit der nach Vergleichsabschluß auf- 
tretenden Schäden bei der Petentin lag. Dabei ge- 
langte ein von der Petentin beauftragter Gutachter 
verschiedentlich zu anderen Ergebnissen als die von 
der DB benannten Sachverständigen. So herrschte 
Uneinigkeit über den ursächlichen Zusammenhang 
von Tunneleinbruch und den bei einer Ortsbesichti- 
gung im Jahre 1987 festgestellten Rissen und Setzun- 
gen am Haus der Petentin. Die Gutachter vertraten 
hinsichtlich der Notwendigkeit und Durchführung 
weiterer kostspieliger Messungen unterschiedliche 
Auffassungen. 

Nach Einschaltung des Petitionsausschusses führten 
erneute Verhandlungen mit dem BMV zu einem für 
die Petentin akzeptablen Vergleich. Darin erklärte 
sich die DB ohne Anerkennung einer Rechtspflicht 
bereit, auf der Grundlage des Gutachtens des von der 
Petentin beauftragten Sachverständigen für die Besei- 
tigung der dort dargestellten Mängel aufzukommen. 
Zur Abgeltung des Beseitigungsaufwandes sagte die 
DB einen Betrag in Höhe von 40 000 DM zu. Darüber 
hinaus bot sie eine einmalige Entschädigung in Höhe 


von 50 000 DM unter der Voraussetzung an, daß der 
Vergleich aus dem Jahre 1976 aufgehoben und durch 
eine neue Vereinbarung ersetzt würde, mit der die 
Petentin alle derzeitigen Schäden als abgegolten an- 
erkenne und auf die Geltendmachung künftiger For- 
derungen aus Anlaß des Tunneleinbruchs verzichte. 

Durch die Annahme dieses Vergleichsvorschlages ha- 
ben die jahrelangen Auseinandersetzungen ein für 
die Petentin positives Ende genommen. 


2.9.4 Eisenbahnrechtliche Planfeststellung 

Der Bürgermeister einer betroffenen Gemeinde 
wandte sich gegen die von der DB vorgesehene Tras- 
sierung einer 110 kV Bahnstromleitung im Zusam- 
menhang mit der Neubaustrecke Hannover-Würz- 
burg. 

Der Petent befürchtete durch die von der DB in Aus- 
sicht genommene Trassenführung einen Eingriff in 
den derzeit vorhandenen Waldbestand und erhebli- 
che Nachteile für Fauna und Flora sowie für den Was- 
serhaushalt der Region. Er hielt den Einschlag einer 
60 m breiten Trasse für ökologisch nicht vertretbar 
und unterbreitete Altemativlösungen. 

Der Ausschuß vertrat die Auffassung, angesichts der 
gravierenden ökologischen Auswirkungen einer 
Waldschneise dürfe der Eingriff in den vorhandenen 
Waldbestand nicht über das unbedingt notwendige 
Maß hinausgehen. Er kam zu der Überzeugung, daß 
die zu erwartenden Schäden auch durch die geplante 
Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern auf der Lei- 
tungsschneise nicht ausgeglichen werden könnten, 
zumal die erhofften positiven Folgen sich erst langfri- 
stig einstellen würden. Auch würde — neben den 
nachhaltigen ökologischen Auswirkungen — die Ro- 
dung der Waldfläche vor allem einen irreparablen 
Eingriff in das Landschaftsbild bedeuten. Dieser muß 
aber nach Meinung des Ausschusses unter dem Ge- 
sichtspunkt des Landschaftsschutzes grundsätzlich so 
schonend wie nur eben möglich ausfallen, insbeson- 
dere wenn der Landschaftsraum ohnehin schon wald- 
arm ist. Er sprach sich daher für einen von allen Betei- 
ligten getragenen Kompromiß aus. 

Daraufhin führte die DB mit der Regierung von Unter- 
franken und dem Petenten erneut Gespräche über 
eine bestmögliche Trassierung. Nunmehr wird eines 
der betroffenen Waldgebiete vollständig über- 
spannt. 

Die DB wird mit den Beteiligten weitere Gespräche 
führen, um eine einvernehmliche Lösung hinsichtlich 
eines weiteren Waldgebietes zu erreichen. Dabei 
kommt der Entscheidung der Regierung von Unter- 
franken als Höhere Landesplanungsbehörde, die sich 
gegen eine Waldüberspannung auf sehr hohen Ma- 
sten ausspricht, wenn diese unter Außerachtlassung 
landschaftsoptischer Gesichtspunkte erfolgen würde, 
maßgebliche Bedeutung zu. 


28 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2346 


2.9.5 Einstellung ehemaliger Beschäftigter der 
Deutschen Reichsbahn bei der Deutschen 
Bundesbahn 

Ein ehemaliger Reichsbahnsekretär, der 1985 aus der 
DDR in die Bundesrepublik Deutschland übergesie- 
delt war, erstrebte seine Einstellung bei der DB (vgl. 
Tätigkeitsbericht 1986, Drucksache 10/6807, S. 32, 
Nr. 2.9.4). 

Auf Drängen des Ausschusses erklärte sich die DB zu 
einer Einstellung bereit. Doch konnte dem Wunsch 
des Petenten, eine dem gehobenen Dienst zuzuord- 
nende Tätigkeit auszuüben, nicht entsprochen wer- 
den, da das Land Nordrhein-Westfalen die Vorbil- 
dung des Petenten nicht als einen der Fachhochschul- 
reife gleichwertigen Bildungsstand anerkannte. 

Nachdem er zunächst als Lohnempfänger eingestellt 
worden war, wurde der Petent in das Angestelltenver- 
hältnis unter Eingruppierung in die Vergütungs- 
gruppe VIII BAT übernommen — mit der Möglichkeit 
des Bewährungsaufstiegs nach Vergütungsgruppe 
VII BAT nach Ablauf einer Bewährungszeit von zwei 
Jahren. 

Über das Ergebnis der Bemühungen des Ausschusses 
zeigte sich der Petent angesichts der tarifrechtlichen 
Bewertung seiner Tätigkeit enttäuscht. Dies veran- 
laßte den Ausschuß, ihn darauf hinzuweisen, daß im- 
merhin seine Einstellung bei der DB erreicht werden 
konnte, während viele Übersiedler in vergleichbarer 
Situation eine derartige Verwendung nicht erhalten 
hätten. 


2.9.6 Beförderung von Rollstuhlfahrern 

Mit dem Problem der behindertengerechten Beförde- 
rung von Rollstuhlfahrern befaßte sich der Ausschuß 
auch im Jahre 1987. 

Auf sein Drängen und nach einem Beschluß des Deut- 
schen Bundestages vom 10. November 1983 stellte die 
DB Intercity-Großraumwagen in Dienst, die mit be- 
hindertengerechten Sonderausstattungen für Roll- 
stuhlfahrerversehen sind (vgl. Tätigkeitsbericht 1985, 
Drucksache 10/5504, S. 32, Nr. 2.10.2.5). Inzwischen 
ist jeder Zug des Intercity-Kernnetzes mit derartigen 
Großraumwagen ausgestattet. Nach wie vor ungelöst 
ist jedoch die Frage, wie Behinderte ohne fremde Hilfe 
ein- und aussteigen und leichter auf den Bahnsteig 
gelangen können. 

Hierzu teilte der BMV mit, die DB werde ein Entwick- 
lungsprojekt für Einstieghilfen in Auftrag geben. 
Diese Zusage wurde von der DB jedoch nicht einge- 
halten, weil sie die Akzeptanz behindertengerechter 
Reisezugwagen durch den begünstigten Personen- 
kreis nicht als ausreichend ansah. Erst als der Aus- 
schuß die Auftragsvergabe anmahnte, wurde umge- 
hend ein Entwicklungsprojekt eingeleitet. Der BMV 
wird zum 1. September 1988 über den Projektverlauf 
berichten. 


2.9.7 Dienstzeitüberschneidungen eines bei der 
Bundesanstalt für Flugsicherung 
beschäftigten Ehepaares 

Eine Flugdatenbearbeiterin der Bundesanstalt für 
Flugsicherung erstrebte eine Änderung ihrer Dienst- 
zeit. Grundsätzlich sind Flugdatenbearbeiter im 
Wechseldienst in sogenannten „Teams" tätig. Weil 
die Petentin jedoch ein Kleinkind zu betreuen hatte 
und ihr Ehemann als Flugverkehrslotse ebenfalls in 
einem Team bei derselben Dienststelle tätig war, 
durfte sie ihre Tätigkeit in Teilzeitarbeit im Tages- 
dienstverrichten. Dadurch wurde vermieden, daß sich 
die Dienstzeiten der Eheleute mehr als unbedingt not- 
wendig überschnitten, so daß sich beide bei der Be- 
treuung ihres Kindes abwechseln konnten. 

Als in einem der Teams die erforderliche Personal- 
stärke durch krankheitsbedingte Ausfälle, Mutter- 
schutzfristen etc. unterschritten wurde, sah sich die 
Dienststelle gezwungen, einen Personalausgleich 
vorzunehmen, und wies die Petentin diesem unterbe- 
setzten Team zu. Ihre neue Dienstzeit überschnitt sich 
nun häufig mit der ihres Ehemannes. Dies erschwerte 
die Betreuung des Kindes erheblich. 

Der Ausschuß konnte erreichen, daß der Ehemann 
einem anderen Team im Tauschwege zugewiesen 
wurde. Dadurch entfielen Überschneidungen der Ar- 
beitszeiten der Eheleute weitgehend. 


2.9.8 Straßenpersonenverkehr 

Im Tätigkeitsbericht 1986 (Drucksache 10/6807, S. 33, 
Nr. 2.9.5) wrurde über eine Omnibusfahrerin berichtet, 
die sich gegen § 9 der Verordnung über die Beschäf- 
tigung von Frauen auf Fahrzeugen (BGBl. I 1971 
S. 1975) gewandt hatte. Nach dieser Vorschrift darf 
eine Frau nur dann als Fahrerin auf einem schaffner- 
losen Fahrzeug im Personenlinienverkehr beschäftigt 
werden, wenn das Fahrzeug mit Sprechfunk ausge- 
stattet ist. 

Der Ausschuß sah in dieser Vorschrift eine ge- 
schlechtsspezifische Ungleichbehandlung von Frauen 
und forderte ihre Aufhebung. 

Die Bundesregierung hat im Deutschen Bundestag 
inzwischen den Entwurf eines Arbeitszeitgesetzes 
(Drucksache 11/360) eingebracht. § 25 Abs. 1 Ziff. 20 
dieses Entwurfs sieht eine Aufhebung der vom Aus- 
schuß beanstandeten Regelung vor. 

Die erste Beratung dieses Gesetzentwurfs erfolgte am 
15. Januar 1988. 


2.9.9 Bundesfernstraßen 

Auch im Berichtsjahr 1987 gingen beim Ausschuß 
Eingaben zahlreicher Bürger ein, die sich — häufig in 
Form einer Sammelpetition — gegen Neubauprojekte 
von Bundesfernstraßen wandten oder um deren be- 
schleunigte Realisierung baten. Ebensowenig wie im 
Jahr 1986 (vgl. Tätigkeitsbericht 1986, Drucksache 
10/6807, S. 34, Nr. 2.9.7) konnte der Petitionsaus- 
schuß Forderungen unterstützen, die im Widerspruch 
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zu den Entscheidungen des Deutschen Bundestages 
vom 31. Januar 1986 über das 3, Femstraßenausbau- 
änderungsgesetz stehen. 

Dementsprechend empfahl der Ausschuß, die Ein- 
gabe einer Bürgerinitiative insoweit als erledigt anzu- 
sehen, als in dieser der Verzicht auf die zweite Fahr- 
bahn der B 3 zwischen Freiburg/St, Georgen und 
Schallst adt/Wolfenweüer gefordert wurde. Durch die 
Aufnahme beider Fahrbahnen in die höchste Dring- 
lichkeitsstufe des Bedarfsplans hatte der Deutsche 
Bundestag den für eine baldige Verbesserung dieses 
Verkehrsweges sprechenden verkehrspolitischen Er- 
wägungen gegenüber eventuellen Staugefahren am 
Ende der Ausbaustrecke sowie den ökologischen 
Nachteilen eines erhöhten Flächenverbrauchs den 
Vorrang gegeben. 

Bei der Behandlung von Beschwerden über die Ge- 
staltung oder Linienführung einer Feinstraße wies der 
Ausschuß stets darauf hin, daß die Lösung der städte- 
baulichen, Verkehrs-, umweit- und strukturpoliti- 
schen Belange sowie der Einzelinteressen von Bür- 
gern grundsätzlich im Planfeststellungsverfahren ge- 
funden werden soll. Deshalb kann die Einleitung ei- 
ner Neuplanung nach Abschluß des Planfeststel- 
lungsverfahrens nur ausnahmsweise empfohlen wer- 
den, z. B. wenn die bestehende Planung veraltet ist 
und eindeutig vorzugswürdige Alternativen beste- 
hen. 

Hiervon ausgehend wurden der Bundesregierung 
mehrere Eingaben mit dem Ziel zur Erwägung über- 
wiesen, die Notwendigkeit einer bereits planfestge- 
stellten Anschlußstelle im Zuge der B 27 im Neckartal 
zwischen Kirchentellinsfurt und Tübingen/Lustnau 
erneut zu überprüfen und den Bau vorläufig zurück- 
zustellen, Diese Anschlußstelle, die wertvolle Auege- 
biete zerstören würde, sollte im wesentlichen der bes- 
seren Verkehrsanbindung eines bereits vorhandenen 
und geplanten Gewerbegebietes dienen. 

Soweit die Petenten allerdings eine andere als die 
planfestgestellte Linienführung erstrebten, konnte 
der Ausschuß ihre entsprechenden Forderungen nicht 
unterstützen. Die von den Petenten vorgeschlagene 
Altemativtrasse hätte zwar landwirtschaftlich wert- 
volle Gebiete geschont, jedoch zu erheblichen geolo- 
gischen Risiken und Schäden geführt. 

Besonders deutlich wurden die Interessengegensätze 
bei der Prüfung von Eingaben zum Neubau der B 30 
im Bereich des mittleren Schussentals. Mehrere Bür- 
gerinitiativen und Umweltschutzverbände wandten 
gegen die planfestgestellte Linienführung ein, daß 
diese zu außerordentlich schwerwiegenden land- 
schaftlichen Eingriffen und zur Zerstörung besonders 
wertvoller Naturschutzgebiete führe. Sie befürworte- 
ten eine Altemativtrasse. 

Dagegen forderten über 10 000 Bürger den schnellst- 
möglichen Bau der B 30 neu auf der planfestgestellten 
Trasse unter Hinweis auf die völlig überlasteten Orts- 
durchfahrten im Zuge der B 30 alt und die unzumut- 
baren Belastungen der Anwohner. Auch die betroffe- 
nen Städte und Gemeinden sowie die baden-würt- 
tembergische Landesregiemng befürworteten diese 
Fordemng. Der Landtag von Baden-Württemberg 
hatte ebenfalls eine Neuplanung wegen der hiermit 


verbundenen zeitlichen Verzögemngen letztlich nicht 
befürworten können. 

Bei einer derartigen Sachlage kann der Petitionsaus- 
schuß seine Beschlüsse nicht allein an dem Ziel einer 
Ökologisch optimalen Lösung orientieren. 

Gerade bei Fragen der Linienführung von Straßen hat 
der Ausschuß dem Votum der örtlichen Entschei- 
dungsträger besonderes Gewicht beizumessen. 

So hätte ein Verzicht auf die Ausfühmng des rechts- 
kräftigen Planfeststellungsbeschlusses und die Einlei- 
tung und Durchfühmng einer Neuplanung den Aus- 
bzw. Neubau der B 30 um viele Jahre hinausgescho- 
ben und die Anwohner der B 30 weiterhin erheblichen 
Belastungen ausgesetzt. Auch wären massive Wider- 
stände gegen die Altemativlösung zu erwarten gewe- 
sen. Im Hinblick auf die für viele Menschen äußerst 
belastenden Konsequenzen konnte der Ausschuß 
eine Neuplanung nicht unterstützen. 


2.10 Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen (BMP) 

Im Berichtsjahr waren Schwerpunkte der 336 Einga- 
ben (gegenüber 340 im Vorjahr) zu diesem Geschäfts- 
bereich neben zahlreichen Beschwerden über zu hohe 
Femmelderechnungen, über die Postbankdienste so- 
wie die Verkabelungspolitik vor allem versorgungs- 
und beihilferechtliche Probleme. 


2.10.1 Postbankdienste 

Es ist immer wieder ärgerlich für Bürger, wenn Behör- 
den zur Begründung ihrer Entscheidungen auf ge- 
setzliche Vorschriften verweisen, deren Wortlaut dem 
Betroffenen weder bekannt noch ohne weiteres zu- 
gänglich ist. Dies gilt insbesondere für ablehnende 
Bescheide. 

So beklagte sich ein Bürger darüber, daß die Deutsche 
Bundespost seine Beschwerden über mangelnde Lei- 
stungen im Postgirodienst immer wieder unter Hin- 
weis auf ihm unbekannte Rechtsvorschriften zurück- 
weise. 

Dazu erklärte der BMP, im neuen „Ratgeber für Post- 
girokunden" seien die wichtigsten Rechtsvorschriften 
über die Benutzung der Einrichtungen und die Ge- 
bühren im Postgirodienst anstelle der früher üblichen 
kurzen Erwähnung nunmehr im Wortlaut abge- 
druckt. 


2.10.2 Zusatzversorgung der Deutschen 
Bundespost 

Ohne die Hilfe des Ausschusses hätte eine schwerbe- 
hinderte Petentin mehr als fünf Monate auf die Be- 
rechnung und Anweisung ihrer Rente durch die Ver- 
sorgungsanstalt der Deutschen Bundespost (VAP) 
warten müssen. Die VAP zahlte nicht einmal eine 
Abschlagszahlung. 
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Der BMP erklärte dazu, der Rentenantrag sei wegen 
akuter Arbeitsüberlastung nicht beschieden worden. 
Im Zuge des Abbaus der Überversorgung habe der 
gesamte Rentenbestand bereinigt werden müssen, 
eine Maßnahme von äußerster Dringlichkeit, da ande- 
renfalls die zum 1. Juli 1986 erfolgte Rentenanpas- 
sung nicht hätte umgesetzt werden können. Die Bear- 
beitung laufender Rentenfälle sei in dieser Zeit nur im 
Rahmen eines Notdienstes und nur in besonders drin- 
genden Fällen möglich gewesen. 

Der Ausschuß erreichte jedoch, daß der Petentin die 
ausstehende Rente mit Eüauftrag überwiesen und we- 
nige Tage später auch der Berechnungsbescheid zu- 
gestellt wurde. Darüber hinaus sicherte der BMP eine 
schnellstmögliche Bearbeitung auch der Rentenan- 
träge aller anderen Betroffenen zu. 


2.10.3 Abrechnung bei Sanatoriumsbehandlung 
(Beihilfe) 

Eine Petentin wandte sich an den Ausschuß, weil die 
Deutsche Bundespost eine notwendige Sanatoriums- 
behandlung ihres 77jährigen Ehemannes beihilfe- 
rechtlich nicht anerkennen wollte. 

Das von dem Ehepaar aufgrund amtlicher Empfehlun- 
gen in Aussicht genommene Sanatorium rechnet 
nämlich Unterkunft, Verpflegung und ärztüche Be- 
handlung (stationäre Leistung) pro Tag pauschal mit 
einem allgemeinen Pflegesatz ab, wie er bei einer 
Krankenhausbehandlung üblich ist. Diese Art der Ab- 
rechnung ist beihilferechtlich grundsätzlich nur bei 
einer stationären Krankenhausbehandlung möglich, 
nicht jedoch aus Anlaß einer Sanatoriumsbehand- 
lung. 

Auf Anregung des Vorsitzenden bat der Ausschuß 
den BMP um wohlwollende Prüfung des Falles. Nach 
Rücksprache mit dem für das Beihilferecht zuständi- 
gen Bundesminister des Innern teilte der BMP mit, 
daß die Pauschalabrechnung der gewünschten Klinik 
für den seit Jahren auf den Rollstuhl angewiesenen 
Patienten ausnahmsweise beihilf er echtlich anerkannt 
werde. 


2.10.4 Unterstützungszahlung nach einem 
Unglücksfall 

Ein Postobersekretär verlor seine Ehefrau und seine 
Tochter durch einen Unglücksfall in den Schweizer 
Bergen. 

Über seinen schmerzlichen Verlust hinaus wurde der 
Beamte auch noch mit einer außerordentlich hohen 
Kostenforderung konfrontiert. Die sehr schwierige 
Bergung der Leichen mit einem Hubschrauber und 
die anschließende Überführung in Spezialsärgen 
nach Deutschland machten finanzielle Aufwendun- 
gen von nahezu 30 000 DM erforderlich. Auch nach 
Gewährung einer Beihüfe sollte der Petent noch na- 
hezu 25 000 DM zahlen. 

In dieser Notlage konnte erfreulich schnell geholfen 
werden. Der um eine wohlwollende Prüfung gebetene 
BMP zeigte sich großzügig. Er bewilligte dem Peten- 


ten sofort eine außergewöhnlich hohe Unterstüt- 
zungsleistung und stellte eine weitere für den Fall in 
Aussicht, daß der Betrag noch nicht ausreichen 
sollte. 


2.10.5 Fernmeldedienste 

Bewohner eines Neubaugebietes in einer empfangs- 
technisch ungünstig gelegenen Region beschwerten 
sich über den verschlechterten Fernsehempfang nach 
Einrichtung eines Breitbandkabelanschlusses durch 
die Deutsche Bundespost. Die Werbung der Post 
„mehr Programme, bestes Bild, bester Ton" treffe in 
ihrem Falle nicht zu, weil sie auch nach der Breitband- 
verkabelung lediglich das „Grundangebot" empfan- 
gen konnten, so daß die von der Post dafür erhobene 
Gebühr von 6 DM monatlich unberechtigt sei. 

Der BMP erklärte dazu, das über den Breitbandkabel- 
anschluß der Deutschen Bundespost übertragene 
„Grundangebot" bestehe jeweils aus den Program- 
men der am Ort empfangbaren verbundenen Fem- 
seh- und UKW-Hörf müssender. Umfang und Zusam- 
mensetzung des Grundangebotes seien wesentlich 
von den örtlichen Empfangsverhältnissen abhängig. 
Dies gelte grundsätzlich auch für den Empfang des 
„Kabelanschlusses", insbesondere solange das Breit- 
bandkabelnetz noch nicht geschlossen sei. Mit der 
betriebsfähigen Bereitstellung des Anschlusses ent- 
stehe die monatliche Grundgebühr selbst dann, wenn 
nur das „Grundprogramm" ausgestrahlt werde. 

Durch das Eingreifen des Ausschusses konnte zwar 
eine Senkung der Grundgebühr nicht erreicht wer- 
den, Der BMP sicherte jedoch zu, zwei weitere Pro- 
gramme in das Fernsehangebot für die entsprechende 
Region aufzunehmen und bis spätestens 1988 den 
Empfang von Satellitenprogrammen zu ermögli- 
chen. 

Auch die Kritik des Petitionsausschusses an der Wer- 
bung der Deutschen Bundespost fiel auf fruchtbaren 
Boden: Die Werbebroschüre wurde überarbeitet und 
ist nunmehr klarer gefaßt. 


2.10.6 Fernmeldegebühren 

Der Petitionsausschuß erreichte, daß einer 86jährigen 
Petentin Telefongebühren in Höhe von 1 782 DM er- 
lassen wurden. 

Die alte Dame hatte fünf Minuten mit ihrem Pflege- 
sohn in Nairobi (Kenia) telefoniert. Als das Gespräch 
beendet war, legte sie den Hörer nicht wieder richtig 
auf die Gabel. Dadurch wurde die Gesprächsverbin- 
dung und somit auch die Gebührenzählung nicht un- 
terbrochen. Besonderes Pech kam hinzu: Normaler- 
weise schadet es nicht, wenn der Anrufer den Hörer 
nicht auflegt, da die Gesprächsverbindung automa- 
tisch unterbrochen wird, sobald der Angerufene sei- 
nerseits den Hörer auflegt. Aufgrund eines techni- 
schen Fehlers im Ortsnetz Nairobi wurde jedoch die 
Verbindung nicht unterbrochen. 

Die Petentin erhielt eine Telefonrechnung über 
2 822,93 DM. Auf ihre Einwendungen wurden ihr zu- 
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nächst 891,22 DM erlassen, denn nach den Dienstvor- 
schriften für den Fernmelderechnungsdienst werden 
in solchen Fällen die Gebühren nicht in voller Höhe 
erhoben. 

Der Petitionsausschuß bat den BMP, darüber hinaus 
zu prüfen, ob angesichts der besonderen Umstände 
des Falles und im Hinblick auf das Alter der Petentin 
die bestehende Forderung bis auf einen Restbetrag 
von 149,14 DM erlassen bzw. niedergeschlagen wer- 
den könne. Der Postminister entsprach dieser Bitte, so 
daß der Petentin in vollem Umfang geholfen werden 
konnte. 


2.11 Bundesminister der Verteidigung (BMVg) 

Die rückläufige Tendenz der Eingaben aus dem Ge- 
schäftsbereich des BMVg setzte sich auch im Berichts- 
zeitraum fort. Mit 737 Eingaben (im Berichtsjahr 1986 
waren es noch 843) gingen rund 13 v. H. weniger 
ein. 

Mitursächlich hierfür könnte sein, daß der BMVg die 
Berufs- und Ausbildungsinteressen der Wehrpflichti- 
gen bei der Heranziehung zum Grundwehrdienst ver- 
stärkt berücksichtigt und damit einer langjährigen 
Forderung des Petitionsausschusses nachkommt. 


2.11.1 Wehrdienst und Staatsangehörigkeit 

Ein Doppelstaater mit deutscher und schweizerischer 
Staatsangehörigkeit hatte seine Entlassung aus der 
deutschen Staatsangehörigkeit beantragt. Der zustän- 
dige Regierungspräsident lehnte die Entlassung mehr 
als vier Monate nach Antragstellung ab, weil der Pe- 
tent inzwischen seinen Grundwehrdienst hatte antre- 
ten müssen und nach den Bestimmungen des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes Soldaten der Bun- 
deswehr die Entlassung aus der Staatsangehörigkeit 
nicht erteilt werden darf. Die Entscheidung des Regie- 
rungspräsidenten hätte noch vor Eintritt des Petenten 
in die Bundeswehr ergehen können, wenn das Bun- 
deswehrverwaltungsamt die gesetzlich vorgeschrie- 
bene Anfrage des Regierungspräsidenten, ob gegen 
die Entlassung Bedenken bestünden, in angemesse- 
ner Zeit beantwortet hätte. Eine Entlassung des Pe- 
tenten aus der deutschen Staatsangehörigkeit wäre 
dann möglich gewesen. 

Der Petitionsausschuß hielt die lange Verfahrens- 
dauer beim Bundeswehrverwaltungsamt für nicht 
vertretbar. Er forderte den BMVg auf, das Anliegen 
des Petenten noch einmal zu prüfen und dabei auch 
dessen nachträgliches Vorbringen zu berücksichti- 
gen, er wolle in die Schweiz übersiedeln. Außerdem 
sollte der BMVg sicherstellen, daß künftig die nach 
dem Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz vorge- 
schriebene Auskunft des Bundeswehrverwaltungs- 
amtes in angemessener Zeit erteilt wird. In diesem 
Sinne wurde die Eingabe der Bundesregierung 
— dem BMVg — zur Erwägung überwiesen. 

Der BMVg sah keine Möglichkeit, dem Anliegen des 
Petenten zu entsprechen. Er veranlaßte jedoch, daß 


das Bundeswehrverwaltungsamt künftig in entspre- 
chenden Fällen unverzüglich Stellung nimmt. 


2.11.2 Bußgeldverfahren 

Ein Petent beschwerte sich darüber, daß das Kreis- 
wehrersatzamt gegen seinen Sohn wegen des Verlu- 
stes von Bekleidungs- und Ausrüstungsstücken im 
Zeitwert von 29,91 DM ein Bußgeld in Höhe von 
20 DM verhängt hatte und nach mehreren vergebli- 
chen Zahlungsaufforderungen den Bußgeldbescheid 
hatte vollstrecken lassen. 

Der Wehrpflichtige hatte die Gegenstände während 
einer Wehrübung verloren. Die Angelegenheit hätte 
deshalb von der Truppe nach den Schadensbestim- 
mungen behandelt werden müssen. Eine Zuständig- 
keit des Kreiswehrersatzamtes war nicht gegeben. 

Obwohl der Bußgeldbescheid inzwischen rechts- 
kräftig geworden war, konnte der Ausschuß errei- 
chen, daß der BMVg im Gnadenwege die gegen den 
Sohn des Petenten verhängte Geldbuße einschließlich 
der Nebenkosten erließ und dem Vater den von ihm 
verauslagten Betrag erstattete. 

Darüber hinaus beanstandete der BMVg die Behand- 
lung der Angelegenheit gegenüber der Wehrersatz- 
behörde. Er entschied, die einschlägigen Richtlinien 
so zu überarbeiten, daß künftig die zuständigen Amts- 
leiter über die Einleitung eines Bußgeld Verfahrens 
entscheiden, die Höhe des Bußgeldes festsetzen und 
die Bußgeldbescheide selbst unterschreiben. Eine 
Wiederholung von Fällen dieser Art dürfte damit 
künftig ausgeschlossen sein. 


2.11.3 Wehrgerechtigkeit 

Mehrere Petenten kritisierten, daß die Anrechnung im 
Polizeivollzugsdienst abgeleisteter Zeiten auf den 
Wehrdienst mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur 
Verbesserung der Wehrgerechtigkeit und Verlänge- 
rung der Dauer des Grundwehrdienstes ab 1. Juli 
1986 entfiel. Zuvor brauchte ein Wehrpflichtiger, der 
drei Jahre im polizeilichen Vollzugsdienst tätig war, 
keinen Grundwehrdienst zu leisten. Die zwischen 
18 Monaten und drei Jahren geleistete Zeit wurde auf 
den Wehrdienst angerechnet. 

Die Petenten beanstandeten, daß das Gesetz für Be- 
amte, die sich bereits vor dem 1. Juli 1986 im Polizei- 
vollzugsdienst befanden, keine Übergangsregelung 
enthielt. Sie sahen darin eine unzulässige Rückwir- 
kung. 

Die Gesetzesänderung war aus Gründen der Wehrge- 
rechtigkeit erfolgt. Der Gesetzgeber hatte nicht länger 
an den priviligierenden Regelungen für ehemalige 
Polizeivollzugsbeamte festhalten wollen. Eine unzu- 
lässige Rückwirkung des Gesetzes liegt deshalb nicht 
vor, weil es für Wehrpflichtige, die bereits vor dem 
1. Juli 1986 drei Jahre oder zwischen 18 Monaten und 
drei Jahren Polizei vollzugsdienst geleistet hatten, bei 
dem Erlöschen der Grundwehrdienstpflicht bzw. der 
Anrechenbarkeit nach altem Recht blieb. 
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Den Petenten wurden die Gründe für die gesetzliche 
Neuregelung deutlich gemacht und mitgeteilt, daß 
eine Novellierung des Wehrpflichtgesetzes im Sinne 
ihres Anliegens nicht in Aussicht gestellt werden 
könne. 


2.11.4 Infrastruktur 

In seinem Bericht für das Jahr 1986 hatte der Aus- 
schuß über die Eingabe zweier Bürgerinitiativen be- 
richtet, die sich gegen den Bau einer militärischen 
Ersatzübergangsstelle über die Weser bei Ahausen- 
Bollen gewandt hatten (vgl. Tätigkeitsbericht 1986, 
Drucksache 10/6807, S. 39f., Nr. 2.11.10). 

Der Deutsche Bundestag hatte die Eingabe entspre- 
chend der Beschlußempfehlung des Petitionsaus- 
schusses der Bundesregierung zur Berücksichtigung 
überwiesen mit dem Ziel, daß nach Fertigstellung der 
Ersatzübergangsstelle bei Übungen keine Kettenfahr- 
zeuge eingesetzt werden. Im übrigen hatte er sie dem 
BMVg als Material überwiesen, damit Eingriffe in die 
Landschaft und Belästigungen der Anwohner, die mit 
dem Bau und späteren Betrieb der Anlage verbunden 
sind, so gering wie möglich gehalten werden. 

Der BMVg sicherte inzwischen zu, diesen Forderun- 
gen zu entsprechen. An der Ersatzübergangsstelle 
sollen höchstens zwei Übungen im Jahr durchgeführt 
werden, bei denen auch dann keine Kettenfahrzeuge 
zum Einsatz kommen, wenn ein späterer panzerge- 
rechter Ausbau der Straßenanbindung dies ermögli- 
chen würde. Diese Zusage gelte auch für eventuelle 
Manöver im norddeutschen Raum. 


2.11.5 Umzugsbereitschaft bei Versetzung 

Ein Soldat wandte sich gegen die Forderung des In- 
spekteurs des Heeres im Kommandeurbrief 2/85, die 
mit einer Versetzung verbundenen Besetzung be- 
stimmter Dienstposten von der Umzugsbereitschaft 
der Familie abhängig zu machen. Er trug vor, die 
Familie eines Soldaten werde dadurch in die Disposi- 
tion des Dienstherm gestellt und einer unzumutbaren 
Konfliktsituation unterworfen. Dies verstoße gegen 
Artikel 6 Abs. 1 GG, der den Schutz von Ehe und 
Familie gewährleiste. Ferner sei es rechtswidrig, die 
Umzugsbereitschaft der Familie als Eignungsmerk- 
mal für die Entscheidung über eine andere Verwen- 
dung des Soldaten vorauszusetzen. 

Der Petitionsausschuß hielt die Verknüpfung einer 
Versetzung und einer damit verbundenen Förderung 
des Soldaten mit der Umzugsbereitschaft der Familie 
für verfassungsrechtlich bedenklich. Er war der Auf- 
fassung, es müsse grundsätzlich der Entscheidung der 
Ehepartner überlassen bleiben, eine versetzungsbe- 
dingte Trennung und die mit einem Umzug verbun- 
denen Nachteile selbst gegeneinander abzuwägen. 
Hierbei verkannte der Ausschuß allerdings nicht, daß 
bestimmte Dienstposten bei der Bundeswehr in be- 
sonderem Maße mit Repräsentationsaufgaben in der 
Öffentlichkeit verbunden sind, die die Anwesenheit 
der Ehefrau wünschenswert erscheinen lassen. Hinzu 
kommt, daß Soldaten mit bestimmten Aufgaben zur 


raschen Herstellung der Einsatzbereitschaft bei Alarm 
ständig am Dienstort verfügbar sein müssen, was 
nicht gewährleistet wäre, wenn Dienst- und Wohnort 
des Soldaten auseinanderliegen. 

Der Ausschuß konnte nicht bei allen im Kommandeur- 
brief 2/85 auf gezählten Verwendungen die Notwen- 
digkeit erkennen, die mit einer Versetzung von Solda- 
ten verbundene Besetzung bestimmter Dienstposten 
von der Umzugsbereitschaft der Familien abhängig zu 
machen. Er war der Auffassung, daß der durch Arti- 
kel 6 Abs. 1 GG gewährleistete Schutz der Familie 
eine restriktivere Auswahl der Verwendungen ge- 
biete. Er forderte den BMVg auf, eine nach frauen- 
und familienpolitischen Gesichtspunkten befriedi- 
gende Lösung zu finden. 

Mit diesem Ziel wurde die Eingabe der Bundesregie- 
rung — dem BMVg — zur Erwägung überwiesen. 

Der Ausschuß gab sich mit dem inzwischen vom 
BMVg erteilten Bericht nicht zufrieden und bat um 
ergänzende Stellungnahme. Danach wird der Aus- 
schuß abschließend über die Angelegenheit befin- 
den. 


2.11.6 Besoldung 

Nach der am 1. Januar 1986 in Kraft getretenen Neu- 
regelung der Auslandsbesoldung erhalten Soldaten, 
die bis zu einer Dauer von drei Monaten ins Ausland 
abkommandiert sind, eine Vergütung nach reiseko- 
stenrechtlichen Grundsätzen; Auslandsbesoldung 
wird ihnen erst bei einer darüber hinausgehenden 
Verwendung im Ausland gewährt. Ausnahmen von 
dieser Regelung sind nur für besonders gelagerte Ein- 
zelfälle zugelassen. 

Ein Petent trug vor, daß diese Neuregelung für Solda- 
ten eine erhebliche Schlechterstellung gegenüber der 
früheren Rechtslage darstelle. Er forderte die Anwen- 
dung der Ausnahmeregelung zumindest für Lehr- 
gänge im Ausland, die aus zwingenden Gründen er- 
forderlich sind und wenigstens sechs Wochen dau- 
ern. 

Der Petitionsausschuß schloß sich dieser Auffassung, 
die auch vom BMVg geteilt wird, an. Auf seinen An- 
trag wurde die Eingabe der Bundesregierung zur Be- 
rücksichtigung überwiesen mit dem Ziel, für den Ver- 
teidigungsbereich der Anwendung der Ausnahmere- 
gelung zuzustimmen. 

Der Bundesminister des Innern sah sich im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister der Finanzen hierzu je- 
doch außerstande, weil dies den vom Gesetzgeber 
zugestandenen Ermächtigungsrahmen überschreiten 
und eine generelle Verkürzung der von ihm festge- 
setzten Dreimonatsfrist auf sechs Wochen für die Bun- 
deswehr bedeuten würde. Er erklärte sich jedoch be- 
reit, in Fällen, in denen ein begründeter Mehrbedarf 
nachgewiesen wird, Möglichkeiten einer Abhilfe auf 
der Grundlage des geltenden Reisekosten- und Besol- 
dungsrechts zu prüfen. 
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2.11.7 Stellenzulage für in der 

Nachrichtengewinnung eingesetzte Soldaten 

Ein Feldwebel begehrte die Wiedergewährung der 
Zulage, die Soldaten der Bundeswehr erhalten, wenn 
sie in der Nachrichtengewinnung durch Fernmelde- 
und elektronische Aufklärung verwendet werden und 
deshalb den Sicherheitsbestimmungen der Fernmel- 
deaufklärung unterhegen. 

Dem Petenten war die Zulage mit der Begründung 
entzogen worden, er nehme nicht im erforderlichen 
Umfang zulageberechtigende Aufgaben wahr. Der 
Petitionsausschuß vermochte diese Entscheidung im 
Einzelfall nicht zu beanstanden und empfahl daher, 
die Eingabe insoweit als erledigt anzusehen. 

Der Petent hatte in seiner Eingabe jedoch auch darauf 
hingewiesen, daß die Zulage in gleichgelagerten Fäl- 
len gewährt werde. Dies ließ nach Auffassung des 
Petitionsausschusses erhebliche Probleme bei der An- 
wendung der Durchführungserlasse des BMVg er- 
kennen. Der Ausschuß hielt daher präzisere Angaben 
in den Erlassen für erforderlich, um sicherzustellen, 
daß gleiche Sachverhalte auch gleich behandelt wer- 
den. Insoweit wurde die Eingabe der Bundesregie- 
rung — dem BMVg — zur Erwägung überwiesen. 

Der BMVg hielt hingegen eine Änderung der Erlasse 
nicht für erforderlich, weil diese schon jetzt geeignet 
seien, eine einheitliche Zuerkennungspraxis zu ge- 
währleisten. Die in Einzelfällen bei der Zulagenbewil- 
ligung unterlaufenden Fehler könnten in Beschwer- 
deverfahren korrigiert werden. 


2.11.8 Arbeitnehmer des Bundes 
(Zusatzversorgung) 

Eine Petentin, die nach rund 21jähriger Tätigkeit in 
der Privatwirtschaft als Angestellte im Geschäftsbe- 
reich des BMVg eingestellt worden war, forderte 
Schadensersatz wegen Verletzung der Pflicht zur Auf- 
klärung über ihre Altersversorgung. Die Petentin, die 
eine monatliche Versorgungsrente von rund 60 DM 
erhielt, trug vor, daß sie bei ordnungsgemäßer Aufklä- 
rung über ihre Altersversorgung ihr privatwirtschaftli- 
ches Arbeitsverhältnis nicht gekündigt hätte und nun- 
mehr eine monatliche Betriebsrente von rund 570 DM 
beziehen würde. 

Bei dem Einstellungsgespräch hatte es das Personal- 
referat versäumt, die Petentin darauf hinzuweisen, 
daß sie aufgrund ihres Lebensalters von über 50 Jah- 
ren bis zur Erreichung der Altersgrenze die Voraus- 
setzungen für den Bezug der Zusatzrente der Versor- 
gungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) nicht 
mehr erfüllen, sondern nur einen Anspruch auf die 
wesentlich geringere Mindestversorgung haben 
werde. 

Der BMVg erkannte unter Berücksichtigung der 
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts einen 
Schadensersatzanspruch der Petentin dem Grunde 
nach an. Er wandte aber ein, die Petentin hätte auch 
bei vollständiger Belehrung über ihre Altersversor- 
gung ihren Arbeitsplatz gewechselt, und bot Scha- 


densersatz in Höhe der Hälfte der vorgenannten Be- 
triebsrente abzüglich der Versorgungsrente an. 

Der Petitionsausschuß vertrat jedoch die Auffassung, 
die Petentin habe damals darauf vertrauen dürfen, 
daß sie durch den Wechsel in den öffentlichen Dienst 
keine versorgungsrechtlichen Nachteile erleiden 
werde. Der Ausschuß hielt deshalb einen vollen Scha- 
densausgleich für gerechtfertigt. 

Nach einem entsprechenden Berücksichtigungs- 
beschluß folgte der BMVg den Vorstellungen des 
Ausschusses. 


2.11.9 Dienstpostenbewertung 

Ein als Sozialberater eingesetzter Regierungsoberin- 
spektor wandte sich gegen die unterschiedliche Be- 
wertung der beiden Sozialberater-Dienstposten bei 
den großen Standortverwaltungen. 

Der BMVg legte zunächst dar, daß mangels entspre- 
chender Planstellen bislang nur einer der beiden Sozi- 
alberater-Dienstposten nach Besoldungsgruppe All 
habe bewertet werden können. Nach einer erneuten 
Überprüfung durch den BMVg wurden nunmehr aber 
auch die restlichen Sozialberater-Dienstposten bei 
den Standortverwaltungen nach Besoldungs- 
gruppe All gehoben. 


2.12 Bundesminister für Jugend, Familie, 

Frauen und Gesundheit (BMJFFG) 

Schwerpunkte der Eingaben waren das Bundeserzie- 
hungsgeldgesetz, das Kindergeldgesetz, die Zurück- 
stellung und Befreiung vom Zivüdienst sowie das Ge- 
sundheits- und Arzneimittelwesen einschließlich der 
Novellierung der Bundesärzteordnung. Die Anzahl 
der Eingaben (419) hat sich zum Vorjahr (443) unwe- 
sentlich verringert. 


2.12.1 Stichtag für die Gewährung von 
Erziehungsgeld 

Eine Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 
forderten mehrere Petenten. Nach ihrer Ansicht sollte 
bei Adoptivkindern nicht der Tag der Geburt, sondern 
der Tag der Aufnahme in den Haushalt der Adoptivel- 
tern für die Gewährung von Erziehungsgeld maßgeb- 
lich sein. Hierdurch könne eine wirkliche Gleichstel- 
lung der Adoptivkinder mit den leiblichen Kindern 
gewährleistet werden. 

Auf Empfehlung des Petitionsausschusses wurde die 
Eingabe der Bundesregierung — dem BMJFFG — als 
Material im Hinblick auf die beabsichtigte Novellie- 
rung des Bundeserziehungsgeldgesetzes überwiesen 
sowie den Fraktionen des Deutschen Bundestages zur 
Kenntnis gegeben. 
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2.12.2 Erziehungsgeld bei Mehrlingsgeburten 

Nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz erhalten El- 
tern bei der Betreuung von Zwillingen nur für ein Kind 
Erziehungsgeld. Dies war Anlaß für mehrere Be- 
schwerden. 

Deren Prüfung ergab, daß die Frage der mehrfachen 
Gewährung von Erziehungsgeld bei Mehrlingsgebur- 
ten im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens bereits 
eingehend erörtert worden war. Wegen des erhebli- 
chen zusätzlichen Kostenaufwandes bestand keine 
Möglichkeit, die Mehrfachgewährung bereits in das 
Bundeserziehungsgeldgesetz aufzunehmen. 

Nach Auffassung des Petitionsausschusses sollte die 
derzeitige unbefriedigende Regelung im Rahmen ei- 
ner eventuellen Gesetzesnovellierung erneut über- 
dacht werden. Die Petitionen wurden der Bundesre- 
gierung als Material überwiesen sowie den Fraktio- 
nen des Deutschen Bundestages zur Kenntnis gege- 
ben. 


2.12.3 Anrechnung von Kindergeld auf Sozialhilfe 

Mit zahlreichen Eingaben beschwerten sich Bürger, 
daß bei Sozialhilfe empfängern das Kindergeld auf die 
Sozialhilfeleistungen angerechnet wird. Dies führt 
dazu, daß sich Erhöhungen der Kindergeldleistungen 
für den Sozialhilfe empfänger nicht auswirken. 

Diese Anrechnung nach dem Bundessozialhilfegesetz 
(BSHG) ist zwar für die Betroffenen schwer verständ- 
lich, entspricht aber der Aufgabe und dem System der 
Sozialhilfe. 

Nach dem Grundsatz des Nachrangs der Sozialhilfe 
hat derjenige keinen Anspruch auf Sozialhilfe, der 
sich selbst helfen kann oder die erforderliche Hilfe 
von anderen, insbesondere von Angehörigen oder von 
Trägern anderer Sozialleistungen, erhält (§ 2 Absr 1 
BSHG). Infolgedessen werden z. B. Arbeitseinkünfte, 
Renten, Wohngeld, Arbeitslosengeld und Arbeitslo- 
senhilfe, Leistungen der Ausbildungsförderung und 
auch das Kindergeld auf Leistungen der Sozialhilfe 
angerechnet. 

Bereits in früheren Legislaturperioden wurde mehr- 
fach geprüft, ob die Anrechnungsregelung ganz oder 
teilweise entfallen kann. Auch die Arbeits- und Sozi- 
alministerkonferenz befaßte sich mit dieser Frage. Sie 
kam aufgrund eines Votums der Bund-Länder-Ar- 
beitsgruppe jedoch zu dem Ergebnis, daß eine Nicht- 
anrechnung des Kindergeldes nicht zu befürworten 
sei, sondern allenfalls eine Verbesserung der Mehrbe- 
darfsregelung in der Sozialhilfe in Betracht zu ziehen 
sei. 

Zwar wurde das Prinzip der Nachrangigkeit der Sozi- 
alhilfe zu Gunsten des Erziehungsgeldes und der Lei- 
stungen der Stiftung „Mutter und Kind" durchbro- 
chen. Diese Ausnahmeregelung war jedoch notwen- 
dig, um auch Einkommensschwachen die Betreuung 
und Erziehung eines Kindes zu ermöglichen und 
schwangeren Frauen, die sich aus wirtschaftlichen 
Gründen in einer Konfliktsituation befinden, das Ja 
zum Kind zu erleichtern. 


In der beanstandeten Anrechnungsregelung sah der 
Ausschuß mehrheitlich keinen Grund für eine weitere 
Durchbrechung des Prinzips der Nachrangigkeit der 
Sozialhilfe. 

Die Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses, 
die Eingaben als erledigt anzusehen, — enthalten in 
der Sammelübersicht 12 (Drucksache 11/325) — war 
am 15. Oktober 1987 Gegenstand einer Aussprache 
im Plenum des Bundestages (vgl. Plenarproto- 
koll 11/33 S. 2208 ff.). Ein Änderungsantrag der Frak- 
tion der SPD zur Beschlußempfehlung (Drucksa- 
che 11/962) wurde abgelehnt. 


2.12.4 Dritte-Söhne-Regelung für den Zivildienst 

Ein Zivildienstleistender wandte sich gegen die Ab- 
lehnung seines Antrages, ihn vorzeitig aus dem Zivil- 
dienst zu entlassen. Die Entlassung hatte er unter Hin- 
weis auf die sogenannte Dritte-Söhne-Regelung be- 
gehrt, wonach Zivildienstpflichtige nicht zum Zivil- 
dienst herangezogen werden, wenn zwei oder mehr 
Brüder bereits Grundwehr- bzw. Zivildienst geleistet 
haben. Allerdings fand bisher diese Regelung nur 
dann Anwendung, wenn den Behörden die Dienstlei- 
stung der Brüder mitgeteilt wurde. 

Der Petent hatte in seinem Antrag auf Kriegsdienst- 
verweigerung lediglich erklärt, daß er zwei ältere Brü- 
der habe. Angaben über die Dienstleistung seiner 
Brüder hatte er in Unkenntnis über die rechtliche 
Tragweite unterlassen. 

Nach Ansicht des BMJFFG war die ablehnende Ent- 
scheidung des Bundesamtes für den Zivildienst (BAZ) 
unter Berücksichtigung der Rechtslage nicht zu bean- 
standen. Der Petitionsausschuß war jedoch der Auf- 
fassung, daß das BAZ durch Rückfrage ohne weiteres 
die Dienstleistung der Brüder hätte ermitteln können. 
In Anbetracht dessen hielt er es für geboten, die Ver- 
waltungsregelung extensiv auszulegen und den Pe- 
tenten vorzeitig aus dem Zivildienst zu entlassen. Die 
Bundesregierung folgte einem entsprechenden Be- 
rücksichtigungsbeschluß. Der Petent wurde vorzeitig 
entlassen. 

Darüber hinaus hat der BMJFFG das BAZ angewie- 
sen, in allen künftigen Fällen, in denen Zivildienst- 
pflichtige nur einen Hinweis auf zwei und mehr Brü- 
der geben, grundsätzlich vor der Einberufung nachzu- 
fragen, ob diese bereits Wehr- oder Zivildienst gelei- 
stet haben. 


2.12.5 Arzt im Praktikum 

In einer Sammelpetition mit 4 379 Unterschriften kri- 
tisierten Medizinstudenten die am 31. Januar 1987 in 
Kraft getretene Änderung der Bundesärzteordnung 
und forderten die ersatzlose Streichung der Vorschrif- 
ten über den „Arzt im Praktikum" (AiP). 

Wesentlicher Ansatz für die Kritik der Petenten war 
ihre Befürchtung, daß die für die Praxisphase erfor- 
derlichen Stellen nicht zur Verfügung gestellt werden 
könnten. Daneben kritisierten sie u. a. die beabsich- 
tigte Aufteilung von Assistenzarztstellen in jeweils 
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zwei oder drei AiP-Stellen, die ungeklärte Strukturie- 
rung der zweijährigen AiP-Zeit, die Vorenthaltung 
der Approbation bis zum Abschluß der AiP-Phase und 
die vermutete Verschlechterung der Bewerbungs- 
und Familienplanungssituation studierender Frauen. 

Nach umfassender Prüfung konnte der Ausschuß die 
ersatzlose Streichung der Vorschriften über den AiP 
nicht befürworten. Die bisherige praktische Ausbil- 
dung der Mediziner wird durch die erheblich anstei- 
gende Zahl der Studenten gefährdet. Die stufenweise 
Einführung der ab Mitte 1988 maßgeblichen AiP- 
Phase ist eine wirksame Möglichkeit zur Abhilfe. Da- 
durch wird genügend Zeit gewonnen, um einen gere- 
gelten Ablauf der Praxisphase zu sichern. Darüber 
hinaus ist die finanzielle Absicherung der Jungärzte 
durch den Abschluß der Tarifverhandlungen gewähr- 
leistet. Soweit die Petenten eine nachträgliche Ände- 
rung ihrer Studienbedingungen durch die neuen Vor- 
schriften beanstanden, stellte der Ausschuß fest, daß 
diese Änderung im Einklang mit dem Rechtsstaats- 
prinzip steht. Einen Anspruch auf Beibehaltung der 
Ausbildungsbedingungen, die bei Aufnahme des Stu- 
diums bestanden, gibt es nicht. 

Der Petitionsausschuß sah sich demgemäß außer- 
stande, die mit den Eingaben verbundenen Erwartun- 
gen der Betroffenen zu erfüllen. 


2.12.6 Anerkennung biologischer 

Behandlungsverfahren in der Krebstherapie 

Eine an Krebs erkrankte Frau forderte die generelle 
Anerkennung der biologischen oder naturheilkundli- 
chen Behandlungsverfahren in der Krebs therapie, die 
sie als sog. „Vierte Säule der Krebsbehandlung " ne- 
ben der Chemotherapie, der Radiotherapie und der 
operativen Behandlung bezeichnete. Sie wies auf ih- 
ren eigenen Krankheitsverlauf sowie auf viele ihr be- 
kannte Krankheitsfälle hin, in denen die Patienten 
durch die sog. „klassischen" Behandlungsmethoden 
weder geheilt worden seien noch einen Zugewinn an 
Lebenszeit erreicht hätten. In anderen Fällen sei viel- 
fach die Verlängerung der Lebenszeit mit einem zu 
großen Verlust an Lebensqualität bezahlt worden. Sie 
forderte daher, die biologische Immuntherapie, wel- 
che die Regenerierung und Stärkung der Abwehr- 
kräfte des Kranken bezwecke, verstärkt zu erfor- 
schen. Die Anerkennung dieser Therapie und die ent- 
sprechende Kostenübemahme durch die Kranken- 
kassen seien dringend erforderlich. 

Die parlamentarische Prüfung ergab, daß die Bundes- 
regierung seit Jahren bereit ist, die nicht oder noch 
nicht der sog. „Schulmedizin" zuzuordnenden Metho- 
den der Krebsbehandlung in die Forschungsförde- 
rung aufzunehmen. Die Anerkennung der biologi- 
schen bzw. naturheilkundlichen Verfahren der Krebs- 
therapie kann jedoch nach Ansicht der Bundesregie- 
rung nur durch die medizinische Fachwelt geschehen 
und nicht durch die Bundesregierung „verordnet" 
werden. Da die wissenschaftliche Anerkennung auch 
für die Kostenübernahme durch die gesetzlichen 
Krankenversicherungen entscheidend ist, hat die Kas- 
senärztliche Bundesvereinigung während des Peti- 
tionsverfahrens auf Bitten des Ausschusses zwei Gut- 


achten von Fachleuten zu dieser Problematik einge- 
holt. Nach der übereinstimmenden Feststellung bei- 
der Gutachter ist die biologische Immuntherapie in 
ihrer Wirksamkeit bis auf wenige Ausnahmen wissen- 
schaftlich noch nicht bewiesen. 

Der Petitionsausschuß hält eine humane, an den Be- 
dürfnissen der Kranken ausgerichtete Krebsmedizin 
für ein vordringliches gesundheitspolitisches Ziel. 
Beim gegenwärtigen Stand der Forschung sieht er 
sich aber nicht in der Lage, für die sofortige Anerken- 
nung der Immuntherapie einzutreten. Wegen der Be- 
deutung des Anliegens empfahl der Ausschuß, die 
Eingabe dem BMJFFG als Material mit der Bitte zu 
überweisen, bis zum 31. Dezember 1988 über die Wei- 
terentwicklung der Forschungsvorhaben und über die 
Wirksamkeit der Immuntherapie zu berichten. 


2.12.7 Packungsgrößen bei Arzneimitteln 

Kritisiert wurde die Änderung von Packungsgrößen 
bei Arzneimitteln, insbesondere die Produktionsein- 
stellung von Kleinpackungen. In der Verordnung grö- 
ßerer Packungseinheiten sah ein Petent die Hauptur- 
sache für die Ausgabensteigerung im Arzneimittelbe- 
reich. Beispielhaft wies er auf ein Medikament zur 
Schmerzbekämpfung hin, das früher auch in einer 
Packung von fünf Zäpfchen erhältlich gewesen sei, 
heute dagegen nur noch als 10er Größe angeboten 
werde. 

Nach geltendem Arzneimittelrecht sollen Arzneimit- 
tel in therapiegerechten Packungsgrößen in den Han- 
del gebracht werden. Im konkreten Fall konnte die 
angebotene Packungseinheit jedoch nicht als thera- 
piegerecht angesehen werden. Dem Hersteller wurde 
daher nach § 28 Abs. 2 Nr. 4 des Arzneimittelgesetzes 
(AMG) durch das Bundesgesundheitsamt die Auflage 
gemacht, dieses Arzneimittel wieder auch in einer 
therapiegerechten Kleinpackung in den Verkehr zu 
bringen. 

Inzwischen wurde im Rahmen des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Arzneimittelgesetzes sichergestellt, 
daß Arzneimittelhersteller nicht ohne Zustimmung 
der zuständigen Bundesbehörde Änderungen von 
Packungsgrößen vornehmen dürfen. 


2.12.8 Krankenpflegeberufe 

Ein Petent beanstandete, daß Kurse für Schwestern- 
helferinnen nicht auch männlichen Bewerbern zu- 
gänglich sind. 

Im Rahmen der parlamentarischen Prüfung stellte sich 
heraus, daß bei der Finanzierung der Schwesternhel- 
ferinnenausbildung zwei verschiedene Ausbildungs- 
formen zu unterscheiden sind. Während der überwie- 
gend mit Mitteln des Innen- und Verteidigungsmini- 
steriums finanzierte Ausbildungsbereich zum „erwei- 
terten Katastrophenschutz" gehört und somit in den 
Zuständigkeitsbereich des Bundes fällt, gibt es dane- 
ben noch die von den Hilfsorganisationen mit eigenen 
Mitteln finanzierte Schwesternhelferinnenausbil- 
dung. 
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Ausbildungskurse des erstgenannten Ausbildungsbe- 
reiches stehen nur solchen Personen offen, die in ei- 
nem möglichen Verteidigungsfall auch tatsächlich als 
Hilfskräfte im Krankenhaus oder Reservelazarett ein- 
gesetzt werden können. Da jedoch männliche Perso- 
nen der Wehr- oder Zivildienstpflicht unterliegen und 
somit bei Eintritt eines Verteiaigungsf alles verfü- 
gungsbereit sein müssen, können grundsätzlich nur 
Frauen als Schwestemhelferinnen für den „erweiter- 
ten Katastrophenschutz " eingesetzt werden. Aus die- 
sem Grunde ist dieser Ausbildungsbereich den Män- 
nern nicht zugänglich. 

Anders verhält es sich hingegen bei den privaten Aus- 
bildungskursen der Hilfsorganisationen. Soweit für 
deren verbandseigene Aufgaben keine staatlichen 
Mittel verwendet werden, unterliegt deren Ausbil- 
dung zum (zur) Schwestemhelfer(in) nicht den oben- 
genannten Einschränkungen. Folglich stehen diese 
Kurse auch männliche Bewerbern offen. 

Der Petitionsausschuß empfahl daher mehrheitlich, 
die Petition als erledigt anzusehen. 

Diese Beschlußempfehlung — enthalten in der Sam- 
melübersicht 30 (Drs. 11/1085) — war am 3. Dezem- 
ber 1987 Gegenstand einer Aussprache im Plenum 
des Deutschen Bundestages (vgl. Plenarprotokoll 
11/46 S. 3219 ff.), in der ein Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD zur Beschlußempfehlung 
(Drs. 11/1416) abgelehnt wurde. 


2.13 Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit (BMZ) 

Die Zahl der Eingaben zu diesem Geschäftsbereich 
erhöhte sich von zehn auf zwölf Eingaben im Ver- 
gleich zum Berichtsjahr 1986. Sie hatten im wesentli- 
chen die Problematik des Bevölkerungs Wachstums in 
den Entwicklungsländern und die damit verbunde- 
nen negativen Auswirkungen zum Inhalt. 


2.14 Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (BMBau) 

Die Anzahl der Eingaben zum Geschäftsbereich des 
BMBau war mit 104 gegenüber 133 im Vorjahr weiter 
rückläufig. 


2.14.1 Verbrauchsabhängige 
Heizkostenabrechnung 

Erneut hatte sich der Petitionsausschuß mit den Pro- 
blemen der verbrauchsabhängigen Heizkostenab- 
rechnung zu befassen. Zahlreiche Sozialmieter trugen 
glaubhaft vor, daß sie seit Einführung der verbrauchs- 
abhängigen Heizkostenabrechnung trotz äußerst 
niedrigerer Raumtemperaturen und sinkender Öl- 
preise mehr als das Doppelte der Kosten vergangener 
Jahre und oftmals Nachzahlungen von mehr als 
1 000 DM zu entrichten hatten. 

Bereits im Jahre 1985 hatte sich der Ausschuß nach- 
drücklich für die Verbesserung der Methoden zur 


Verbrauchsermittlung ausgesprochen und dabei auf 
die besonderen Probleme der Bewohner älterer Ge- 
bäude des sozialen Wohnungsbaus hingewiesen, (vgl. 
Tätigkeitsbericht 1985, Drucksache 10/5504, S. 38, 
Nr. 2.15.3). In ihren Antworten auf den Beschluß des 
Deutschen Bundestages teilte die Bundesregierung 
mit, daß zwischenzeitlich durchgeführte Untersu- 
chungen erhebliche Energieeinsparungen durch die 
verbrauchsabhängige Heizkostenabrechnung belegt 
hätten und dieses System von den meisten Betroffe- 
nen positiv bewertet würde. Zur Behebung der in Ein- 
zelfällen auftretenden Probleme seien inzwischen 
Richtlinien erarbeitet worden, die insbesondere Plau- 
sibilitätskontrollen, Maßstäbe bei notwendigen Schät- 
zungen und Regelungen für den Fall des Nutzerwech- 
sels vorsähen. 

Der Ausschuß ging deshalb davon aus, daß ein Teil 
der Probleme aufgrund der zwischenzeitlichen Ver- 
besserungen in verfahrensmäßiger und technischer 
Hinsicht in den künftigen Heizperioden nicht mehr 
oder nur noch in abgeschwächter Form auftreten wer- 
den. Auch haben die Länder bereits jetzt grundsätz- 
lich die Möglichkeit, aufgrund besonderer Umstände 
eine Befreiung von der verbrauchsabhängigen Heiz- 
kostenabrechnung zuzulassen. 

Gleichwohl befürchtete der Ausschuß, daß sich die 
dar gestellten Unzulänglichkeiten im Bereich des so- 
zialen Wohnungsbaus hierdurch noch nicht vollstän- 
dig beheben lassen. Sozialmieter, vor allem ältere Per- 
sonen, sind nicht oder nur kaum zu einem Wohnungs- 
wechsel in der Lage. Ein Rückgang der Nachfrage 
nach Sozialwohnungen tritt demgemäß kaum ein. Da- 
mit entfällt der Druck auf die Vermieter zu Mietsen- 
kungen oder zu wärmedämmenden Maßnahmen. 
Auch können die Mieter gegen Verzerrungen bei der 
Verbrauchsmessung nur selten erfolgreich gerichtlich 
vorgehen, weil die Unrichtigkeit von Messungen nur 
schwer zu beweisen ist. Zudem schrecken gerade so- 
zial schwache Bevölkerungskreise vor einer kosten- 
aufwendigen Prozeßführung zurück. 

Der Ausschuß begrüßte deshalb die derzeitigen Über- 
legungen der Bundesregierung, durch eine Änderung 
der Heizkostenverordnung eine Überprüfung der 
Verfahren zur Verbrauchserfassung und der Kosten- 
verteilung zu ermöglichen und Ausnahmeregelungen 
praktisch zu erleichtern. Zugleich appellierte er ein- 
dringlich an alle mit den Arbeiten zur Novellierung 
der Heizkostenverordnung befaßten Stellen, die hier- 
für notwendigen Prüfungen vorrangig voranzutrei- 
ben. Mit diesen Zielen wurden die Eingaben der Bun- 
desregierung — dem BMBau — zur Erwägung über- 
wiesen. 


2.14.2 Berechtigung nichtehelicher 

Lebensgemeinschaften zum Bezug von 
Sozialwohnungen 

Eingehend behandelte der Petitionsausschuß die 
Bitte, den Partnern einer nichtehelichen Lebensge- 
meinschaft durch Änderung des Wohnungsbindungs- 
gesetzes den Bezug einer für zwei Personen vorgese- 
henen Sozialwohnung dann zu ermöglichen, wenn 
jeder der beiden Lebensgefährten für sich Anspruch 
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auf den Bezug einer Sozialwohnung für eine alleinste- 
hende Person hat. Die Petenten hielten es für unver- 
ständlich, daß zwar jeder für sich eine 45 qm große 
Sozialwohnung mieten dürfe, ihnen jedoch zusam- 
men eine Sozialwohnung mit 54 qm Wohnfläche nicht 
zustehe. Sie machten geltend, einerseits würden sie 
im Bereich der Sozial- und Arbeitslosenhilfe zu ihrem 
Nachteil wie Ehepartner behandelt, andererseits 
werde ihre nichteheliche Lebensgemeinschaft in kei- 
nem Falle zu ihrem Vorteil berücksichtigt. 

Nach der geltenden Rechtslage haben nichteheliche 
Lebensgemeinschaften auch bei dauernder Führung 
eines gemeinsamen Haushalts grundsätzlich keinen 
Anspruch auf den Bezug einer Sozialwohnung mit 
einer zwei Personen zustehenden Wohnfläche. Im 
Ausschuß gingen die Auffassungen auseinander, ob 
dies aufgrund des Subventionsziels, vor allem den 
Wohnungsbau für Familien, junge Ehepaare sowie 
alleinstehende Elternteile mit Kindern zu fördern, 
grundsätzlich gerechtfertigt sei, oder ob darin eine 
ungerechtfertigte Benachteiligung nichtehelicher Le- 
bensgemeinschaften liege. Unabhängig davon hielt 
es der Ausschuß jedoch für verfehlt, den Partnern ei- 
ner nichtehelichen Lebensgemeinschaft den Bezug 
einer für zwei Personen konzipierten Sozialwohnung 
auch dann zu verwehren, wenn jeder der Partner für 
sich zum Bezug einer geringfügig kleineren Sozial- 
wohnung berechtigt ist. Gerade für Personen mit 
niedrigem Einkommen ist es häufig zweckmäßig, die 
Lebenshaltungskosten durch eine gemeinsame Haus- 
haltsführung zu senken, auch wenn sie nicht mitein- 
ander verheiratet oder verwandt sind; hierdurch wird 
letztlich eine geringere staatliche Förderung in An- 
spruch genommen, als beim Bezug von zwei getrenn- 
ten Wohneinheiten. 

Auf Empfehlung des Ausschusses wurde die Petition 
deshalb der Bundesregierung mit dem Ziel zur Erwä- 
gung überwiesen, Möglichkeiten zur Lösung der vor- 
getragenen Problematik zu prüfen. Zugleich wurde 
die Eingabe den Fraktionen des Deutschen Bundesta- 
ges zur Kenntnis gegeben. Bei seinen Empfehlungen 
ging der Ausschuß von der Erwartung aus, daß die 
rechtlichen Folgen, die an das Vorliegen einer nicht 
auf Ehe oder Verwandtschaft beruhenden Lebensge- 
meinschaft geknüpft werden sollen, im Hinblick auf 
die zunehmende Verbreitung dieser Lebensform wei- 
terhin Gegenstand von Überlegungen sein werden. 


2.14.3 Zulassung von Telefonanschlüssen auf 
Kleingartenparzellen 

Nachdrücklich befürwortete der Petitionsausschuß 
die Bitte einer Petentin, Telefonanschlüsse auf Klein- 
gartenparzellen zuzulassen. Ihre Eingabe war dem 
Deutschen Bundestag vom Berliner Abgeordneten- 
haus zur Prüfung einer eventuellen Gesetzesände- 
rung zugeleitet worden; der Senat hatte sich nicht in 
der Lage gesehen, dem Anliegen aufgrund der gel- 
tenden Rechtslage zu entsprechen, zumal auch der 
BMBau die Auffassung vertrat, Telefonanschlüsse 
seien mit der Zweckbestimmung von Gartenlauben 
zur (lediglich) kleingärtnerischen Nutzung nicht ver- 
einbar. 


Diese Auffassung konnte der Petitions ausschuß — in 
Übereinstimmung mit dem Bundesminister für das 
Post- und Femmelde wesen — nicht teilen. Ein Tele- 
fonanschluß steht nicht in Widerspruch zur kleingärt- 
nerischen Nutzung eines Grundstücks. Denn anders 
als das Vorhandensein von Strom, Wärme- und Ent- 
sorgungsanlagen erhöht er nicht die Eignung einer 
Laube als Übernachtungsstätte oder Ort dauernder 
Haushalts- und Lebensführung. Hinzu kommt, daß 
das Telefon heutzutage ein so weit verbreitetes und 
selbstverständliches Kommunikationsmittel ist, daß es 
zunehmend auch außerhalb der Wohnung, etwa als 
Autotelefon, gebräuchlich wird. 

Im Hinblick auf die Abgeschiedenheit vieler Kleingar- 
tenanlagen sind auch zahlreiche Situationen denkbar, 
in denen die Benutzer auf die Möglichkeit angewie- 
sen sind, unverzüglich telefonisch Hilfe herbeizuho- 
len. Dabei kann die sofortige Benachrichtigung eines 
Arztes, der Polizei oder der Feuerwehr nicht nur für 
alte und schwerbehinderte Menschen — denen ein 
Telefonanschluß in Kleingartenanlagen bereits jetzt 
ausnahmsweise gestattet wird — von größter Bedeu- 
tung sein. Das Vorhandensein eines Telefonanschlus- 
ses in einem Vereinshaus kann diese Funktionen we- 
gen der Weitläufigkeit vieler Kleingartenanlagen 
häufig nur unzureichend ersetzen. 

Mit dem Ziel, Telefonanschlüsse auf Kleingartenpar- 
zellen — sei es im Wege einer Rechtsänderung, sei es 
durch eine Abkehr von der bisherigen Auslegung 
des Bundeskleingartengesetzes — zu ermöglichen, 
wurde die Petition der Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung überwiesen. 


2.15 Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen (BMB) 

Mit 161 Eingaben — gegenüber 150 Eingaben im 
Vorjahr — war zu diesem Geschäftsbereich ein leich- 
ter Anstieg zu verzeichnen. Über die Hälfte betraf Fra- 
gen der Familienzusammenführung (Übersiedlung). 
Auch Probleme des Besuchsreiseverkehrs waren Ge- 
genstand von Eingaben. 


2.15.1 Übersiedlung 

Die Zahl der Ausreisen im geregelten Verfahren blieb 
erheblich hinter den Genehmigungen der Jahre 1984, 
1985 und 1986 zurück und lag mit rd. 11 500 Übersied- 
lern nur gering über den Durchschnittszahlen der da- 
vorliegenden Jahre. Wie in der Vergangenheit dauert 
das Übersiedlungsverfahren immer noch zu lange. 
Unverändert wird die Situation der Übersiedlungswil- 
ligen durch Maßnahmen der Behörden und Arbeitge- 
ber in der DDR häufig erschwert. 

Der Petitionsausschuß unterstützte auch im Berichts- 
zeitraum eine Reihe von besonderen Härtefällen mit 
Nachdruck, Auf seine Bitte überreichte der Präsident 
des Deutschen Bundestages dem Vorsitzenden des 
Staatsrats der DDR bei seinem Besuch in der Bundes- 
republik Deutschland Anfang September 1987 eine 
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Liste mit besonderen Härtefällen. Der Ausschuß hofft 
auf eine ähnlich positive Reaktion der DDR, wie 1986 
nach der Überreichung einer Härteliste durch den 
Bundestagspräsidenten an den Präsidenten der 
Volkskammer der DDR. 


2.15.2 Besuchsreiseverkehr 

Ein Petent wandte sich gegen die Erhöhung des Be- 
grüßungsgeldes für Besucher aus der DDR von maxi- 
mal zweimal 30 DM jährlich auf 100 DM pro Jahr. Er 
hielt dies für eine Verschwendung von Steuergeldem, 
die besser der eigenen Bevölkerung zugute kommen 
sollten. 

Der Ausschuß brachte zum Ausdruck, daß es Pflicht 
der Bundesrepublik Deutschland sei, den Besuchern 
aus der DDR aus humanitären Gründen ihren Besuch 
zu erleichtern, wenn der Begriff von der Einheit der 
Nation nicht eine inhaltslose Floskel sein solle. Zu 
berücksichtigen war auch die Tatsache, daß die DDR 
ihren Bewohnern bei einem Besuch in der Bundesre- 
publik Deutschland nur den Umtausch von 15 Mark 
im Verhältnis 1 : 1 gegen Deutsche Mark ermöglicht. 
Der Ausschuß sah daher die Erhöhung des Begrü- 
ßungsgeldes als notwendig und geboten an. Er konnte 
sich für das Anliegen des Petenten nicht verwen- 
den. 


2.15.3 Erstattung von 

Über$iedlungs-T ransportkosten 

Mehrere Übersiedler aus der DDR beanstandeten, daß 
ihnen — im Gegensatz zu Aussiedlern — die in DM 
entstandenen Umzugskosten nicht erstattet würden. 
Eine entsprechende Eingabe war vom Landtag von 
Baden-Württemberg dem Deutschen Bundestag zu- 
geleitet worden mit der Bitte, eine bundeseinheitliche 
Regelung der Kostenerstattung herbeizuführen. Bei 
der Erstattung dieser Kosten handelt es sich nämlich 
um eine freiwillig erbrachte Eingliederungshilfe, bei 
der in den Ländern teilweise unterschiedlich verfah- 
ren wird. Teilweise erfolgt eine Kostenübernahme aus 
Mitteln der Sozialhilfe, teilweise kann hierfür ein zins- 
verbilligtes Einrichtungsdarlehen in Anspruch ge- 
nommen werden. 

Der Petitionsausschuß hielt die unterschiedliche Be- 
handlung von Übersiedlern und Aussiedlem für nicht 
gerechtfertigt. Bereits der Bundesrat hatte sich bei der 
Beratung des Haushaltsgesetzes 1986 für die Über- 
nahme der Kosten der Übersiedlung durch den Bund 
ausgesprochen. Der Deutsche Bundestag seinerseits 
hatte am 16. Oktober 1986 eine Entschließung der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP angenom- 
men, mit der die Bundesregierung ebenfalls gebeten 
worden war, die Kosten des Transports von Umzugs- 
gut von Übersiedlern zu übernehmen. Auf Empfeh- 
lung des Petitionsausschusses überwies der Deutsche 
Bundestag deshalb die Eingabe der Bundesregierung 
zur Berücksichtigung. 


2.16 Bundesminister für Forschung und 
Technologie (BMFT) 

Zu diesem Geschäftsbereich erhielt der Ausschuß im 
Berichtszeitraum 9 Eingaben (im Vorjahr waren es 
15). 


2.16.1 Gentechnologie 

In einer Sammelpetition mit 847 Unterschriften for- 
derten Petentinnen die Verhinderung bzw. Begren- 
zung der mit der Gentechnik verbundenen biologi- 
schen und gesellschaftlichen Gefahren. Sie verlang- 
ten deshalb eine obligatorische, disziplinübergrei- 
fende, staatlich finanzierte Risikoforschung sowie die 
Bildung einer unabhängigen Instanz, die die Ergeb- 
nisse der Forschung nach christlichen Gesichtspunk- 
ten überprüfen solle. Sie zeigten sich um die Zukunft 
der kommenden Generationen besorgt und wiesen 
darauf hin, daß Eingriffe in biologische Zusammen- 
hänge das natürliche Gleichgewicht stören und ver- 
heerende, nicht mehr rückgängig zu machende Fol- 
gen verursachen könnten. Demgegenüber dürften 
wirtschaftüche und militärische Interessen kein Ent- 
scheidungsmaßstab sein. 

Unter Hinweis auf den Tätigkeitsbericht der vom 
Deutschen Bundestag eingesetzten Enquete-Kom- 
mission „Chancen und Risiken der Gentechnologie” 
(Drucksache 10/6775) bezeichnete der Ausschuß die 
bevorstehenden Gesetzesarbeiten auf diesem Gebiet 
zu den dringlichsten und bedeutungsvollsten Aufga- 
ben der nächsten Jahre. Er maß dabei dem von den 
Petentinnen besonders hervorgehobenen Gesichts- 
punkt einer wirksamen Kontrolle der Forschung be- 
sondere Bedeutung bei. Um die Mitglieder des Deut- 
schen Bundestages und die Bundesregierung über die 
in der Bevölkerung vorhandenen Befürchtungen und 
die Überlegungen der Petentinnen zu einem verant- 
wortungsvollen Umgang mit der Gentechnik zu infor- 
mieren, wurde die Petition der Bundesregierung zur 
Kenntnis überwiesen und den Fraktionen des Deut- 
schen Bundestages zur Kenntnis gegeben. 


2.17 Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft (BMBW) 

Im Geschäftsbereich des BMBW gingen 1 15 Eingaben 
ein, im Vorjahr waren es 126. 

Die Eingaben richteten sich hauptsächlich gegen die 
Ablehnung von Förderungsleistungen sowie die 
Rückzahlung von Darlehen nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz. Einen weiteren Schwerpunkt 
bildete die Förderung ausländischer Studenten. 


2.17.1 Einkommensberechnung im Rahmen des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(BAföG) 

Eine Petentin wandte sich gegen die unterschiedliche 
Bewertung nichtehelicher Lebensgemeinschaften in 
§ 122 Bundessozialhilfegesetz (BSHG) und § 25 
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BAföG. Sie beanstandete, daß einerseits bei Berech- 
nung ihres Einkommens nach dem BAföG ihre Unter- 
haltsleistungen an ihren Lebensgefährten im Rahmen 
der Freibetragsregelung nach § 25 Abs. 3 Nr, 2 b BA- 
föG nicht berücksichtigt wurden, andererseits ihm 
wegen dieser Unterhaltsleistung Sozialhilfe versagt 
wurde. 

Nach § 122 BSHG dürfen Personen, die in eheähnli- 
cher Gemeinschaft leben, hinsichtlich der Vorausset- 
zungen sowie des Umfanges der Sozialhilfe nicht bes- 
ser gestellt werden als Ehegatten, weil insoweit die 
nichteheliche Gemeinschaft und die Ehe vergleich- 
bare Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaften sind. 
Ohne diese Vorschrift wären die Partner einer ehe- 
ähnlichen Gemeinschaft als Einzelpersonen anzuse- 
hen und insoweit besser gestellt als Ehegatten, ob- 
wohl auch sie tatsächlich wirtschaftlich füreinander 
einstehen und sorgen. 

Der Freibetrag gemäß § 25 Abs. 3 Nr. 2 b BAföG wird 
hingegen nur dann gewährt, wenn der Einkommens- 
bezieher einem Dritten gegenüber nach bürgerlichem 
Recht zum Unterhalt verpflichtet ist. Im vorliegenden 
Fall hatte die Petentin jedoch keine Unterhaltsver- 
pflichtung gegenüber ihrem Lebensgefährten, weil 
nur Ehegatten verpflichtet sind, einander Unterhalt zu 
gewähren. Diese Unterhaltspflicht beruht auf der Be- 
wertung von Ehe und Familie, die im besonderen 
Schutz durch das Grundgesetz zum Ausdruck kommt. 
Dagegen wollen bei einer nichtehelichen Lebensge- 
meinschaft die Partner (noch) nicht die rechtlichen 
Verbindlichkeiten eingehen, die sich aus der Ehe er- 
geben. Deshalb knüpft das BAföG an die bürgerlich 
rechtliche Unterhaltspflicht an. 

Demgegenüber tritt die Sozialhilfe auch dann sofort 
ein, wenn jemandem der ohne Rechtsgrund tatsäch- 
lich gewährte Unterhalt entzogen wird und damit Be- 
dürftigkeit eintritt. 

Aufgrund dieser Erwägungen konnte der Petitonsaus- 
schuß eine den Vorstellungen der Petentin entspre- 
chende Gesetzesänderung nicht befürworten. 


2.18 Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (BMU) 

Zu diesem Geschäftsbereich erhöhte sich die Zahl der 
Petitionen von 94 auf 143. Um den umweltpolitischen 
Forderungen mehr Nachdruck zu verleihen, wurden 
sie vielfach gemeinschaftlich in Form von Sammelpe- 
titionen oder aufgrund einer organisierten Aktion als 
Massenpetition eingereicht. 


2.18.1 Atomrecht 

Im Rahmen einer Sammelpetition wandten sich 
241 Petenten, fast ausnahmslos österreichische Bür- 
ger, gegen die geplante Errichtung der Wiederaufar- 
beitungsanlage Wackersdorf. 

Schon vor dem Eingang dieser Petition waren Fragen 
der Entsorgung von Kernkraftwerken und die ge- 
plante Errichtung der Wiederaufarbeitungsanlage 
Wackersdorf im Deutschen Bundestag und seinen 


Ausschüssen mehrmals ausführlich und kontrovers 
erörtert worden. Dabei hatte der Deutsche Bundestag 
in seiner Mehrheit wiederholt durch Beschlüsse seine 
grundsätzliche Befürwortung der Wiederaufarbei- 
tung bestätigt. 

Angesichts dieser Sachlage sah der Ausschuß davon 
ab, Empfehlungen zu grundlegenden Beschlüssen 
über den Weg und die Ausgestaltung der Entsorgung 
von Kernkraftwerken auszusprechen. Er hielt es nicht 
für sinnvoll, die umfangreichen Erörterungen des 
Deutschen Bundestages, in denen auch die von den 
Petenten zu energiepolitischen Fragen vorgetragenen 
Argumente eingehend behandelt worden waren, er- 
neut in grundlegender Weise wieder aufzunehmen. 

Der Ausschuß hielt es jedoch für angebracht, die Poli- 
tiker in Parlament und Regierung, denen die künfti- 
gen Entscheidungen über die Entsorgung von Kern- 
kraftwerken bzw. über die Errichtung der Wiederauf- 
arbeitungsanlage Wackersdorf obhegen, über die Pe- 
tition in Kenntnis zu setzen. Dabei ging der Ausschuß 
aufgrund der Entwicklung der letzten Jahre davon 
aus, daß neuere Erkenntnisse, Erfahrungen und Er- 
eignisse im Bereich der Kernenergie immer wieder 
Anlaß geben, die künftige Verantwortbarkeit auch 
bereits getroffener Entscheidungen in Frage zu stel- 
len; bei einer noch vergleichsweise jungen Technik 
wie der Wiederaufarbeitung, deren Auswirkungen 
über Generationen hinausreichen, hielt der Ausschuß 
dies in besonderem Maße für geboten. Er hob hervor, 
daß bei den diesbezüglichen Entscheidungen auch 
die Haltung der Bevölkerung in den Nachbarstaaten 
von Bedeutung sei, da die Auswirkungen moderner 
Technologien über Ländergrenzen hinausreichen. 

Hiervon ausgehend wurde die Petition auf Empfeh- 
lung des Ausschusses den Fraktionen des Deutschen 
Bundestages zur Kenntnis gegeben und dem BMU zur 
Kenntnis überwiesen. 


2.18.2 Schädigung der Ozonschicht 

Mit dem Ziel einer drastischen Einschränkung der 
Verwendung von Fluorchlorkohlenwasserstoffen 
(FCKW) in allen Einsatzbereichen und insbesondere 
für Spraydosen wurden mehrere Petitionen der Bun- 
desregierung zur Berücksichtigung überwiesen. Weil 
ein wirksamer Schutz der Ozonschicht letztlich des 
koordinierten Vorgehens aller FCKW-produzieren- 
den Länder bedarf und der Haltung der Europäischen 
Gemeinschaften hierbei besondere Bedeutung zu- 
kommt, wurden die Petitionen für die Prüfung bezüg- 
lich EG -rechtlicher Maßnahmen auch an das Europäi- 
sche Parlament überwiesen. 

Bereits in früheren Jahren hatte sich der Ausschuß 
mehrmals für ein Verbot von FCKW in Spraydosen 
ausgesprochen. Die Bundesregierung hatte hierzu in 
ihren Antworten stets den Standpunkt vertreten, daß 
das globale Problem der FCKW letztlich nur interna- 
tional gelöst werden könne. 

Die erneute Prüfung durch den Petitionsausschuß er- 
gab, daß nach neuesten Forschungsergebnissen 
FCKW zu der irreparablen Schädigung der Ozon- 
schicht, die schneller als bisher angenommen zu- 
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nimmt, und dem sog. Treibhauseffekt maßgeblich bei- 
trägt. Angesichts der hierdurch zu befürchtenden 
schwerwiegenden Schädigungen der Lebensvor- 
gänge auf der Erde hielt es der Ausschuß für äußerst 
besorgniserregend, daß sowohl weltweit als auch im 
EG-Bereich in den letzten Jahren mehr FCKW produ- 
ziert wurde als jemals zuvor. Der durch eine EG -Richt- 
linie vom Jahr 1980 erzielten deutlichen — wenn- 
gleich seit 1982 stagnierenden — Verminderung des 
FCKW- Verbrauchs in Spraydosen steht eine erhebli- 
che Zunahme des FCKW-Einsatzes in den übrigen 
Verwendungsbereichen, z. B. bei der Kunststoffher- 
stellung, gegenüber. 

Angesichts der Dringlichkeit des Problems befürwor- 
tete der Ausschuß ein umgehendes Verbot des 
FCKW-Einsatzes in Spraydosen auf nationaler Ebene. 
Er hob hervor, daß eine derartige Vorreiterrolle der 
Bundesrepublik Deutschland einen wesentlichen Bei- 
trag zur Verminderung der FCKW-Emissionen leisten 
und den internationalen Verhandlungsbemühungen 
der Bundesregierung, die der Ausschuß gleichzeitig 
forderte, besonderen Nachdruck verleihen würde. Er- 
satzstoffe bzw. -Systeme, auf deren Anwendung sich 
die Industrie seit Jahren einstellen konnte, sind vor- 
handen. 

Der Ausschuß sprach sich dafür aus, die Verwendung 
von FCKW in den anderen Einsatzbereichen kurzfri- 
stig drastisch einzuschränken und in absehbarer Zeit 
weitgehend zu verbieten; zumindest sollten — soweit 
für diese Einsatzbereiche Ersatzstoffe fehlen — eine 
sachgerechte Abfallentsorgung sowie Einrichtungen 
zur Emissionsvermeidung bindend vorgeschrieben 
werden. 

Für den durch Produktionsumstellungen verursach- 
ten Investitionsbedarf sollten steuerliche Anreize ge- 
schaffen werden. 

Die Bundesregierung berichtete inzwischen, daß ins- 
besondere im Rahmen der UNEP-Verhandlungen 
über ein FCKW-Protokoll zum Wiener Übereinkom- 
men zum Schutze der Ozonschicht Einvernehmen 
über ein weltweites „Einfrieren" von FCKW- Ver- 
brauch und -Produktion ab 1990 auf dem Stand von 
1986, eine anschließende Verminderung um 20 v. H. 
bis 1994 und um weitere 30 v. H. bis 1999 erreicht 
werden konnte. Die Bundesrepublik Deutschland 
wird diesen Zeitplan erheblich unterschreiten. 

Aufgrund von Zusagen der Industrie ist bis Ende 1989 
eine 90%ige Einschränkung des FCKW-Einsatzes in 
Spraydosen gegenüber 1976 — damals wurde auf in- 
ternationaler Ebene eine leider nicht eingehaltene 
Produktionsminderung vereinbart — zu erwarten. 

In den übrigen Einsatzbereichen sieht die Bundesre- 
gierung vor allem in der Entwicklung fortschrittlicher 
Rückgewinnungs- und Entsorgungstechniken erfolg- 
versprechende Ansätze. 

Im Hinblick auf die inzwischen angelaufene Beratung 
der FCKW-Problematik in den Fachausschüssen des 
Deutschen Bundestages und die Einsetzung einer En- 
quete-Kommission sah der Ausschuß von einer ab- 
schließenden Bewertung der eingeführten Maßnah- 
men im Vergleich zu den weitergehenden Beschlüs- 


sen des Bundestages ab und verzichtete auf die Vor- 
lage weiterer Berichte der Bundesregierung. 

Im Rahmen einer gemeinsamen Sitzung mit dem Peti- 
tionsausschuß des Europäischen Parlaments am 
3. Dezember 1987 in Bonn hatte der Ausschuß Gele- 
genheit, seinen Standpunkt zur FCKW-Problematik 
erneut zu bekräftigen. 


2.18.3 Schadstoffemissionen von Kraftfahrzeugen 

Nahezu 6 500 Petenten forderten teils individuell, teils 
in Sammeleingaben die Verminderung der Schad- 
stoffemissionen von Kraftfahrzeugen. Vorgeschlagen 
wurde die Einführung von Geschwindigkeitsbegren- 
zungen und die Änderung des Konzepts zur Einfüh- 
rung abgasarmer Kraftfahrzeuge — insbesondere 
durch ein Verbot bleihaltigen Normalbenzins — , eine 
obligatorische Einführung der Katalysatortechnik für 
Neufahrzeuge und eine Beschränkung der steuerli- 
chen Förderung auf Fahrzeuge mit geregeltem Kata- 
lysator bzw. auf Dieselfahrzeuge mit Rußfiltern. 

Der Petitionsausschuß schloß sich der Auffassung an, 
daß der besorgniserregende Zustand des Waldes so- 
wie die Gefährdung der menschlichen Gesundheit 
durch die Schadstoffbelastung der Atemluft es drin- 
gend erfordern, die von Kraftfahrzeugen ausgehen- 
den Emissionen kurzfristig deutlich zu verringern. 
Nationalen staatlichen Maßnahmen zur weitergehen- 
den Vermeidung von Schadstoffemissionen aus Kraft- 
fahrzeugen trotz bestehender technischer Möglich- 
keiten sind jedoch aufgrund EG -rechtlicher Regelun- 
gen Grenzen gesetzt. Der Ausschuß hielt es daher für 
dringlich, im Rahmen der laufenden Verhandlungen 
auf EG -Ebene möglichst eng am Stand der Technik 
orientierte Grenzwertfestsetzungen sowie nationale 
Freiräume für weitergehende Maßnahmen zu errei- 
chen. 

Die Bundesregierung wurde deshalb insbesondere 
aufgefordert, sich in den laufenden EG-Beratungen 
für niedrige Abgasgrenzwerte von Kraftfahrzeugen 
einzusetzen. Auch die „Mitnahme" steuerücher För- 
derungen durch Einstufung in die Kategorie „schad- 
stoffarm" ohne Ausschöpfung der nach dem Stand der 
Technik möglichen Schadstoffminderungsmaßnah- 
men sollte künftig weitgehend ausgeschlossen sein. 
Zugleich appellierte der Ausschuß an die Bundesre- 
gierung, auf eine kurzfristige Einführung und Umset- 
zung eines nationalen Verbots bleihaltigen Normal- 
benzins hinzuwirken. Insoweit wurden die Petitionen 
der Bundesregierung zur Berücksichtigung überwie- 
sen. Seit 1. Februar 1988 ist bleihaltiges Benzin verbo- 
ten. 

Damit war jedoch nur ein Teil der Forderungen der 
Petenten behandelt. Zu ihren übrigen Forderungen 
traf der Ausschuß folgende Feststellungen: 

Hinsichtlich der Verminderung der Emissionen von 
Diesel-PKW hat der EG -Umweltministerrat einen ge- 
meinsamen Standpunkt zur Festlegung künftiger Par- 
tikelgrenzwerte für PKW festgelegt, der in einem Stu- 
fenplan ab 1. Oktober 1989 eine erste Verringerung 
vorsieht. Über eine zweite Stufe hat der Rat bis Ende 
1989 zu beschließen. Hinsichtlich der Reduzierung 
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der Grenzwerte für PKW mit Ottomotoren mit einem 
Hubraum von weniger als 1,4 Litern, liegt aus Sicht 
der Bundesregierung ein unzureichender Vorschlag 
der EG-Kommission zur Beratung vor, der der Verbes- 
serung bedarf. Der Ausschuß wird sich weiterhin von 
der Bundesregierung über den Stand der Entwicklung 
berichten lassen. 

Zu den Vorschlägen bezügüch der Einführung von 
Geschwindigkeitsbegrenzungen und dem Konzept 
zur Einführung von abgasarmen Fahrzeugen stellte 
der Ausschuß fest, daß der Deutsche Bundestag erst 
wenige Monate zuvor über inhaltlich gleichgerichtete 
Gesetzesanträge der Oppositionsfraktionen entschie- 
den hatte. Am 13. November 1986 hatte der Bundes- 
tag mehrere Beschlußempfehlungen der Fachaus- 
schüsse angenommen, die sich gegen die Einführung 
von Geschwindigkeitsbegrenzungen aussprachen. 
Ferner hatte er erneut seine Zustimmung zum Kon- 
zept der Bundesregierung zur Einführung abgasar- 
mer Kraftfahrzeuge bestätigt, das sich an den EG- 
rechtlichen Grenzwerten orientiert; zugleich hatte er 
damit die kurzfristige obligatorische Einführung der 
Katalysatortechnik für Neuwagen sowie die Be- 
schränkung der Steuervergünstigungen auf Fahr- 
zeuge mit geregeltem Dreiwegkatalysator bzw. Ruß- 
filter (bei Dieselfahrzeugen) abgelehnt. 

Bei den vorangegangenen Beratungen in den Fach- 
ausschüssen waren auch die von den Petenten vorge- 
tragenen Argumente eingehend auf der Grundlage 
umfangreicher Sachverständigenanhörungen behan- 
delt worden. Insoweit wurden die Forderungen der 
Petenten deshalb auf Empfehlung des Ausschusses 
durch die Beschlüsse des Deutschen Bundestages 
vom 13. November 1986 als erledigt angesehen. 


2.18.4 Hilfen für Formaldehyd- und 
Holzschutzmittelgeschädigte 

Mehrere Eigenheimbesitzer sowie Selbsthilfegrup- 
pen Formaldehyd- und Holzschutzmittelgeschädigter 
schilderten dem Ausschuß ihre gesundheitlichen Be- 
einträchtigungen und finanziellen Schwierigkeiten, 
die sie durch die Verwendung von Formaldehyd bzw. 
Holzschutzmitteln in ihren Häusern und Wohnungen 
erlitten hatten. 

Die Betroffenen können sich vielfach den Schadstoff- 
einwirkungen kaum entziehen, obgleich diese als ge- 
sundheitsschädigend und psychisch äußerst bela- 
stend empfunden werden. Gesundheitsschädliche 
Wohnhäuser sind kaum zu veräußern, der Bezug einer 
anderen Wohnstätte scheidet meist aufgrund der fort- 
bestehenden Kreditverpflichtungen aus und auch 
Maßnahmen zur Verminderung der Innenraumbela- 
stung erfordern erhebliche Investitionen. 

Die Durchsetzung von eventuellen Schadensersatz- 
ansprüchen ist nach derzeit geltendem Haftungsrecht 
äußerst schwierig, weil der Nachweis der Ursächlich- 
keit der chemischen Stoffe für Gesundheitsschäden 
wegen fehlender oder noch nicht gesicherter wissen- 
schaftlicher Kenntnisse von den Betroffenen nicht er- 
bracht werden kann. 


Die Bundesregierung prüft zur Zeit, inwieweit ge- 
schädigten Personen durch die Einführung einer Ge- 
fährdungshaftung, durch Beweiserleichterungen oder 
durch die Errichtung obligatorischer oder freiwüliger 
Fonds der Produzenten geholfen werden kann. Der 
Petitionsausschuß sprach sich nachdrücklich dafür 
aus, die angestrebten Verbesserungen und Hüfen 
nicht auf zukünftige Schadensfälle zu beschränken, 
sondern auch den bereits Betroffenen zuteil werden 
zu lassen. Mit diesem Ziel wurden die Eingaben der 
Bundesregierung — dem BMU und dem BMJ — zur 
Erwägung überwiesen. Die Bundesregierung wird 
dem Petitions aus schuß über die Ergebnisse der dies- 
bezüglichen Prüfung noch berichten. 

Nicht in Aussicht gestellt werden konnten den Betrof- 
fenen allerdings staatliche finanzielle Hilfspro- 
gramme, für die derzeit keine Haushaltsansätze be- 
stehen. Der Petitionsausschuß konnte solche Hilfspro- 
gramme auch nicht befürworten, weil hierdurch der 
Grundsatz der Haftung des Produktherstellers durch- 
brochen würde. Wenn der Hersteller davon ausgehen 
könnte, daß die finanziellen Folgen von Sorgfalts- 
pflichtverletzungen nicht mehr ihn, sondern die staat- 
liche Gemeinschaft treffen würden, könnte sich dies 
längerfristig nachteilig auf die Motivation der Produ- 
zenten zur Schadensvermeidung auswirken. Insoweit 
mußte der Ausschuß deshalb empfehlen, die Einga- 
ben als erledigt anzusehen. 


2.18.5 Lärmbekämpfung im Wohnumfeld 

Als ein vordringliches umweltpolitisches Ziel bezeich- 
nete der Petitionsausschuß die Minderung der Lärm- 
belastung, der ein Großteil der Bevölkerung durch 
Zusammenwirken zahlreicher Geräuschquellen na- 
hezu ständig ausgesetzt ist. Auf Empfehlung des Aus- 
schusses wurde der Bundesregierung eine Eingabe 
zur Berücksichtigung überwiesen, in der um Vermin- 
derung der von Fahrzeugen und Bearbeitungsgeräten 
— wie Baumaschinen, Rasenmähern und Motorsä- 
gen — ausgehenden Geräuschemissionen gebeten 
wurde. Die Eingabe wurde auch dem Europäischen 
Parlament überwiesen, weil durch ein koordiniertes 
Vorgehen im EG-Bereich die nachhaltigsten Erfolge 
erzielt werden können und sich zugleich Wettbe- 
werb sver Zerrungen vermeiden lassen. 

Der BMU wies in seiner Stellungnahme darauf hin, 
daß lärmmindernde Konstruktionen an weltweit ge- 
handelten Produkten grundsätzlich nicht von der 
Bundesrepublik Deutschland allein, sondern nur zu- 
sammen mit den anderen Mitgliedstaaten der EG vor- 
geschrieben werden könnten. Der Petitions aus schuß 
forderte daher die Bundesregierung auf, ihre bisheri- 
gen Bemühungen um Festsetzung bzw. Absenkung 
der für Fahrzeuge und Maschinen geltenden Ge- 
räuschgrenzwerte auf europäischer Ebene fortzuset- 
zen. Soweit eine Einigung auf EG-Ebene wegen der 
unterschiedlichen Interessenlage der Mitgliedsländer 
nicht erreichbar sei, hielt es der Ausschuß für notwen- 
dig, unter Hinweis auf die besondere Bedeutung des 
Lärmschutzes in einem so dicht besiedelten Land wie 
der Bundesrepublik Deutschland das Einverständnis 
der EG -Partner zu weitergehenden nationalen Rege- 
lungen anzustreben. 
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Außerdem forderte der Ausschuß, die Fortentwick- 
lung schalldämpfender Konstruktionen nachhaltig zu 
fördern. Soweit Geräte ohne optimale Lärmdämpfung 
nicht verboten werden könnten, sollten diese zumin- 
dest zeitlichen oder sonstigen Gebrauchseinschrän- 
kungen unterworfen werden. 

Die Bundesregierung wird im Laufe des Jahres 1988 
über ihre Maßnahmen berichten. 


Bonn, den 18. Mai 1988 


Dr. Pfennig 

Vorsitzender 
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Statistik über die beim Deutschen Bundestag 1987 eingegangenen Petitionen 


A. Posteingänge 

mit Vergleichszahlen seit 1971 


B. Postausgänge 

mit Vergleichszahlen seit 1971 


Zeit- 

raum 

Arbeits- 

tage 

Eingaben 

(Neu- 

eingänge) 

täglicher 
Durch- 
schnitt 
(Spalte 3) 

Nach- 

träge 

Stellung- 

nahmen, 

Berichte 

der 

Bundes- 

regierung 

andere 
Schreiben 
(von Abge- 
ordneten, 
Behörden 
usw.) 

Zeitraum 

Schreiben 
an Petenten, 
Abgeordnete, 
Ministerien 
u. a. 

Akten zur 
Bericht- 
erstattung 
an Ab- 
geordnete 

gesamter 

Post- 
ausgang 
(Summe der 
Spalten 2 
und 3) 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

1 

2 

3 

4 

1971 

250 

8 176 

32,7 

5 163 

2 446 

978 

1971 

22 830 

3 805 

26 635 

1972 

245 

7 977 

32,6 

6 639 

2 138 

1 109 

1972 

20 565 

2 957 

23 522 

1973 

244 

8 042 

32,9 

3 867 

2 380 

1 121 

1973 

22 429 

2 380 

24 809 

1974 

243 

9 283 

38,2 

3 816 

3 043 

1 357 

1974 

27 120 

2 771 

29 891 

1975 

247 

11 409 

46,2 

2 965 

3 894 

2 519 

1975 

35 861 

3 646 

39 507 

1976 

251 

20 728 

82,6 

3 691 

6 682 

2 870 

1976 

52 572 

3 947 

56 519 

1977 

250 

12 306 

49,2 

4 294 

7 207 

2 645 

1977 

44 004 

3 910 

47 914 

1978 

247 

13 795 

55,9 

4 017 

7 388 

2 437 

1978 

49 929 

3 382 

53 311 

1979 

248 

12 881 

51,9 

3 712 

6 519 

2 695 

1979 

47 179 

3 552 

50 731 

1980 

248 

10 735 

43,3 

4 373 

5 941 

3 401 

1980 

41 999 

3 937 

45 736 

1981 

249 

11 386 

45,7 

4 277 

7 084 

2 401 

1981 

39195 

2 804 

41 999 

1982 

249 

13 593 

54,6 

3 652 

8 869 

3 327 

1982 

43 053 

3 452 

46 505 

1983 

246 

12 568 

51,1 

7 789 

8 485 

2 953 

1983 

43 242 

3 295 

46 537 

1984 

248 

13 878 

56,0 

8 986 

9 270 

3 570 

1984 

49 298 

1 923 

51 221 

1985 

246 

12 283 

49,9 

9 171 


3 240 

1985 

48 520 

3 185 

51 705 

1986 

247 

12 038 

48,7 

9 478 

9 414 

3 143 

1986 

47 896 

2 795 

50 691 

1987 

248 

10 992 

44,3 

8 716 

8 206 

2 649 

1987 

41 988 

2 374 

44 362 
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C. Aufgliederung der Petitionen 


a) nach Zuständigkeiten 



Gesamt- 

zahl 

1987 

in v. H. 

Gesamt- 

zahl 

1986 

Verän- 

derungen 

01 Bundespräsidialamt 

5 

0,06 

9 

- 4 

02 Deutscher Bundestag 

30 

0,39 

23 

+ 7 

03 Bundesrat 

- 

- 

- 

- 

04 Bundeskanzleramt 

18 

0,24 

22 

- 4 

05 Auswärtiges Amt 

370 

4,81 

388 

- 18 

06 Bundesminister des Innern 

902 

11,71 

864 

+ 38 

07 Bundesminister der Justiz 

466 

6,05 

500 

- 34 

08 Bundesminister der Finanzen 

1 011 

13,12 

1 221 

-210 

09 Bundesminister für Wirtschaft 

80 

1,04 

86 

- 6 

10 Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten .... 

90 

1,17 

151 

- 61 

1 1 Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

2 302 

29,88 

2 768 

-466 

12 Bundesminister für Verkehr 

393 

5,10 

392 

+ 1 

13 Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 

336 

4,36 

340 

- 4 

14 Bundesminister der Verteidigung 

737 

9,57 

843 

-106 

15 Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit . . 

419 

5,44 

443 

- 24 

18 Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 





heit*) 

143 

1,85 

94 

+ 49 

23 Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

12 

0,15 

10 

+ 2 

25 Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau . . 

104 

1,35 

133 

- 29 

27 Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen 

161 

2,10 

150 

+ 11 

30 Bundesminister für Forschung und Technologie 

9 

0,11 

15 

- 6 

31 Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

115 

1,50 

126 

- 11 

gesamt . . . 

7 703 

100,00 

8 578 

-875 

99 Vorgänge, die nicht in die Zuständigkeit des Bundes fallen, 
sonstige inhaltlich nicht geprüfte Eingaben und Vorgänge, 
die durch Rat, Auskunft etc. erledigt werden können 

3 289 




insgesamt . . . 

10 992 


*) seit August 1986 erfaßt 


b) nach Personen 


1 . natürliche Personen 


a) männlich 

6 991 

= 

63,60 v. H. 

b) weiblich 

2983 

= 

27,14 v. H. 

2. juristische Personen 

(Organisationen, Verbände) 

323 


2,94 v. H. 

3. Sammelpetitionen **) 

532 

s= 

4,84 v. H. 

4. ohne Personenangaben 

163 

= 

1,48 v. H. 

insgesamt . . . 

10992 

= 

100,00 v. H. 


**) mit insgesamt 515 721 Unterschriften 

Sammelpetitionen sind Unterschriftensammlungen zum selben Anliegen 
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c) nach Herkunftsländern 



Gesamt- 

zahl 

1987 

in v. H. 

auf 

1 Million 
der Bevöl- 
kerung 
des 

Landes 

Gesamt- 

zahl 

1986 

in v. H. 

auf 

1 Million 
der Bevöl- 
kerung 
des 

Landes 

Ver- 

änderungen 

1986/87 

Baden-Württemberg 

1 297 

11,80 

139 

1 303 

10,82 

141 

6 

Bayern 

1 230 

11,18 

112 

1 206 

10,02 

110 

+ 24 

Berlin 

642 

5,85 

342 

783 

6,50 

423 

- 141 

Bremen 

109 

1,00 

167 

91 

0,76 

137 

+ 18 

Hamburg 

271 

2,46 

173 

280 

2,33 

176 

9 

Hessen 

830 

7,74 

153 

963 

8,00 

174 

- 113 

Niedersachsen 

1 319 

12,00 

183 

1 333 

11,07 

185 

- 14 

Nordrhein-Westfalen 

3 706 

33,72 

222 

4 447 

36,95 

266 

- 741 

Rheinland-Pfalz 

579 

5,27 

160 

629 

5,23 

174 

- 50 

Saarland 

135 

1,22 

130 

148 

1,23 

141 

- 13 

Schleswig-Holstein 

548 

4,98 

210 

541 

4,49 

207 

+ 7 

DDR 

9 

0,08 


9 

0,07 


0 

Ausland 

297 

2,70 


305 

2,53 


8 

insgesamt . . . 

10 992 

100,00 


12 038 

100,00 


-1 046 


d) nach Sachgebieten 


1 Staats- und Verfassungsrecht 

2 Allgemeine Innere Verwaltung, insbesondere öffentliches Dienstrecht 

3 Besondere Verwaltungszweige der Inneren Verwaltung, Ausländerrecht, Umwelt- 
schutz 

4 Kulturelle Angelegenheiten 

5 Raumordnung, Wohnungsbau, Siedlungs- und Heimstättenwesen, Grundstücks- 
verkehrsrecht 

6 Vertriebene, Flüchtlinge, politische Häftlinge, Vermißte 

7 Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 

8 Rechtspflege 

9 Zivil- und Strafrecht 

1 0 Verteidigung 

11 Finanzwesen 

12 Lastenausgleich 

13 Kriegsfolgeschäden 

14 Wirtschaftsrecht 

15 Geld-, Kredit-, Währungswesen, Privates Versicherungs- und Bausparwesen . . 

16 Ernährungs-, Land- und Forstwirtschaft 

17 Arbeitsrecht, Arbeitsvermittlung, Arbeitslosenversicherung 

18 Sozialversicherung, Kinderbeihilfen 

1 9 Kriegsopferversorgung, Heimkehrerrecht, Kriegsgefangenenentschädigung .... 

20 Verkehrswesen, Post- und Fernmeldewesen 

21 Auswärtige Angelegenheiten 

22 Verworrener Inhalt, nicht erkennbares Anliegen 


insgesamt . . . 


Anzahl 

v. H. 

888 

8,08 

872 

7,93 

1 440 

13,10 

135 

1,23 

300 

2,73 

227 

2,07 

100 

0,91 

643 

5,85 

557 

5,07 

601 

5,47 

614 

5,59 

109 

0,99 

69 

0,63 

220 

2,00 

292 

2,66 

153 

1,39 

767 

6,98 

1 890 

17,19 

199 

1,80 

586 

5,33 

167 

1,52 

163 

1,48 


10 992 100,00 
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D. Art der Erledigung der Petitionen 


Gesamtzahl der behandelten Petitionen 

(einschließlich Überhänge aus der 10. WP) .... 11114 


I. Aus formalen Gründen nicht inhaltlich ge- 
prüft: 

1. Schwebende oder abgeschlossene Ge- 
richtsverfahren 889 

2. Keine neuen Tatsachen oder Beweismittel 

gegenüber früheren erledigten Eingaben 80 

3. Meinungsäußerungen, ohne Anschrift, 

anonym, verworren, beleidigend usw. ... 1 146 

4. Überweisung an die Volksvertretung des 

zuständigen Bundeslandes 2 272 

Insgesamt . . . 4 387 


II. Inhaltlich geprüft (= 100 v.H.) 6 727 

Davon: 


1. Erledigung durch Rat, Auskunft, Verwei- 


sung, Materialübersendung usw 

2 612 


38,78 v.H. 

2. Dem Anliegen wurde entsprochen 

1 169 


17,39 v.H. 

3. Dem Anliegen wurde nicht entsprochen . 

2 421 


36,02 v.H. 

4. Überweisung an die Bundesregierung 

a) zur Berücksichtigung 

34 


0,51 v.H. 

b) zur Erwägung 

44 


0,65 v.H. 

c) als Material 

231 

(D* 

3,44 v.H. 

d) zur Kenntnis 

26 

tu* 

0,39 v.H. 

5. Zuleitung an die Fraktionen des Deut- 

sehen Bundestages zur Kenntnis 

13 

(47)* 

0,19 v.H. 

6. Überweisung an die Volksvertretung des 

zuständigen Bundeslandes 

13 

(5)* 

0,19 v.H. 

7. Überweisung an das Europäische Paria- 

ment 

— 

(24)* 

- v.H. 

8. Durch frühere, in anderem Zusammen- 
hang gefaßte Beschlüsse des Deutschen 

Bundestages erledigt 

155 


2,31 v.H. 

9. Bereits parlamentarisch geprüft 

9 


0,13 v.H. 


Insgesamt . . . 6 727 100,00 v.H. 


*) Im allgemeinen wird bei der abschließenden Behandlung einer Petition nur eine einzige Art der Erledigung beschlossen. Das heißt, daß 
die Petition z. B. der Bundesregierung zur Erwägung überwiesen wird. Es gibt jedoch Fälle, in denen verschiedene Arten der Erledigung 
in einem Beschluß verbunden werden. So kann eine Petition z. B. der Bundesregierung zur Erwägung und — also zusätzlich — den 
Fraktionen zur Kenntnis überwiesen werden. Derartige zusätzliche Beschlüsse sind zu II. hinter der ersten Zahlenkolonne in Klammem 
ausgewiesen. 
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E. Neueingänge (mit Vergleichszahlen ab 1975) 
In Klammern: Massenpetitionen*) 


11 409 

1975 


20 728 

1976 


12 306 

1977 




12 881 

1979 


10 736 

1980 







11 386 


13 593 


12 568 


13 878 


12 283 


12 038 









(43 551) 


(10 369) 

1981 


1982 


1983 


1984 


1985 


1986 


10 992**) 

(20 891) 


1987 


Massenpetitionen in 1987 

Betreff: Anzahl: 

1 . Visum für Bhagwan 2 245 

2. Aufhebung der Volkszählung 15 010 

3. Erleichterung der Asylgewährung (mit 3 627 Unterschriften) 431 

4. Importverbot für Meeresschildkröten 629 

5. Versagung der atomrechtlichen Genehmigung für Alkern 

(mit 1 518 Unterschriften) 105 

6. Arzt im Praktikum (mit 1 497 Unterschriften) 788 

7. Massentierhaltung 943 

8. Ressortwechsel (Zuständigkeit für Tierschutz) 187 

9. Änderung des Petitionsverfahren (mit 400 Unterschriften) 104 

10. Abrüstung 219 


*) Massenpetitionen sind Eingaben in größerer Zahl mit demselben Anliegen, deren Text ganz oder im wesentlichen übereinstimmt. Sie 
sind in der Zahl der Neueingänge (10 992) jeweils nur als eine Petition berücksichtigt und werden erst seit 1985 jährlich gesondert 
erfaßt. 

**) Darin sind enthalten 859 Eingaben zur Bundesgesetzgebung = 7,81 v. H. 
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F. Sammeleingaben in 1987 (Vgl. unter C b, Ziffer 3) 


lfd. Nr. 

Bezeichnung des Anliegens 

Anzahl der 
Unterschriften 

1 

Beschwerde über den überproportio- 
nalen Anteil der Mitglieder des Deut- 
schen Bundestages aus dem öffent- 
lichen Dienst 

221 

2 

Anpassung der Reisekostensätze für 
Arbeiter an die Bestimmungen für An- 
gestellte und Beamte 

188 

3 

Schutz der Jugend vor Videokasset- 
ten mit brutalem und pornographi- 
schem Inhalt 

101 

4 

Risiken der Gentechnologie 

847 

5 

Beschwerde gegen die drastischen 
Mieterhöhungen im Wohnheim Ober- 
wiesenfeld 

1 225 

6 

Protest iranischer Flüchtlinge gegen 
die Behandlung von Flüchtlingen 

500 

7 

Ersatz der Atomkraftwerke und Verbot 
risikoreicher Chemikalien 

103 

8 

Fluglärm im Raum Hünxe 

741 

9 

Flugiärm in der Vorderpfalz 

529 

10 

Fluglärm im Raum Boianden 

723 

11 

Fluglärm im Raum Oldendorf 

996 

12 

Forderung nach Freilassung eines 
Rechtsradikalen 

573 

13 

Schutz des ungeborenen Lebens 
(§ 218 a StGB) 

58 605 

14 

Bürgerinitiative „Keine Militärhub- 
schrauber in Büdingen“ 

2 619 

15 

Beschwerde gegen Transport u. Auf- 
stellung von Pershing II 

471 

16 

Ärztliche Versorgung der Familienan- 
gehörigen von Soldaten im Ausland 

282 

17 

Erhebung der Grunderwerbsteuer nur 
nach dem Grund-Bodenwert 

116 


lfd. Nr. 

Bezeichnung des Anliegens 

Anzahl der 
Unterschriften 

18 

Lösung der Schuldenkrise der Ent- 
wicklungsländer 

148 

19 

Maßnahmen zur Lösung der Krisen in 
der Eisen- und Stahlindustrie 

190 000 

20 

Hilfen zur Förderung der Werft- 
industrie 

15 554 

21 

Sofortige Stillegung aller Atomkraft- 
werke 

2 000 

22 

Verbesserung der sozialen Sicherung 
nicht erwerbstätiger Hausfrauen im 
Falle der Schädigung durch Dritte 

1 395 

23 

Novellierung des Tierschutzgesetzes 

111 

24 

Novellierung des Tierschutzgesetzes 
vom 1. Januar 1987 sowie Ressort- 
wechsel 

11 500 

25 

Einwände gegen strukturelle Ände- 
rungen bei der Deutschen Bundes- 
post 

135 

26 

Erhalt des Postamtes II in Eschwege 

1 256 

27 

Bitte um beschleunigten Baubeginn 
der Umgehungsstraße im Pfinztal 

1 876 

28 

Beschwerde über die Stillegung des 
Bahnhofes in Herzog Juliushüttte bei 
Goslar 

207 

29 

Beschwerde über Streckenstillegung 
der Bundesbahn von Wuppertal- 
Elberfeld nach Cronenberg 

128 

30 

Einsatz für die Freilassung eines in der 
UdSSR inhaftierten Priesters 

251 

31 

Unterstützung der doppelten Null- 
lösung bei den Mittelstreckenraketen 

1 362 

32 

Einführung eines Volksentscheides 
über die Gegenstände der Bundesge- 
setzgebung 

100 000 
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Änderungsanträge der Fraktionen zu Sammelübersichten in 1987*) 


Sammel- 

übersicht 

Inhalt der Petition 

Fund- 

stelle 

im 

Jahres- 

bericht 

Antragsteller 

Sit- 

zung 

Datum 

Stenogr. 

Ber. 

Seite 

Nr. 

Druck- 

sache-Nr. 

Fraktion 

Druck- 

sache-Nr. 

9 

11/242 

Kreditwesen 

— Vertragsbedingung einer Bausparkasse — 

2.5.6 

SPD 

11/961 

33. 

15. 10. 1987 

2208 ff. 

12 

11/325 

Sozialhilfe 

— Anrechnung von Kindergeld auf Sozialhilfe — 

2.12.3 

SPD 

11/962 

33. 

15. 10. 1987 

2208 ff. 

27 

11/967 

Volkszählung 1987 

— Aufhebung des Volkszählungsgesetzes 1987 — 

m 


11/1120 

39. 

12. 12. 1987 

2607 ff. 

28 

11/968 

Arbeitsförderungsgesetz 
— Förderung der beruflichen Bildung — 

2. 8.2.5 

SPD 

11/1138 

39. 

12. 11. 1987 

261 4 ff. 

30 

11/1085 

Krankenpflegeberufe 

— Schwesternhelferinnenausbildung für Männer — 

2.12.8 

SPD 

11/1416 

46. 

03. 12. 1987 

I 

321 9ff. 


*) Zu allen Änderungsanträgen fand eine Aussprache statt. 
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Anlage 3 

Verzeichnis der Mitglieder des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages 
(11. Wahlperiode) 

(Stand: 31. Dezember 1987) 

Vorsitzender: Abg. Dr. Gero Pfennig, CDU/CSU 
Stellv. Vorsitzender: Abg. Eugen von der Wiesche, SPD 


Fraktion 

Ordentliche Mitglieder 

Stellvertretende Mitglieder 

CDU/CSU 

Dr. Pfennig 

Dr. Becker (Frankfurt) 


Börnsen (Bönstrup) 

Dr. Fell 


Frau Dempwolf 

Fischer (Hamburg) 


Frau Fischer 

Dr. Friedrich 


Fuchtel 

Geis 


Dr. Grünewald 

Dr. Göhner 


Frau Hasselfeldt 

Harries 


Haungs (Obmann) 

Hörster 


Kalb 

Pesch 


Kossen dey 

Neu mann (Bremen) 


Jung (Limburg) 

Repnik 


Frau Limbach 

Dr. Rüttgers 


Zeitlmann 

Oswald 

SPD 

Frau Bulmahn 

Dr. Böhme (Unna) 


Dr. Emmerlich 

Frau Faße 


Frau Ganseforth 

Ibrügger 


Frau Hämmerle 

Kirschner 


Hiller 

Müntefering 


Kühbacher 

Rixe 


Peter (Kassel) (Obmann) 

Börnsen (Ritterhude) 


Reuter 

Schütz 


Frau Seuster (stv. Obfrau) 

Steiner 


von der Wiesche (stv. Vors.) 

Wartenberg (Berlin) 


Zumkley 

Frau Weiler 

FDP 

Funke (stv. Obmann) 

Neuhausen 


Frau Dr. Segall (Obfrau) 

Nolting 


Frau Würfel 

Rind 

DIE GRÜNEN 

Frau Garbe (stv. Obfrau) 

Weiss (München) 


Frau Nickels (Obfrau) 

Hafner 


51 



Drucksache 11/2346 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Anlage 4 


Organisationsübersicht der Abteilung Petitionen und Eingaben der Verwaltung 
des Deutschen Bundestages 

(Stand: 31. Dezember 1987) 


Leiter: 

MinDirig van Heiß 
Vertreter: MinR Viethen 


1 

Sekretariat des 
Petitionsausschusses 

i 

Referat Pet 1 

AA, BMI, BMV, 

BMBau, BMB, 

BMFT, BMU 

i 

Referat Pet 2 

BMF, BMWi, BMVg, 
BMZ, BPräs, BT, BR 

Referat Pet 3 

BMA (Soziales), 
BMJFFG, BMBW 

i 

Referat Pet 4 

BMA (Arbeit), 

BMJ, BMP, BML, BK 

Ausschußsekretär: 

MinR Massengeil 

MinR Kremser 

MinR Viethen 

MinR Knuth 

MinR Meindl 

Vertreter: 

VAe Jordan 

RR Dr. Limpert 

ORR’n Ruppert 

ORR’n Kühl-Meyer 

ORR Linn 
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Anlage 5 

Petitionsausschüsse der Bundesländer 

(Stand: 31. Dezember 1987) 




Land 

Anschrift 


Vorsitzende 


Baden-Württemberg 

Landtag von Baden-Württemberg 
Petitionsausschuß 

Haus des Landtages 

Konrad-Adenauer-Straße 3 

7000 Stuttgart 1 

Vors.: 

Vertr.: 

Schätzle 

Brechtken 

CDU 

SPD 

Bayern 

Bayerischer Landtag 

Ausschuß für Eingaben und Beschwerden 
Maximilianeum 

8000 München 85 

Vors.: 

Vertr.: 

Klasen 

Ritter 

SPD 

CSU 

Berlin 

Abgeordnetenhaus von Berlin 
Petitionsausschuß 

John-F.-Kennedy-Platz 

Rathaus 

1000 Berlin 62 

Vors.: 

Vertr.: 

Baetge 

Bode 

FDP 

CDU 

Bremen 

Bremische Bürgerschaft 

Petitionsausschuß 

Haus der Bürgerschaft 

Am Markt 

2800 Bremen 1 

Vors.: 

Vertr.: 

Pflugradt 

Frau Lenz 

CDU 

SPD 

Hamburg 

Bürgerschaft der Freien und Hansestadt 
Hamburg 

Eingabenausschuß 

Rathaus 

Postfach 10 09 02 

2000 Hamburg 1 

Vors.: 

Schriftf.: 

Sanders 

Bornhöft 

CDU 

SPD 

Hessen 

Hessischer Landtag 

Petitionsausschuß 

Schloßplatz 1 

6200 Wiesbaden 1 

Vors.: 

Vertr.: 

Beucker 

Greift 

SPD 

CDU 

Niedersachsen 

Der Niedersächsische Landtag hat keinen Petitionsausschuß eingesetzt, sondern 
überweist die Petitionen an die zuständigen Fachausschüsse 

Adresse: 

Niedersächsischer Landtag 

Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1 

Postfach 44 07 

3000 Hannover 1 
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Land 

Anschrift 


Vorsitzende 


Nordrhein-Westfalen 

Landtag Nordrhein-Westfalen 
Petitionsausschuß 

Haus des Landtages 

Postfach 11 43 

4000 Düsseldorf 

Vors.: 

Vertr.: 

Knipschild 

Rohe 

CDU 

SPD 

Rheinland-Pfalz 

Landtag Rheinland-Pfalz 
a) Petitionsausschuß 

Deutschhausplatz 12 

6500 Mainz 

Vors.: 

Vertr.: 

Dauenhauer 

Fink 

CDU 

SPD 


b) Bürgerbeauftragter 

Mittlere Bleiche 61 

6500 Mainz 


Mallmann 


Saarland 

Landtag des Saarlandes 

Ausschuß für Eingaben 
Franz-Josef-Röder-Str. 7 

Postfach 11 88 

6600 Saarbrücken 

Vors.: 

Vertr.: 

Rischar 

Gehring 

SPD 

CDU 

Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holsteinischer Landtag 
Eingabenausschuß 

Landeshaus 

2300 Kiel 1 

Vors.: 

Vertr.: 

Sprenger 

Johna 

CDU 

SPD 
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Anlage 6 


Verzeichnis der Ombudsmänner und Petitionsausschüsse 
der Europäischen Region 

(Stand: 31. Dezember 1987) 


Europäisches Parlament 


Ausschuß für Petitionen 

Vorsitzender: Raphael Chanterie 

Parlement Europäen 

2929 Luxemburg 

Belgien 


Oswald van Ootheghem 

Voorzitter von de Commissie 
voor Verzoekschriften 

Belgische Senaat 

Paleis der Natie 

1000 Brüssel 

Charles Cornet D’Elzius 

Chambre des Repräsentants 

Palais de la Nation 

Place de la Nation 2 

1 000 Brüssel 

Dänemark 


Dr. Hans Gammeltoft- Hansen 

Folketingets Ombudsmand 

Frederiksberggade 2, 2 sal. 

1459 Kopenhagen K 

Finnland 


Dr. Olari Heinonen 

Parliamentary Ombudsman 

Eduskunta 00102 

Helsinki 1 0 

Frankreich 


Paul Legatte 

Mediateur de la 

Republique Francaise 

96, Avenue de Suffren 

75015 Paris 

Großbritannien 


Anthony R. Barrowclough, Q.C. 

Parliamentary Commissioner for 

Administration & Health 

Services Commissioner 

Church House, Great Smith 
Street 

London SW1P 3BW 

Irland 


Michael Mills 

Ombudsman 

52 St. Stephen’s Green 

Dublin, 2 

Israel 


Yaakov Malz 

State Comptroller & Commissioner 
for Complaints from the Public 

P.O. Box 669 

91 000 Jerusalem 

Italien 


Dr. Italo de Vito 

Difensore Civico Neila 

Region Toskana 

Via Ricasoli, 21 

50122 Florenz 

Dr. Luigi Gallerani 

Difensore Civico Neila 

Region Ligurien 

Via E. de Amicis, 2 

16122 Genua 

(vakant) 

Difensore Civico 

Region Kampanien 

Palazzo Reale 

80100 Neapel 
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Aw. Giovanni Arcioni 

Difensore Civico Nelia 

Region Umbrien 

Piazza Italia, 2 

06100 Perugia. 

Aw. Guido Sasso 

Difensore Civico Nella 

Region Lombardei 

Via Ugo Bassi, 2 

20159 Mailand 

Dr. Gaetano Vetrano 

Difensore Civico Nella 

Region Latium 

Piazza SS. Apostoli, 73 

00187 Rom 

Aw. Mario Oliviero Drigani 

Difensore Civico Nella 

Region Friaul-Julisch Venetien 

Via F. Filzi, 21/1 

34100 Triest 

Dr. Maurizio Marini 

Difensore Civico Nella 

Region Marken 

Via Leopardi, 9 

60122 Ancona 

Dr. Vittorio de Martino 

Difensore Civico Nella 

Region Piemont 

Via S. Teresa, 7 

10121 Turin 

Dr. Enrico Bolognani 

Difensore Civico Nella 

Region Autonome Provinz Trient 

Piazza Dante 

38100 Trient 

Dr. Heinold Steger 

Difensore Civico Nella 

Region Autonome Provinz Bozen 

Raiffeisenstraße 2 

39100 Bozen 

Dr. Carlo Falqui Massidda 

Difensore Civico Nella 

Region Emilia-Romagna 

Piazza Galileo, 4 

40124 Bologna 

Liechtenstein 


Michael Ritter 

Ombudsmann 

Vaduz, 9490 

Luxemburg 


Anne Brasseur 

Däputä Präsident de la 

Commission des Pätitions 

Chambre des Däputäs 
Luxemburg 

Niederlande 


Prof. Dr. M. Oosting 

National Ombudsman 

Stadhoudersplantsoen 2 s 
Postbus 29729 

2502 LS s-Gravenhage 

Norwegen 


Audvard Os 

Stortingets Ombudsman for 

Forvaltningen 

Oslo-Dept., Akersgaten, 45 
Postboks 8028 

0030 Oslo 1 

Österreich 

Volksanwälte: 

Franziska Fast 

Volksanwaltschaft 

Singerstraße 17 

1015 Wien 

Dr. Franz Bauer 

dto. 

Dipl.-Volksw. Helmuth Josseck 

dto. 

Portugal 


Angelo Vidal d’Almeida Ribeiro 

Provedor de Justica 

Avenida 5 de Outubro, 38 

1 094 Lissabon 
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Spanien 

Eduardo Dato, 31 
28.010 Madrid 


Prof. Dr. Joaquin Ruiz-Gimenez 
El Defensor del Pueblo 


Schweden 

Claes Eklundh 
Chief Ombudsman 


Anders Wigelius 
Ombudsman 

Gunnel Norell Söderblom 
Ombudsman 

Hans Ragnemalm 
Ombudsman 


Riksdagens 

Ombudsmannaexpedition 
Box 16327 
S 103 26 
Stockholm, 16 

dto. 


dto. 


dto. 


Schweiz 

Dr. Jacques Vontobel 
Ombudsmann der Stadt Zürich 

Dr. Adolf Wirth 

Ombudsmann des Kantons Zürich 


Rämistraße 8 

8001 Zürich 

Alfred Esche-Str. 1 1 

8002 Zürich 
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Regelungen zum Petitionsrecht im Grundgesetz 


Artikel 17 

Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in Ge- 
meinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Be- 
schwerden an die zuständigen Stellen und an die 
Volksvertretung zu wenden. 


Artikel 17 a Abs. 1 

Gesetze über Wehrdienst und Ersatzdienst können 
bestimmen, daß für die Angehörigen der Streitkräfte 
und des Ersatzdienstes während der Zeit des Wehr- 
oder Ersatzdienstes das Grundrecht, seine Meinung in 
Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten 


(Artikel 5 Abs. 1 Satz 1 erster Halbsatz), das Grund- 
recht der Versammlungsfreiheit (Artikel 8) und das 
Petitionsrecht (Artikel 17), soweit es das Recht ge- 
währt, Bitten oder Beschwerden in Gemeinschaft mit 
anderen vorzubringen, eingeschränkt werden. 


Artikel 45c 

(1) Der Bundestag bestellt einen Petitionsausschuß, 
dem die Behandlung der nach Artikel 17 an den Bun- 
destag gerichteten Bitten und Beschwerden obliegt. 

(2) Die Befugnisse des Ausschusses zur Überprü- 
fung von Beschwerden regelt ein Bundesgesetz. 


58 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/2346 


Anlage 8 


Gesetz über die Befugnisse des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages 
(Gesetz nach Artikel 45c des Grundgesetzes) 

Vom 19. Juli 1975 (BGBl. I S. 1921) 


§ 1 

Zur Vorbereitung von Beschlüssen über Beschwer- 
den nach Artikel 17 des Grundgesetzes haben die 
Bundesregierung und die Behörden des Bundes dem 
Petitionsausschuß des Deutschen Bundestages Akten 
vorzulegen, Auskunft zu erteilen und Zutritt zu ihren 
Einrichtungen zu gestatten. 


§2 

Für die bundesunmittelbaren Körperschaften, An- 
stalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts gilt § 1 
entsprechend in dem Umfang, in dem sie der Aufsicht 
der Bundesregierung unterstehen. 


§3 

(1) Aktenvorlage, Auskunft sowie der Zutritt zu Ein- 
richtungen dürfen nur verweigert werden, wenn der 
Vorgang nach einem Gesetz geheimgehalten werden 
muß oder sonstige zwingende Geheimhaltungs- 
gründe bestehen. 

(2) Über die Verweigerung entscheidet die zustän- 
dige oberste Aufsichtsbehörde des Bundes. Die Ent- 
scheidung ist zu begründen. 


§4 

Der Petitionsausschuß ist berechtigt, den Petenten, 
Zeugen und Sachverständige anzuhören. 


§5 

Der Petent, Zeugen und Sachverständige, die vom 
Ausschuß geladen worden sind, werden entspre- 
chend dem Gesetz über die Entschädigung von Zeu- 


gen und Sachverständigen in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1756), geändert durch Artikel 6 des Geset- 
zes zur Entlastung der Landgerichte und zur Verein- 
fachung des gerichtlichen Protokolls vom 20. Dezem- 
ber 1974 (Bundesgesetzbl. I S. 3651), entschädigt. 


§6 

Der Petitionsausschuß kann nach Maßgabe der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages die Aus- 
übung seiner Befugnisse nach diesem Gesetz im Ein- 
zelfall auf eines oder mehrere seiner Mitglieder über- 
tragen. 


§7 

Gerichte und Verwaltungsbehörden sind verpflich- 
tet, dem Petitionsausschuß und den von ihm beauf- 
tragten Mitgliedern Amtshilfe zu leisten. 


§8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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